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Quellenkreis gewonnen werden können, so ziemlich erschöpft 
ist. Seit Walt z und Roth ist eine andere Richtung aufge- 
kommen, welche den Ausgangspunkt ihrer Forschungen einen 
Schritt weiter zuKück verlegt hat. Sie geht von dem Recht 
des fränkischen Reichs, von den Volksrechten und Capitularien, 
und insbesondere grade von dem fränkischen Recht des 
fränkischen Reiches aus. Man kann nicht sagen, dass hier 
schon in gleicher Weise wie für den Sachsenspiegel die Haupt- 
summe der Arbeit geschehen sei. Zwar sind erfolgreiche An- 
fänge namentlich für das Verfassungsrecht gemacht worden, 
aber auf dem Gebiet des Privatrechts^ Processrechts, Straf- 
rechts ist nur erst von ganz vereinzelten Untersuchungen die 
Verwerthung des altfränkischen Rechts für die deutsche Rechts- 
geschichte unternommen worden. Bei der Verlegung des 
Gesichtspunktes in die fränkische Periode ist der Horizont weit 
grösser, das Quellenmaterial weit reicher, und liegt es in der 
Natur der Dinge, dass hier eine längere Zeit vergehen wird, 
bis das Ackerfeld des fränkischen Rechts in gleicher Weise 
wie das des sächsischen Rechts bestellt und abgeerntet ist. 
Es kommt hinzu, dass für Jeden, der auf dem Gebiet des 
fränkischen Rechts arbeitet, die Durchforschung des unge- 
heuren XJrkundenmaterials unerlässlich ist, während die Forscher 
auf dem Gebiet des Sachsenspiegels, hierin dem Vorbild ihres 
Altmeisters Ho mey er unähnlich, es mehrfach, wie z. B. noch 
das neueste Werk von Planck über das deutsche Gerichts- 
verfahren im Mittelalter (1879) beweist, für überflüssig halten, 
sich auch mit den Urkunden abzugeben. 

Indem die auf das fränkische Recht sich richtende Literatur 
noch in voller Arbeit ist, klopft bereits ein neuer Ankömm- 
ling, das nordgermanische Recht, an die Thür und verlangt, 
dass die Methode der deutschrechtsgeschichtlichen Forschung 
eine neue Aenderung erfahre, dass der Ausgangspunkt noch 
weiter zurück, in das germanische Alterthum verlegt werde, 
dass die altgermanische Zeit nicht als blosse Vorbereitungs- 
periode behandelt, dass vielmehr die deutsche Rechtsgeschichte 
nur als eine Evolution der germanischen Rechtsgeschichte auf- 
gefasst werde. 

Nun ist gewiss, dass mehrere Methoden gleichzeitig neben 
einander in Gebrauch sein können. Wenn die Arbeiter von 



entgegengesetzten Seiten in den Berg eindringen, werden sie 
um so sicherer den Tunnel vollenden, welcher das ganze 
Innere des Gebirges aufschliesst. Aber ebenso gewiss ist, dass 
nicht vorzeitig eine Methode aufgegeben werden darf, bevor, 
sie alle Früchte getragen hat, die sie zu zeitigen im Stande 
ist. Denn jede Methode hat ihre besonderen Früchte, und eine 
andere Methode darf nicht den Anspruch erheben, Resultate 
bringen zu wollen, welche nur auf entgegengesetztem Wege 
erreichbar sind. Niemand wird heute mehr sich sonderlich 
viel geschichtliche Erkenntniss von Untersuchungen versprechen, 
welche auf den Sachsenspiegel und die verwandten Quellen 
beschränkt sind. Aber von dem Gebiet des fränkischen Rechts 
aus sind noch viele Eroberungen zu macheu, und eine Reihe 
der wichtigsten Ergebnisse für die deutsche Rechtsgeschichte 
kann gerade nur vom fränkischen Recht aus gewonnen werden. 
Darum soll im Folgenden der Versuch gemacht werden, die 
Bedeutung des fränkischen Rechts für die deutsche, ja für die 
europäische Rechtsgeschichte klarzustellen. 

Das von Chlodwig gegründete Frankenreich nahm in seiner 
schliesslichen Gestalt die Gesammtheit der continentalen ger- 
manischen Stämme und zugleich die Reste des lateinischen 
Röraerthums in sich auf. Als Karl der Grosse Sachsen und 
Langobarden dem Reich hinzugefügt hatte, war die Herstellung 
einer abendländischen Weltmonarchie germanisch-romanischer 
Nationalität vollendet. 

Die Reichsgründung war von den salischen Franken aus- 
gegangen. Diese Thatsache ward für die gesammte spätere 
Rechtsgeschichte von massgebender Bedeutung. 

Die mittelalterliche Rechtsgeschichte besteht in der Ge- 
schichte der Wirkung, welche das salisch-fränkische Recht auf 
die übrigen Stammesrechte ausgeübt hat. Suchen wir uns die 
wichtigsten Thatsachen, welche diesen Process veranschau- 
lichen, klar zu machen. 

Schon in der merovingischen Periode können wir die An- 
fänge der Vorherrschaft des salischen Rechtes währnehmen. 
Die Volksrechte jener Periode, d. h. die Rechtsquellen des 
sechsten, siebenten, achten Jahrhunderts lassen bereits ahnen, 
welches das Schicksal der deutschen Rechtsgeschichte sein 
wird. 



Das erste Opfer, welches die aufsteigende Uebermacht 

des salischen Frankenrechts forderte, war das nächst ^er- 

, . wandte Stammesrecht, das Recht der ribuarischen Franken. 

VC/JO . M-//. Der erste und älteste Theil der Lex R ibuaria, welcher etwa 

l5t Ka^- d er ersten Hälfte des se chsten Jahrhunderts'^anp^ehört, zeigt 

/ •L-. .-OQ uns, dass die beiden Abtheilungen des Frankenstammes, Salier 

^ „. Z . und Ribuarier, ihre nationale Verschiedenheit auch in einem 

nicht unerheblich verschiedenen nationalen Recht ausgeprägt 

hatten. Jener erste Theil des ribuarischen Volksrechts handelt 

vom Strafrecht, und wir finden hier ein selbständiges Compo- 

?*^/" sitionensystem, von den Bussansätzen der LcxSalica völlig ab- 

T'i'ö ioo weich end. Anders in dem zweiten Theil, der etwa demEncJe 

-— --" des sechsten Jahrhunderts angehört. Hier ist das altribuarische 

Compositionensystem mit Stumpf und Stiel ausgerottet und, von 
ganz vereinzelten Ausnahmen abgesehen, das sali sche Compo- 
sUionensystem an seine Stelle getreten. Der ganze zweRe 
Theifder Lex~"Ribuaria stelll eine Bearbeitung der Lex Salica 
zu Nutz und Frommen der ribuarischen Franken dar. Die 
Abweichungen, welche der zweite Theil gegenüber der Lex 
Salica aufweist, hängen, wie z. B. die Rechtssätze über den 
adfatimus oder die Rechtssätze des Processrechts , oder die 
Röchtssätze über die Morgengabe und über das in Immobilien 
bestellte Witthum, mit der Fortentwickelung zusammen, welche 
das salische Recht selbst inzwischen durchgemacht hatte. Der 
zweite Theil der Lex Ribuaria bedeutet eine zweite Auflage 
der Lex Salica, entsprechend dem Rechtszustand am Ende des 
sechsten Jahrhunderts, und wir entnehmen aus ihm das Recht, 
welches nunmehr gleichermassen bei neusfrasischen und austra- 
sischen Franken gilt. Den gleichen Charakter weisen die 
späteren Theile der Lex Ribuaria auf. Nur Einzelnes Mnnen 
wir als spezifisch ribuarisch nachweisen: den Eintritt der 
Mündigkeit erst mit 15 Jahren (nach salischem Recht mit 
12 Jahren)^), die Höhe des in fahrender Habe gezahlten 



*) Doch kann ich auf diesen Unterschied nicht das Gewicht legen 
wie Schröder in seinen jüngsten, sonst so sehr anregenden Unter- 
suchungen (z. B. ii^ den Forschungen zur deutschen Geschichte Bd. 19 
S. 141 flf.) gethan hat, da später, wie im deutsch -fränkischen Gebiet 
die Volljährigkeit mit 12 Jahren, so umgekehrt in Frankreich die Voll- 
jährigkeit ipit 15 Jahren begegnet (Warnkönig, Französ. Rechtsgesch. 



Witthums von 50 Solidi (bei den Saliern 62\'2 oder 60 Solidi). 
Im Grossen und Ganzen haben die beiden fränkischen Stammes- 
rechte sich zu einem einzigen grossen Strom vereinigt, welcher 
die Farbe und den Grundton des salischen Rechtes trägt. 
Das ribuarische Recht in seiner ausgeprägten Besonderheit 
hat schon seit dem Ende des sechsten Jahrhunderts aufgehört 
zu existiren.2) 

Auch an den übrigen Stammesrechten ging schon in der 
merovingischen Zeit der Einfluss des salischen Rechts keines- 
wegs spurlos vorüber. /> 

Das alamannische Volksißcht, welches Chlothar II. im An- ^J^ äavn 
fang des siebenten Jahrhunderts (613—622) aufzeichnen liess, / ,3. / 
enthielt in der Hauptsache noch eigenthümlich alamannisches 
Recht. Aber nicht blos der salisch - fränkische Königsbann 
von 60 Solidi erinnert daran, dass die Alamannen ein Theil des 
fränkischen Reichs geworden sind. Auch die altalamannische 
Standesverfassung erscheint bereits als erschüttert. Aus ver- 
einzelten Notizen, welche ausserhalb der Lex Alamannorum 
Hlothariana begegnen, lerneij wir die altalamannische Drei- 
theilung der freien Leute in Gemeinfreie (barones de minoflidis), . 
Mittelfreie (mediani) und Hochfreie (primi Alamanni) kennen, 
d. h. es gab über den „niinderfreien" gemeinen Leuten noch 
einen zweifach abgestuften alamannischen Adel, die Hoch- 
und die Mittelfreien, eine prima und eine secunda nobilitas. In 
der Lex Alamannorum Chlothars IL (tit. 69) sind die primi 
Alamanni bereits gestrichen — sie kennt ausser dem Gemein- 

II, S. 190. Kraut, Vormundsch. I. S. 133), und zwar in Folge eines 
Gewohnheitsrechts, dessen Anfänge schon in merovingische Zeit 
(6. Jahrh.) zurückreichen: König Childebert ward erst im Alter von 15 
Jahren von seinem Oheim für einen „Mann" erklärt, Greg. Tur. VII., 
33 (vergl. Waitz Verf. Gesch. IL, 2. Aufl., S. 128, 129). 

2) Wenn Einhard Vita Ktnroli c. 29 sagt: nam Franci duas habent 
leges, in plurimis locis valde diversas, so denkt er dabei an die Auf- 
zeichnungen des salischen und ribuarischen Rechts, welche allerdings, 
weil zu sehr verschiedener Zeit entstanden, erheblich von einander ab- 
weichen. Die Lex Francorum Ghamavorum, welche unter dem Einfluss 
des benachbarten friesischen und sächsischen Rechts steht, weicht el)enso 
von der Lex Ribuaria wie von der Lex Salica ab, und kennt im 
Uebrigen nur ein Frankenrecht (c. 1: quomodo et alii Franci habent. 
c. 2: sicut alii Franci habent). 



6 

freien (über) nur noch den Mittelfreien (medius) — und eine 
spätere Notiz der Lex Ribuaria über die alamannisclien 
Wergeidsverhältnisse ^) lässt schliessen, dass noch im Lauf der 
merovingischen Zeit die altalamannische Standeseintheilung 
verschwunden und die fränkische Standesgliederung, welche 
nur den Gegensatz von Freien und Unfreien kennt, an ihre 
Stelle getreten ist. 

i^ " Das bairische Volksrecht giebt in den beiden Theilen , 

/jM/lrWVuv^ welche Roth als die ältesten unterschieden hat, an das Vor- 
bild des alamannischen und westgothischen Volksrechts sich 
anlehnend, die altbairischen Ueberlieferungen wieder, während 
der dritte und jüngste Theil (Titel 1 und 2) wenigstens schon 
das Eindringen des fränkischen Compositionensystems aufweist. 

Aber die merovingische Zeit ist im Allgemeinen grundsätz- 
lich conservativ und schonend gegen die Eigenthümlichkeiten 
der in den Reichsverband aufgenommenen Stämme. Die 
Uniformirung beschränkte sich den nichtfränkischen Stämmen 
gegenüber auf das Nothwendigste, insbesondere auf das öffent- 
liche Recht, und auch hier Hess man, wie z. B. die alamannische 
und bairische Gerichtsverfassung zeigen, soweit es möglich 
war, altüberlieferte Besonderheiten bestehen. XJeberhaupt ist 
die merovingische Zeit wie in kirchlichen so auch in recht- 
lichen Dingen durch ihre Toleranz ausgezeichnet; sie ist weit ent- 
fernt, das ganze rechtliche Leben des Reichs von einem Mittel- 
punkte aus einheitlich zu gestalten. Ja seit der zweiten 
Hälfte des siebenten Jahrhunderts, wo Alamannen und Baiern 
sich loslösen und bald auch Aquitanien zu einem selbständigen 
Herzogthum sich erhebt, hat das föderalistische Princip gerade- 
zu den Sieg über das centralistische davongetragen. 

Die centralistische Bewegung trat erst in dem restaurirten 
Reich der Karolinger aufs Neue in den Vordergrund, aber 
nun allerdings mit einer Energie, welche der ganzen mero- 
vingischen Periode fremd gewesen war. Die Kraft der centräli- 
sirenden und uniformirenden Bewegung in der Karolingerzeit 



*) Rib. 36, 4: Si quis Ribuarius advenam Alamannum, — inter- 
fecerit, 160 sol. culpabilis judicetur. Das hier genannte Wergeid ist 
das Wergeid des alamannischen Gemeinfreien, welches also schlechtweg 
ftls Wergeid der Alamannen gilt. 



drückt sich vor Allem in der inneren Rechtsgeschichte des 
karolingischen Jahrhunderts aus. In dieser Zeit hat die Reichs- 
idee den Sieg über die Stammesidee und zugleich das Reichs- 
recht den Sieg über das Stammesrecht davongetragen. 

Durch Karl den Grossen war das römische Reich des 
Julius Cäsar wieder hergestellt worden. Die Sehnsucht der 
germanischen Stämme war erfüllt. Das Reich, welches als 
der Inbegriff aller Herrlichkeit unvergesslich in dem Gedächt- 
niss der Barbaren lebte, welches einst die jugendlichen Germanen- 
stämme zugleich mit Entzücken und mit Entsetzen erfüllt hatte, 
welches als das einzige Reich erschien, das der Weltgeschichte 
einen Inhalt und dem öffentlichen Leben einen Werth ver- 
leihen konnte -— dies Reich war wieder da, die schreckliche, 
die kaiserlose Zeit, sie war vergangen, und indem die deutschen 
Stämme sich zum Herrn des römischen Reiches aufwarfen, 
brachten sie es zugleich sich zum frohen Bewusstsein, nunmehr 
die Herren der Welt und der Weltgeschichte zu bedeuten. 
Die Zeit der Wander- und der Lehrjahre, sie war vorüber 
und die Kaiserkrone auf dem Haupte Karls des Grossen zeigte, 
dass die Zeit der Meisterjahre gekommen war. Das Meister- 
werk, mit welchem die deutschen Stämme die Prüfung ihrer 
staatsbildenden Fähigkeit glänzend vor der Weltgeschichte be- 
standen, war vollendet: ein Reich, gleich mächtig, gleich ge- 
waltig, wie einst das römische, war geschaffen worden, und 
mit dem römischen Reich war nunmehr die römische Kirche 
verbunden. Das Reich Karls des Grossen überragte das des 
Julius Cäsar um so mehr an Werth, weil es aus einem 
heidnischen in ein christliches Weltreich sich verwandelt hatte. 

So war die Kaiserkrönung Karl des Grossen und die 
Wiederaufrichtung des römischen Reichs eine populäre That 
im wahrsten Sinne des Wortes, nicht etwa aus gelehrtem 
Bücherstudium, sondern aus dem Drängen der Nationen hervor- 
gegangen. Sie stellte den Abschluss der grossartigen Ent- 
wickelung dar, welche mit der Völkerwanderung ihren Anfang 
genommen hatte. Von vorne herein war nicht blos die Zer- 
störung, sondern die Wiederaufrichtung des römischen Reichs 
das Ideal der deutschen Stämme gewesen. Das hatte nicht 
blos 'der Ostgothe Theodorich, sondern ebenso schon der 
Frankenkönig Chlodwig gedacht, indem er durch Annahme des 
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Titels Proconsul*) sein Reich gewissermassen dem Rahmen 
des römischen Reiches einfügte. 

Aber so sehr auch das römische Kaiserthum Karls des 
Grossen in der Ideenreihe der Germanenstämme lag, ward doch 
dem karolingischen Reich damit ein Lebensmoment eingefügt, 
welches den XJeberlieferungen der Vorzeit widerstrebte. Durch 
das römische Kaiserthum erfuhr die Staatsidee selber eine 
Veränderung. Wir sehen dies sofort an dem Verhältniss des 
fränkischen Reichs zur Kirche. Während der merovingische 
Staat von der Verschiedenheit von Staat und Kirche, ja von 
der Neutralität des Staates gegenüber der Kirche und kirch- 
lichen Dingen ausgefgangen war und trotz wichtiger Rechte, 
welche dem König in Bezug auf die Besetzung der hohen 
Kirchenämter und die Berufung von Reichsconcilien zuständig 
waren, von dem Grundsatz der Freiheit und Selbstregierung 
der Kirche in allen inneren Angelegenheiten ausging, 5) trat 
nun im karolingischen Kaiserreich ein anderes Princip an 
seine Stelle. Der Kaiser fühlte sich durch sein Kaiserthum 
zum Regiment nicht blos des Staates, sondern ebenso der 
Kirche berufen. Die Bischöfe verwandelten sich in Beamte 
des kaiserlichen Willens. Die Fürsorge für die Ausbildung 
des der US, für das Mönchswesen, für die Seelsorge, für die 
Heidenbekehrung fühlte der Kaiser auf sich selber über- 
gegangen. Die kirchliche Gesetzgebung trat unter kaiserliche 
Directive. Die Grenze, welche einst die Kirche vom Staat 
geschieden hatte, fiel hinweg und der Kaiser ward zugleich 
ein summus episcopus der fränkischen Reichskirche. Das 
Kirchenregiment begann, byzantinischen Geist in sich aufzu- 
nehmen. In dieser Thatsache können wir überhaupt die 

*) Es mag bemerkt werden, dass der längere Prolog der Lex Salica 
den Titel pruconsiil nicht blos Chlodwig, sondern ebenso auch seinen 
Nachfolgern Ghildebert und Chlothar beilegt mit den Worten: per 
proconsolis regis Chlodovehi et Hildeberti et Ghlotharii. Wie regis 
(für: reges) sich auf alle drei bezieht, so auch proconsulis (für: procon- 
sules, declinirt wie consul). Dass Chlodwig von dem oströmischen 
Kaiser Anastasius den consularischen Titel empfing und annahm, ist 
bekannt, Waitz, V, G. II, S. 59. 

*) Vergl. darüber jetzt E. Löning, das Kirchenrecht im Reiche der 
Merovinger 1878 (Geschichte des deutschen Kirchenrechts, Bd. 2). 
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eigentliche Wirkung des römischen Kaiserthums auf die fränkische 
Reichsregieriing erkennen : mit der Kaiserkrone hatte die antike 
Idee von der Omnipotenz der Staatsgewalt Fühlung mit der 
fränkischen Reichsverfassung gewonnen. Unter den Karo- 
lingern entfaltet sich jene ausgedehnte Fürsorge für die ge- 
sammten Culturinteressen, welche der germanischen Staatsidee 
und so auch dem merovingischen Reich fern gelegen hatte. 
Jetzt beginnt jene Gesetzgebung und Verwaltung, welche Handel 
und Verkehr, Mass-, Gewicht- und Münzwesen, Kanäle, Leucht- 
thürme, Uferschutz, das Armen wesen, den Unterricht, die 
Unteressen des Grundbesitzes und noch so vieles Andere in 
ihr Gebiet zieht. Das Kaiserthum erhebt sich zum Mittel- 
punkt des gesammten Culturlebens. 

Von diesem Gesichtspunkt aus ergiebt sich das Interesse, 
welches die karolingische Gesetzgebung, darin ganz von den 
Traditionen der merovingischen Zeit abweichend , an der Fort- 
bildung auch des eigentlichen Rechtslebens nimmt. Jetzt be- 
ginnt die bewusste Umgestaltung der Gerichtsverfassung — man 
denke an die Einführung des Schöflfeninstituts, — des Pro- 
cesses, z. B. durch die planmässige Entwicklung eines neuen 
Beweisverfahrens (inquisitio per testes), eines neuen Executions- 
verfahrens (missio in bannum), jetzt beginnt überhaupt die 
volle, in der merovingischen Zeit noch ungeahnte Entfaltung 
des Amtsrechts, welches zugleich den Process und das Straf- 
recht reformirte. An Stelle der Lex, des altüberlieferten, 
gewohnheitsmässigen Volksrechts, war plötzlich die Staats- 
gewalt zum ersten Factor der gesammten Rechtsentwicklung 
geworden. 

Nach dem Vorigen kann es nicht mehr Wunder nehmen, 
dass der karolingische Staat auch zu den einzelnen Volks- 
rechten und ihren Verschiedenheiten eine neue Stellung ein- 
nimmt. Die Nivellirung der Stammesrechtsunterschiede wird 
das bewusste Ziel der Staatsgewalt. Nur ausnahmsweise werden 
in der Karolingerzeit Gesetze als Ergänzung der einzelnen 
Stammesrechte erlassen. Während die merovingische Zeit sich 
in der Hauptsache für die nichtfränkischen Stämme auf die 
Aufzeichnung ihres Gewohnheitsrechts beschränkt, und die 
eigentliche Gesetzgebung der merovinger Könige als Fortbildung 



to 

nur des fränkischen, sei es des salischen, sei es des ribuari- 
schen Staramesrechts erschien, begegnen nun in der Karolinger- 
zeit die Capitularien , welche zu sämmtlichen Stammesrechten 
(nur das römische Recht war ausgenommen) gleichlautende 
Novellen hinzufügten, die capitula omnibus legibus addenda. 
Den gleichen Erfolg und Zweck haben die noch weit zahl- 
reicheren Capitula per sc scribenda, welche bekanntlich das 
eigentliche Amtsrecht der karolingischen Periode enthalten. 
Sie haben territoriale Geltung für das ganze Reich und für 
alle Reichsangehörigen, und haben die gleichmässige Um- 
gestaltung der sämmtlichen Einzelrechte des fränkischen Reichs 
im Sinn des neuen königlichen Rechts zur Aufgabe. Die 
Reformirung der Stammesrechte war zugleich mit ihrer Con- 
formirung verbunden. Die Capitulariengesetzgebung Karls des 
Grossen war der erste grossartige Versuch, der Centralisirung 
des Reiches die Centralisirung des Rechtslebens hinzuzufügen. 
Als die Gebiete, auf welchen die Capitulariengesetzgebung vor 
Allem thätig war , erkennen wir das öffentliche Recht , das 
Strafrecht und den Process, d. h. das öffentliche Recht mit 
seinen unmittelbaren Dependenzen. Zu allen Zeiten hat, wo 
der Reichsgedanke lebendig war, die Reichseinheit zunächst 
die Einheit des Strafrechts und des Processrechts nach sich 
gezogen. Das Privatrecht ist weniger empfindlich für die 
Staatsverfassung, und wird daher erst später von den Ein- 
heitsbestrebungen ergriffen. Die Capitularien der Karolinger 
stellen, wenngleich in eine Reihe von Einzelerlassen aufgelöst, 
dennoch, im Grossen und Ganzen betrachtet, ein Reichsgerichts- 
verfassungsgesetz, ein Reichsstrafgesetzbuch, ein Reichsprocess- 
gesetzbuch dar. Auch für das Privatrecht finden sich einzelne 
Verordnungen. 

Es liegt auf der Hand, dass das Recht, welches den 
Grundton bei dieser ganzen Capitulariengesetzgebung abgab, 
das fränkische und zwar das salisch -fränkische Recht war. 
Die Ca pitularien enthielten eine fränkisch gedachte Gerichts- 
verfassung, ei n frä nkisch gedachtes Strafrecht und Processrecht. 
Sie bewirkten die Einführung des TrahTaschenRecTitsaüf diesen 
Gebieten für die ganze Monarchie vom Ebro bis zur Elbe 
und von der Nordsee bis zur Adria. Die Uniformirung der 
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Stamraesrechte war mit ihrer Frankonisirung gleichbedeutc^nd.^*) 
üeberall im fränkischen Reich ward der triebkräftige Same 
des fränkischen Rechts von der Hand des Gesetzgebers aus- 
gestreut, und das Schwergewicht der Verhältnisse bewirkte, 
dass das fränkische Recht auf allen Gebieten, nicht blos auf 
denen, welche die Hand des Gesetzgebers unmittelbar berührte, 
den vollen Sieg davontrug, dass das Vordringen des fränki- 
schen Kechts, welches unter den Merovingern begonnen und 
durch die karolingischen Capitularien einen so entscheidenden 
Erfolg errungen hatte, mit der Vernichtung der sämmtlichen 
übrigen Stammesrechte endete. Das gleiche Schicksal, welches 
zuerst die lokalen Strafrechts- und Processrechtssysteme er- 
reicht hatte, ereilte bald auch das Privatrecht, sodass auch 
die lokalen Stammesprivatrechte alten Styls dem nemlichen 
Uniformirungsprocess erlagen. 

Den Abschluss dieser Entwicklung müssen wir in der 
Hauptsache schon in das Ende des neunten und den Beginn 
des zehnten Jahrhunderts setzen, d. h. in die Zeit, wo in den 
einzelnen Theilen des Karolingerreichs, insbesondere in Deutsch- 
land, die Ideen der fränkischen Zeit noch in vollöl' Lebens- 
kraft sich befanden. Als die Umstände, welche das Umsich- 
greifen des fränkischen Rechts auf allen Punkten der Linie 
beförderten, welche also neben die gesetzgeberische Unifor- 
mirung der Stammesrechte eine gewohnheitsrechtliche Uni- 
formirung, eine spontane Aufnahme des fränkischen Rechts, 
insbesondere auch des fränkischen Privatrechts hervorbrachten, 
werden wir namentlich zwei Thatsachen hervorzuheben haben. 
Die eine ist die starke fränkische Einwanderung, welche über 
alle Theile des Reiches sich ergoss, über Elsass, Alamannien, 
Baiern, Italien, und welche in Sachsen bekanntlich durch die Weg- 
führung einheimischer Bevölkerung und die Einführung fränki- 
scher Colonisten planmässig unteretützt wurde. So wurden 
die fränkischen Rechtsgebräuche, auch die Gebräuche des 
fränkischen Privatrechts überall bekannt, und überall trat 
eine auf die gewohnheitsrechtliche Entwicklung Einfluss übende 
Wechselwirkung zwischen dem fränkischen Recht und den alt- 

*ft) Einige Thalsachen, welche das im Text Gesagte erläutern, habe 
ich bereits Frank. Reichs- und Gerichtsverf. S. 135 — 137 zusammen- 
gestellt. 
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einheimischen Provinzialrechten ein. Die zweite Thatsache, 
welche wesentlich mitwirkte, dem Recht der fränkischen Ein- 
wanderer zum Siege zu verhelfen, war das überall bedeutend 
vertretene königliche Domaniura. Es verstand sich ganz von 
selbst, dass der Frankenk^nig^ji.nd . seiu -JFiskus überall im 

fränkischen Reich nach fränkischem Recht lebte und handelte, 

— — — ■ "- .. ..^ 

dass die Rechtsgeschäfte über den königlichen Grundbesitz dem 
fränkischen Recht der Gewere und des Immobiliarverkehrs einen 
bedeutenden und einflussreichen Repräsentanten in allen Pro- 
vinzen des Reichs verschafften. Es kam hinzu, dass alle Vornehmen 
aus den einzelnen Stammesgebieteu mit dem königlichen Hof, mit 
dem dort im Königsgericht zur Anwendung gelangenden fränki- 
schen Process- und Privatrecht in Beziehung traten. Es kaiii vor 
Allem hinzu, dass die hohen Beamtenstellen, wie der Domanial- so 
der Reichsverwaltung, gerne mit fränkischen Grossen besetzt 
wurden ; war doch selbst das Herzogsgeschlecht der Agilolfinger 
vielleicht fränkischen Ursprungs.' Es verstand sich von selbst, 
dass der des fränkischen Rechts gewohnte Graf willkürlich 
oder unwillkürlich ein Gewicht zu Gunsten des fränkischen 
Rechts in die Wagschale warf, und dass überhaupt der frankoni- 
sirte Process nothwendig in allen Provinzen des Reichs eine 
Rückwirkung auf die Frankonisirung auch des Privatrechts übte.*) 
Wie früh dieser Ausgleichungsprocess zwischen dem fränki- 
schen und zwar dem salisch-f ränkischen Recht auf der einen 
und den übrigen deutschen Stammesrechten auf der andern 
Seite sich vollzogen hat, vermögen wir am besten aus dem 
bekannten lombardischen Chartular zu ersehen, welches etwa 
um das Jahr 1000 in Pavia abgefasst wurde.'') Der Verfassser 
dieser Sammlung von Formeln, welche auf die verschieden- 
artigsten Rechtsgeschäfte sich beziehen, hat den Grundsatz, 
den Notar nicht bloss über das langobardische, sondern über 
alle Stammesrechte zu informiren, welche in Folge des Rechts 
der handelnden Parteien bei Abschluss der Rechtsgeschäfte 



®) Z. B. für die Aufnahme des fränkischen Wettverlrags (agramire, 
fidejussores tollere) als Mittel des Beweisgelöhnisses der Parthei, vergl. 
Vaissette, hist. de Langued'oc II, Nr. 5 (a. 781). 88, a. 862, und ehenso 
für die Aufnahme der Auflassung als Besitzverzicht des unterliegenden 
Beklagten, vergl. Vaissette II, Nr. 5 (a. 781). Nr. 76 (a. 852). 

'^) Herausgegehen von Boretius hei Pertz, Legg. IV. p. .595 flf. 
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in Anwendung kommen können. In Oberitalien war die Be- 
völkerung bekanntlich stark gemischt. Da gab es nicht bloss 
Langobarden und Römer, sondern zahlreiche Salier, Ribuarier, 
Alamannen, Baiern, Burgunden, Gothen, kurz eine Muster- 
karte aller Stämme und aller Stammesrechte (nur die weit 
entfernten Sachsen, Friesen und Thüringer werden nicht ge- 
nannt), welche überhaupt im fränkischen Reich existirten. 
Aber trotzdem hat der Verfasser des Chartulars nicht, wie man 
erwarten sollte, acht oder mehr, sondern nur drei Arten von 
Rechten zu unterscheiden. Neben dem langobardischen und 
dem römischen Recht, welche beide als selbständige Sonder- 
rechte gedacht werden, bilden alle übrigen Stammesrechte eine 
einzige ununterscheidbare Gruppe. Salier, Ribuarier, Ala- 
mannen, Baiern, Burgunden und Gothen haben nach Ausweis 
des Chartulars schon am Ausgang des zehnten Jahrhunderts 
das gleiche Recht.®) Die Formeln sind darum von einem 
besondern Interesse, weil sie nicht auf den Process, sondern 
grade auf die Rechtsgeschäfte des Privatrechts sich beziehen. 
Sie zeigen, dass wie Process- und Strafrecht durch die Capi- 
tulariengesetzgebung, so das Privatrecht der deutschen Stämme 
des ehemaligen Frankenreichs durch eine gewohnheitsrechtliche 
Entwickelung schon am Ausgang des zehnten Jahrhunderts 
uniformirt ist. Wir sehen zugleich, welches Recht bei diesem 
Uniformirungsprocess den Sieg davon getragen hat. Nicht 
blos die materiellen Rechtssätze, auf die bald des Näheren 



®) Die Unterschiede, welche die 2. Formel namhaft macht, sind 
ganz äusserlicher Natur. So soll, wenn Alamannen, Baiern und Bur- 
gunden die Urkunde tradiren, zu „heredes" hinzugefugt werden „et 
proheredes'' und zu „sine omni contradictione" die Wendung „et repe- 
titione"; statt „esponde te" soll es heissen: „obligate". Ebenso äusser- 
lich ist es, wenn bei der symbolischen Investitur durch einen Baiern 
oder Burgunden das Messer nicht mit auf die carta gelegt werden soll, 
oder, wenn der Notar angewiesen wird, bei Investitur durch einen Ala- 
mannen neben dem wanto auch den (gleichbedeutenden) wandilanc zu 
gebrauchen. Der „Au delang" ist bekanntlich gerade fränkischen Ur- 
sprungs, vergl. z. B. Festgabe für Thoel, Strassburg 1879, S;92 Note 21. 
Ein wirklicher Unterschied des Rechts besteht nach Ausweis des 
Chartulars nur zwischen Römern und Langobarden einerseits, welche 
ohne symbolische Investitur, und zwischen Saliern, Ribuariern, Ala- 
mannen, Baiern u. s. w. andererseits, welche bei Rechtsgeschäften über 
Grundstücke mit symbolischer Investitur und Auflassung handeln. 

2 



14 

eingegangen werden soll, sondern auch die Ausdrucksweise 
des Chartulars selbst, macht klar, dass das fränkische und 
zwar das salisch- fränkische Recht der alleinige Sieger ge- 
wesen ist. Der Verfasser hält es nicht immer für nöthig, die 
sämmtlichen ausseritalischen deutschen Stämme, Salier, Ribuarier 
u. s. w. jedesmal alle mit ihrem Namen .der Reihe nach auf- 
zuführen; er zieht es vielmehr vor, sich regelmässig mit der 
abgekürzten Wendung: Salichus et caeteri, zu begnügen,®) 
ja er setzt oft den Salichus oder die Salicha lex allein, wo 
die sämmtlichen übrigen deutschen Stämme mit ihren Rechten 
mitgemeint sind.^®) Seine Ausdrucksweise stellt klar, was 
auch, wie bemerkt, sich inhaltlich bestätigen wird, dass das 
Recht des Saliers zugleich das Recht der übrigen deutschen 
Stämme geworden ist. Das salisch e Recht ist bereits mit 
dem deutschen Recht Deutschlands und Frankreichs identisch. 
Es giebt im Beginn des elften Jahrhunderts nur noch dreierlei 
Privatrecht: römisches, langobardisches und salisch-fränkisches. 
Das altribuarische , altalamannische, altbairische, altgothische 
(so weit es sich um die dem Frankenreich angehörigen Gothen 
handelt), altburgundische Privatrecht sind untergegangen 
und das salisch -fränkische ist in Frankreich, Deutschland, 
Italien an seine Stelle eingetreten^. 

Was das italische Chartular uns als fertiges, abge- 
schlossenes Resultat vorträgt, wird durch einen Blick in die 
Urkundensammlungen bestätigt und in seiner Entwickelungs- 
geschichte nachgewiesen. Im Languedoc sass eine compact er- 
haltene gothische Bevölkerung. Trotzdem zeigt uns die reiche 
Urkundensammlung des Vaissette, welche mit dem Ende 
des achten Jahrhunderts ihren Anfang nimmt, dass in dieser 
Provinz, welche doch weit von dem Herzen des fränkischen 
Reichs entfernt war, schon im neunten Jahrhundert aus- 
schliesslich fränkische Gerichtsverfassung, fränkischer Process 
und (vom römischen Recht abgesehen) fränkisches Privatrecht 
lebendig war. An das gothische Recht erinnert nur der sajo, 
welcher als Gerichtsbüttel thätig ist, die äusserliche Bezug- 
nahme der Urkunden und der Urtheile auf den liber Legis 



») Form. 5. 8. 9. 12. 13. 

^0) Form. 1. 13. i. f. 15, 17. 18. 
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Wisigothorum und vor Allem die Art des Zeugenbeweises, 
welche gemäss westgothischem Volksrecht durch das Beschwören 
einer schriftlich formulirten Aussage (conditio) erbracht wird.") 
Im Uebrigen ist der ganze Styl des Gerichts mit Grafen und 
Schöffen, des Processgangs, des Privatrechts auf fränkischen 
Fuss gesetzt; auf dem Gebiet des Privatrechts ist schon im 
neunten Jahrhundert die das gesammte Immobiliarsachenrecht 
beherrschende Investitur und Auflassung und andrerseits der 
dem ganzen Contractsrecht Gestalt gebende fränkische Wett- 
vertrag (fides facta) recipirt.^^^ Das gleiche Resultat ergiebt 

") Vergl. Brunner, Zeugen- und Inquisitionsbeweis S. 36. Die 
Uebereinstimraung mit dem altwestgothisehen Recht zeigt z. B. die 
westgothische Formelsammlung (vom Anfang des 7. Jahrhunderts, 
Nr. 39, bei Biedenweg, commentatio ad formulas Visigothicas) 
Berolini 1856, p. 71. Vergl. Lex. Wis. II, 1, 24. H, 4, 3. 5, u. s. w. 
Der Gebrauch einer conditio beschränkte sich nicht, wie Biedenweg 
p. 72 annimmt, auf den Zeugeneid, sondern war bei den Westgothen 
die allgemeine Form für die feierliche Eidesleistung, auch für den pro- 
missorischen Eid, vergl. z. B. für den Judeneid Lex Wisig. XII, 3, 
13—15, für den Treueid der Unter thanen Juliani historia Vambae c. 361 
Espafia sagrada VI, p. 561 , für den Amtseid des Königs Concil. Tole- 
tanum a. 638 c. 3 (de Aguirre III, p. 409). 

**) Vaissette, histoire deLanguedoc, vol. II, 2 ed. Toulouse 1840. 
Auflassung (se exigere) des unterliegenden Beklagten und „Revestitur" 
durch das Gericht Nr. 5 (a. 781). 76 (a. 852). 88 (a. 862). Investitur 
Nr. 42 (a. 823). Bestellung von Treuhändern per suum andanlangum 
et per paginam testamenti sui, Nr. 55 (a. 841). Gerichtliche Auflassung 
(wirpire) und fides facta zum Zwecke eines Vergleichs, also ausser- 
processualisches Rechtsgeschäft, Nr. 109 (a. 878)» Schenkung mit Vor- 
behalt der Leibzucht, aber Bestellung eines Zehntrechts als „investitura**, 
Nr. 127 (a. 883). Bestellung von Treuhändern per suum vadium III, 
Nr., 14 (a. 933). 61 (a. 969). Symbolische Investitur mit Auflassung per 
guadium suum, id est per festucum de vite ipsas res— reddidisset et 
guirpitionem efl'ecisset (im Process), III Nr. 64 (a. 971). Seit dem 10. 
Jahrhundert ist die Auflassung (guirpitio), gerichtliche und aussergericht- 
liche, als die gemeine Form der Veräusserung von Grundstücken im 
Languedoc recipirt, Vaissette III, Nr. 47 (a. 958). 84 (a. 990). 89 (a. 
997). 94 (a. 1002), u. s. w. Das gleiche Resultat ergeben die Urkunden 
bei Mänard, bist, de Nismes, Paris 1750. Um den Gegensatz der 
Gerichtsurkunden im Languedoc und der spanischen Mark aus der 
fränkischen Zeit gegen das altwestgothische Recht zu erkennen, genügt 
es, die Urkunden bei Vaissette und Baluze mit der altwestgothisehen 
Formel Nr. 40 (Biedenweg p. 73) zu vergleichen. Diese Formel ent- 
hält keineswegs, wie Helfferich, Entstehung des Westgothenrechts, 

2* 
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für die spanische Mark die Urkundensammlung des Bai uze 
und für Burgund die Sammlung von Perard. Die zahlreichen 
Urkunden bei Perard, welche namentlich Nordburgund, also 
den Theil beherrschen, wo voraussichtlich die national- 
burgundische Bevölkerung ursprünglich am stärksten war, 
zeigen, dass schon im neunten Jahrhundert in Burgund keine 
Spur von altburgundischem Recht mehr zu entdecken ist;^^) 



1858, S. 66 annimmt, römischen, sondern westgothischen Process, wie 
überhaupt die westgothische Formelsammlung uns den schon vor Ghin- 
daswind eingetretenen Versehmelzungsprocess römischen und west- 
gothischen Rechts (jedoch mit Ueberwiegen des gothischen Rechts) 
veranschaulicht. 

") P6rard, recueil de plusieurs pieces curieuses servant ä Thistoire 
de Bourgogne. Paris 1664. Diese Sammlung enthält gerade die 
reichsten Belege für fränkisches Privatrecht und fränkischen 
Process in der karolingischen Periode, z. B. für den Zeugenbeweis, 
vergl. Brunner, Zeugen, S, 37 ff. (Brunn er S. 41: „Urkunden, 
die burgundisches Verfahren unzweifelhaft enthalten, stehen mir 
nicht zu Gebote"); für Investitur und Auflassung vergl. zur Geschichte 
der Auflassung, Festgabe für Thoel, 1879, S. 92, Note 21, S. 94. 105 
Note 32. Ich trage hier noch nach P6rard p. 36. 40 (a. 898. 896?): 
zwei Urkunden, die erste eine carta, Schenkung von Gütern in pago 
Augustidunensi mit Zustimmung der Söhne, die zweite die entsprechende 
notitia über symbolische Investitur (an einem dritten Ort) durch wir- 
pitio, also Auflassung, des Schenkers und seiner Söhne: omnia super- 
denotata warpierunt et se exitum fecerunt — . Sign. W. et filiis eorum 
W. Th. qui consenserunt et warpierunt, ein neuer Beweis für die von 
mir gegen Brunn er vertretene Ansicht, dass die Uebergabe der carta 
als solche nach fränkischem Recht nicht symbolische Investitur war. 
— Die Verschiedenheit der Stammesrechte, vo» welcher Bischof Agobard 
von Lyon (starb 840) in seinem über adversus legem Gundobadi et 
impia certamina, quae per eam geruntur (Baluzius, Opp. Agobardi, 
Paris 1666, I, p. 107 ff.) ein solches Wesen macht (bekannt ist seine 
Aeusserung p. 111 : plerumque contigit, ut simul eant et sedeant quinque 
homines, et nullus eorum communem legem cum altero habeat), muss 
sich damals bereits theils auf Aeusserlichkeiten (vergl. oben Note 2), 
theils auf Einzelheiten beschränkt haben. Am längsten erhielten sich 
wahrscheinlich die Wergeidsunterschiede, solange das Strafrecht auf dem 
Gompositionensystem ruhte. Schon Stobbe, Geschichte der deutschen 
Rechtsquellen I, S. 112, Note 47 bemerkt mit Recht, dass der Bischof 
in Wahrheit nicht so sehr eigenthümlich burgundisches, als vielmehr 
gemeinsames deutsches (richtiger: fränkisches) Recht angreift. So ruhte 
z. B. der Zweikampf, gegen welchen die eigentliche Spitze seiner Schrift 
gekehrt ist, damals auf fränkischem Reichsrecht, und ward derselbe 
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Verfassung, Process, Privatrecht, Alles wird ausschliesslich 
vom salisch-fränkischen Recht beherrscht. Schon im neunten 
Jahrhundert giebt es in ganz Frankreich in Wahrheit neben 
dem römischen Recht nur noch ein einziges deutsches Stammes- 
recht: das salische Recht. 

Im eigentlichen Deutschland zeigen uns die alamannischen 
Urkunden des Klosters von St. Galle n genau das gleiche Bild. 
Keine einzige Urkunde hat mehr eine Spur von der altala- 
manischen Gerichtsverfassung, welche im siebenten «I^^ahrhundert 
nach dem Zeugniss der Lex Alamenorum noch im vollen Leben 
war. Die fränkische Gerichtsverfassung ist an ihre Stelle ge- 
treten. Ueberhaupt zeigen die alamannischen Urkunden schon 
des neunten Jahrhunderts nichts mehr, was spezifisch ala- 
mannisch wäre.^*) Ja die Lex Romana Curiensis, welche 
schon' Ende des achten Jahrhunderts im Herzen der Hoch- 
alpen entstanden ist, lässt schon damals, soweit sie deutsch- 
rechtliche Momente zeigt, den Einfluss gerade des fränkischen 
Rechts erkennen. ^5) Etwas anders liegt die Sache in Baiern, 



seit dem 9. Jahrhundert überall in Frankreich im Volksgericht in der 
von den Gapitularien vorgeschriebenen Form mit Schild und Knüttel 
ausgefochten, vergl. z. B. Mirac. S. Benedicti c. 8 (BoUand 21. März p. 309), 
und noch aus dem 11. Jahrhundert Vaissette III. Nr. 158 (a. 1053), ♦ 
Mir. S. Bertini lib. II. c. 15 (Mabillon, Acta Sanctorum III, 1 p. 14-2). 
Das fränkische Recht über den Zweikampf ward noch im 11. Jahr- 
hundert selbst in der spanischen Mark geltend gemacht, und ward auf die 
Weigerung des Gegners, eo quod lex Gothica non jubet, ut per pugnam 
discutiantur judicia, dennoch nicht nach gothischem Recht, sondern 
von Seiten des Klägers mit Gewaltthat (wie gegen einen contumax) 
verfahren. Baluzius, Marca Hispanica Nr. 181 (a. 1019). 

^*) Alamannische Gerichtsurkunden mit fränkischer Gerichtsver- 
fassung und fränkischem Process, z.B. Wartmann, Urkundenbuch des 
Klosters von St. Gallen I, Nr. 187 (a. 806). II, Nr. 673 (a. 889). Die 
Inquisitionsprivilegien St. Gallens (Brunner, Zeugen, S, 85 u. 86) 
haben gleichfalls selbstverständlich die Geltung des fränkischen Process- 
rechts zur Voraussetzung. Der Investitur wird in den alamannischen 
Urkunden schon seit der Mitte des S.Jahrhunderts gedacht. Heusler, 
Gewere S. 3. 

**) Fränkische Gerichtsverfassung (es entscheidet die Majorität der 
boni homines) Lex. Rom. C4ur. I, 4-, 1; die boni homines werden oft 
erwähnt, vergl. Stobbe de lege Romana Utinensi (1853) p. 44 ff. 
Fränkische Commendation, Gaj. VI, 3. Paul. 1, 4, 5 u. s. w. Stobbe 
p. 67. Das fränkische Reclamationsprivileg klingt in I, 9, 2 an. Re- 
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Dort reichte, wie die zahlreichen bairischen Urkunden Zeigen, 
die altbairische Gerichtsverfassung mit dem Einen judex neben 
dem Grafen noch tief in die karolingische Zeit hinein. Aber 
nicht umsonst sind gerade in Baiern ebenso wie in Italien die 
meisten Gerichte nicht ordentliche, sondern missatische Ge- 
richte, von den unmittelbaren Sendboten und Vertretern der 
kaiserlichen Majestät gehalten: sie sind das Mittel, die 
Frankonisirung auch des Baiernlandes zu bewerkstelligen. 
Noch im Lauf des neunten Jahrhunderts verschwindet der 
altbairische judex und die fränkischen Schöffen treten an seine 
Stelle.^®) Ebenso verschwindet der altbairische Process, die 
eigenthümliche bairische Art des Zeugenbeweises wird durch 
den fränkischen Zeugenbeweis und durch den fränkischen 
Inquisitionsbeweis ersetzt. ^"^ Und auf dem Gebiet des Privat- 
rechts zeigen gerade die zahlreichen Zeugnisse der bairischen 



vestire IV, 20. Inquisitio per testes XI, 12,2. Fidem facere XXII, 12. 
XXIII, 9, 4. 5. Exfeslucatio (estibulatio) XXIV, 2. Ammallare häufig, 
Stobbe p. 52. Fretus II, 18, 2. IV, 8, 1. 19, 1. Dagegen erinnert an 
langobardischen Einfluss der Ausdruck judiciaria XI, 4, XVII, 6, das 
cartam per sacramentum firmare (nach Massgabe richterlichen Ermessens) 
XI, 12, 3 und der Gebrauch von anteponere im Sinne von „ausnehmen" 
z B. XVIII, 1, vergl. Zeitschrift für Kirchenrecht IX, S. 224, Note 78, 
* während allerdings die von Savigny, Gesch. des röm. Rechts I, 
S. 428 ff. und von Bethmann-Hollweg, Ursprung der lomb. Städte- 
freiheit S. 28 ff. zu Gunsten lombardischen Ursprungs der Lex vorge- 
brachten Gründe hinfallig sind (Stobbe, p. 4). Es liegt in der Natur 
der Dinge, dass Ghurräthien sowohl fränkischen wie langobardischen 
Einflüssen ausgesetzt war; doch zeigt die Lex Romana Guriensis, wie 
weitaus der fränkische Einfluss überwiegt. An alamannisches Recht 
könnte höchstens die Bestimmung über die Urtheilsschelte und den 
Rechtszug XI, 8, 3 (vergl. Alam. Hloth. 41, 3) erinnern, wenn hier nicht 
die Lex. Rom. Wisig. C. Th. XI, 13, 1 sehr bestimmt als Vorbild erkenn- 
bar wäre. — Die Gapitula Remedii haben den salischen Königsbann 
von 60 sol., der jedoch vom Bischof erhoben wird (c. 3), und die 
salische Muntbrüche von gleichfalls 60 sol. (c. 6); der Mündigkeitstermin 
von 12 Jahren (c. 5) ist bekanntlich dem salischen und dem lango- 
bardischen Recht gemeinsam. Die Composition von 12 sol. (c. 7) würde 
mit dem alamannischen Gompositionensystem stimmen, jedoch ist das 
Vorkommen dieser Busse zu vereinzelt, als dass sich Schlüsse daraus 
ziehen lassen. 

1«) Dies zeigt B eseler in der Zeitschr. f. R.-G. IX. S. 256 ff. 

^'^) Dies zeigt Brunner, Zeugen- und Inquisitionsbeweis S. 41. 42. 
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i 

Urkunden-Sammlungen für den Gebrauch der Investitur, einen 
wie übermächtigen Einfluss auch hier bereits das fränkische 
Privatrecht gewonnen hat.^®) 

Eine Ausnahmestellung nimmt nur das römische Recht, 
von welchem wir später handeln werden, und das langobardische 
Recht ein. 

Dem langobardischen Reich und dem langobardischen 
Recht war von vorne .herein durch Karl den Grossen im 
fränkischen Reich eine Sonderstellung eingeräumt worden. 
Das Langobardenreich ward nicht zerstört, trotzdem es erobert 
wurde; es fuhr fort, innerhalb des fränkischen Reiches ein 
besonderes Reich für sich zu bilden, mit einem besonderen 
Reichstag, mit einer besonderen Hauptstadt, mit einer be- 
sonderen Verwaltung und, was uns hier besonders interessirt, 
mit einer besonderen Gesetzgebung ausgerüstet. Die capitula 
generalia, welche für das ganze Frankenreich erlassen waren 
und principiell auch für Italien Geltung beanspruchten, fanden 
thatsächlich in Italien keine Anwendung.^®) Dort galten in 
Wirklichkeit nur die capitula Langobardica, die besonders 
grade für das Königreich Italien erlassenen Specialgesetze. 
Diese Thatsache war für die Entwickelungsgeschichte des 
langobardischen Rechts von entscheidender Bedeutung. Das 
Gros der Capitulariengesetzgebung, welche die Stammesrechte 
in allen Provinzen des Frankenreichs frankonisirte , blieb in 
Italien wirkungslos. Das Langobardenrecht ward der Ver- 
nichtung durch das Frankenrecht entzogen. > Ja, es scheint von 
vorne herein bewusste Absicht Karls des Grossen gewesen zu 
sein, die Eigenthümlichkeiten des Langobardenrechts, im Gegen- 
satz zu den übrigen Stammesrechten, schonend zu behandeln. 
Dem langobardischen Recht ward eine ähnliche Rücksicht, wie 
dem römischen Recht entgegen getragen. Es war eine ehr- 
erbietige Scheu vor der römischen Nationalität und vor dem 
römischen Recht, dem letzten grossartigen Erzeugniss des 



^®) Die bairischen und alamannischen Zeugnisse über Investitur 
zählen zu den ältesten Belegen für diese Rechtshandlung, vergl. Heu s I e r 
Gewere S. 3, Darüber, dass die Investitur fränkisch ist, s. weiter 
unten. 

^•) Boretius, Praefatio zum Liber Papiensis, bei Pertz Legg: IV, 
p. L. 
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klassischen Alterthuras und dem letzten noch lebendigen Zeugen 
der nun versunkenen römisclten Kaiserherrlichkeit, welche dem 
römischen Recht das Privileg verschaffte, der uniformii^enden 
Gesetzgebung der barbarischen Frankenkönige principiell ent- 
zogen zu bleiben. ^^) Eine ähnliche Scheu vor der hochbe- 
gabten, unter der Sonne Italiens früh gereiften langobardischen 
Nationalität und ein Gefühl von der die übrigen Barbaren- 
rechte weit überragenden Entwickelungsstufe , welche das 
langobardische Recht schon unter den Langobardenkönigen 
erreicht hatte, scheint dem Langobardenrecht das gleiche 
Privileg verliehen zu haben. Es war ein ganz ähnlicher 
Vorgang, wie später im 16. Jahrhundert zu den Zeiten 
der Reception des römischen Rechts. Die unentwickelten 
Recht^e Deutschlands waren es, welche von dem Strom des 
geistig überlegenen fremden Rechts hin weggerissen wurden, 
während da, wo, wie in Frankreich und England, ein ausge- 
bildeter und seiner selbst bewusst gewordener Rechtszustand 
dem römischen Recht gegenübertrat, das altherkömmliche Recht 
bewahrt wurde. Das Langobardenrecht war bereits seit König 
Rother und König Liutprand mündig und seiner eigenen 
Principien inne geworden, und während das salische Franken- 
recht die noch unreifen Rechte der Ribuarier, Alamannen, 
Baiern, Thüringer, Sachsen mit leichter Mühe über den Haufen 
warf, traf es in dem Langobardenrecht auf einen ihm inner- 
lich gewachsenen, ebenbürtigen , ja in Bezug auf systematische 
Entfaltung und verstandesmässige Selbsterfassung sogar über- 
legenen Gegner. Deshalb machte die Siegeslaufbahn des 
fränkischen Rechts an den Grenzen Italiens Halt. Dies war 
die entscheidende Thatsache für die gesammte spätere Rechts- 
entwickelung. Zwar war es ein Akt gesetzgeberischer Weis- 
heit, wenn Karl der Grosse und seine Nachfolger darauf ver- 
zichteten, Langobardenrecht und Römerrecht auszurotten; 
aber es waren zugleich damit die beiden einzigen Feinde am 
Leben gelassen, welche ihrerseits im Stande waren, dem 
fränkischen Recht gefährlich zu werden und welche denn auch. 



20) Karl der Kahle imEdict. Pistense a. 864 c. 20 (Pertz I, p. 493): 
super illam legem (Romanam) vel contra ipsam legem nee antecessores 
nostri quodcumque capitulum statuerunt, nee nos aliquid constituimus. 
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als ihre Stunde geschlagen hatte, über die Alpen zogen, um 
nun wiederum das fränkische Recht zu überwältigen. 

Aus dem ' Gesagten erklärt es sich , dass in . Italien das 
fränkische Recht nur für das öffentliche Recht und was mit 
demselben unmittelbar zusammenhing, recipirt wurde. Für 
das Privatrecht, ja auch für bedeutende Theile des Process- 
und Strafrechts blieb das altlangobardische Recht wesentlich 
unverändert. So ward die Investitur von dem langobardischen 
Privatverkehr nicht recipirt, 2^) während sie in Folge fränkischen 
Einflusses im Process als Investitur durch den Richter ^^) und 
im Lehnrecht als Investitur des Vasallen aufgenommen 
wurde. Selbst auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts war 
die Einführung des fränkischen Rechts eine verhältnissmässig 
oberflächliche, sodass innerhalb der Gerichtsverfassung die 
Rechtsentwickelung auch Oberitaliens deutliche Neigung zu 
altlangobardischen Grundsätzen auf weist. 2^) 

Kehren wir nun zu dem eigentlichen Deutschland zurück, 
um hier für die Rechtsgeschichte des eigentlich deutschen 
Mittelalters die Triumphe des fränkischen Rechts uns klar 
zu machen. 

Von vornherein erhellt, dass die ganze öffentliche Ent- 
wicklung im deutschen mittelalterlichen Reich nur eine Fort- 
bildung der Grundlagen darstellt, welche das fränkische Recht 
gelegt hatte. Dies wird schon dadurch klar, dass die fränki- 
sehen Grafe chaftseinrichtungen überall im deutschen Reich C^wx^o 
die Basis für die öffentliche Verwaltung bildeten. Aus der 
Grafechaft und den mit ihr verbundenen Rechten ist bekannt- 
lich die Landeshoheit hervorgegangen. Auch im Einzelnen 
haben wir im deutschen Verwaltungsrecht überall die Nach- 



2^) Das oben (Note 7) citirte Gartularium Langobardicum Nr. 2. 
3. 13. 15 schreibt ausdrücklich die symboHsche Investitur (durch Messer, 
Halm, Handschuh etc.) mit Auflassung (warpire) nur für das Salichus, 
Ribuarius, Gothus, Alamannus, Gundobadus vor; Langobarden und 
Römer tradiren nur die carta. Jede langobardische Urkundensamm- 
lung aus fränkischer Zeit bestätigt diese Thatsache. Einige Belege z. B. 
z. Gesch. der Auflassung S. 95, 102 (Note), Brunn er bei Goldschmidt, 
Zeitschr. für Handelsrecht XXH. S. 533, 534. 

*2) Zahlreiche Belege bei Fick er, Forsch, zur Rechtsgesch. Italiens I., 
S. 32 ff. Gartul. Langob. Nr. 20, 21. 
.V) Fick er. Forsch. III., S. 196 ff. 
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wirkuDg fränkischer Vorbilder, Die fränkische ZollverwaltuDg^^ 
die fränkische Münzverwa ltung ging mit ihren Grundsätzen 
auf das deutsche Reich über. Als in den Städten die alte 
Grafschaftsverfassung sich auflöste und Zöllner, Münzer, Schult- 
heiss zunächst unmittelbar unter dem Bischof die Träger der 
städtischen Verwaltung wurden, da waren es nur die bisherigen 
Subalternen der fränkischen Grafschafts Verwaltung, welche wie 
früher unter den Grafen, so jetzt direct unter dem Stadtherrn 
das Regiment führten. Auch die grundsätzliche Stellung, 
welche die deutsche mittelalterliche Verwaltung zu der grossen 
Frage nach dem Verhältniss zwischen Staat und Corporation 
einnahm, war durch die Ueberlieferung der fränkischen Zeit 
bereits festgegeben. Die Auton omie der Gemeinden, überhaupt 
das Prinzip der Freiheit eines Jeden Vereins für seine Innern 
Angelegenheiten, woraus die städtische Selbstverwaltung durch 
den Rath, überhaupt die Blüthe des deutschen Städtewesens 
hervorging, war nur eine Entfaltung von Ideen, welche das 
fränkische öffentliche Recht gepflanzt hatte. 2*) Aus diesem 
Grunde allein erklärt es sich, dass trotz der Auflösung des 
fränkischen Rechts doch die innere Entwicklung, das Städte- 
wesen, das Zunftwesen in Frankreich, wie in Deutschland 
wesentlich den gleichen Weg ging. Das Verfassungs- und 
Verwaltungsrecht in Frankreich und in Deutschland waren 
Abkömmlinge eines und desselben Vorfahren, des fränkischen 
Rechts. 

Die gleiche Thatsache ist für die Geschichte der mittel- 
alterlichen Gerichtsverfassung bekannt genug. Die fränkische 
1 JU/)o(/j Gerichtsverfassung mit dem Grafen und seinen sjeben Urtheil- 

findern^s) nebst der versammelten Gerichtsgemeinde war weit 
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2*) Vergl. Zeitschr. für Kirchenrecht IX, S. 232 ff. Reichs- und 
Gerichts verf. S. 231—233. 

2*) Da die Zahl der ürtheilfinder des fränkischen Rechts bekannt- 
lich controvers ist, so möge es gestattet sein, hier die für die Sieben- 
zahl entscheidende Stelle anzuführen. Sie findet sich in der gegen den 
Bischof Hinkniar von Laon bei dem Concil von Tuzy eingereichten An- 
klageschrift c. 4 (Mansi Goncilia XVI. p. 585): Der König will in einer 
Beschwerdesache der Vasallen des Bischofs entscheiden. Isdem autem 
sine misso regis vel metropolitani, absentibus illis qui contra eum quere- 
bantur, contra leges publicas et ecciesiasticas septem homines quod 
ßibi erat visum interrogavit, d. h. der Bischof entschied die Sache 
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davon entfernt, von vorne herein die gemeinsame Gerichtsver- 
fassung der deutschen Stämme zu sein. Vielmehr finden wir 
bei den sämmtlichen übrigen germanischen Stämmen des 
Frankenreichs, deren ursprüngliche Verfassung wir noch zu 
erkennen im Stande sind, eine geradezu entgegengesetzte 
Organisation. Die gothische, burgundische, al talamannis che, ^ s\/)^c,U. 
a ltbairisc he und ebenso die la ngobardis che Gerichtsverfassung \ j^. 
ruht auf dem selbsturtheil end en Einzelrichter Der Gegen- j ^ 

satz von Richter und Urtheiltindern, welcher in der fränkischen 
Gerichtsverfassung eine so grosse Rolle spielt, der fränkische 
Rechtssatz, dass der Richter des Volksgerichts das ürtheil nur 
f ragen nicht aber finden soll, ist bei andern Stämmen unbe- 
kannt. Vielmehr ist hier die ordentliche Obrigkeit zugleich 
berufen, Richter und ürtheiler zu sein. Sie pflegt sich mit 
einem Beirath zu umgeben, aber sie ist an die Meinung dieses 
Beiraths nicht gebunden ; dasUrtheil ist allein ihr ürtheil, und 
sie allein für das ürtheil verantwortlich. Aus diesem Grunde 
zeigt hier die ordentliche Rechtsprechung schon früh die 
Neigung,, sich an den Buchstaben des geschriebenen Ge- 
setzes zu binden. Der westgothische Richter durfte nur über 
die Fälle richten, welche im Gesetzbuch ausdrücklich ent- 
schieden waren; die Parthei selber pflegte dem judex die 
Stelle des Gesetzbuchs vorzulegen, auf welche sie sich berief 
(librum legum judici offerre);^^) der bairische judex musste 
im Gericht den liber legis bei sich führen; 2'^) der langobardische 
Richter unterschied, ob er secundum edictum (nach geschriebe- 
nem Recht) oder secundum usum (nach ungeschriebenem 
Recht) oder secundum arbitrium (nach Willkür) urtheilte.^^) 
Daher finden wir hier schon früh die Neigung zu rechtsge- 
lehrter Erwägung und verstandesmässiger Begründung des 



gegen den WiUen des Königs im eigenen Lehnsgericht, vergl. Roth, 
Feudalität S. 229. Das Septem homines interrogare ist das Befragen 
der ürtheilfinder. Selbstverständlich war das Lehnsgericht nach Vor- 
bild des Landgerichts constituirt. 

*•) Vergl. z. B. Lex Wis. II, 1, 12 (Antiqua), eod. 10. 

") Lex Baj. II, 16. 

**) Vergl. z. B. die Prologe Liutprand's im 13., 14., 15. Jahr seiney 
Gesetzgebung. 
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Urtheils: 2») nicht umsonst ist gerade auf langobardischem 
Boden die Jurisprudenz des Mittelalters geboren worden. Es 
hängt gleichfalls damit zusammen , dass »zur Rechtsprechung 
ein gewisses Mass erlernter Rechtskenntniss gehörte, und dass 
daher die ordentliche Obrigkeit es regelmässig vorzog, sich in 
der Rechtspflege durch eine geeignete Persönlichkeit vertreten 
zu lassen. Daher ist bei den Westgothen der ordentliche 
Richter (judex) mit dem v icarius comitis, dem Stellvertreter 
des Grafen, identisch; 3^) daher der burgundische judex depu- 
tatus; daher auch der alamannische und bairische judex, 
welcher in Folge fränkischen Einflusses in einen Beisitzer 
des Grafen sich verwandelt. Es mag nicht unbemerkt bleiben, 
dass die altalamannische und die altbairische Gerichtsverfassung 
die nächste Verwandtschaft mit der gothischen aufweist, eine 
Thatsache, welche mit der andern, sonst unerklärlichen, über- 
einkommt, dass gerade das ferne westgothische Volksrecht l^ei 
Aufzeichnung des altbairischen Rechts als Vorbild dienen 
musste : zwei unverächtliche Zeugnisse für ursprüngliche Rechts- 
und Blutsverwandtschaft dieser Stämme. 

Diese , der. fränkischen entgegengesetze Gerichtsver- 
fassung ist im ganzen Umkreis des Frankenreichs (mit einziger 

2») Vergl. z. B. die interessante langobardische Gerichtsurkunde 
etwa vom Jahr 750 mit der Erwägung, dass die Freilassungsurkunde 
älter sei als ein neues Gesetz Liutprand's, und daher nicht nach dem 
neuen, sondern nach dem alten Recht beurtheilt werden müsse. Codex 
diplom. Langob. (Monum. Patriae. XIII.) Nr. 73. 

*°) Den entscheidenden Beleg für diese Auffassung geben dieWest- 
gothischen Formeln Nr. 39, 40. Die Feststellung des von den Zeugen zu 
beschwörenden Tenor (conditio), d. h. das ßeweisurtheil (Nr. 39) er- 
folgt durch den vicarius comitis: Ille vicem agens illustrissimi 
viri comitis illlus has conditiones ex nostra praeceptione 
latas subscripsit. Daneben unterschreibt der Assessor (beide werden 
im Eingang als judices zusammengefasst): Ille has conditiones nostra 
corampraesentia latas subscripsi. Dass es sich nicht um römischen, 
sondern um westgothischen Process handelt, zeigt die westgothische 
Form des Zeugenbeweises (conditio). Das Endurtheil (Nr. 40) nennt die 
Richter arbitri,. woraus wiederum folgt, dass der Graf nicht selber an- 
wesend, sondern vertreten ist. Die Unterschrift des judex lautet: Ille 
hanc juditii paginam nostro injuditio latam subscripsit; die des 
Beisitzers: Ille rogitur a domino et fratre illo (dem judex) in hune 
juditium ab ipso (dem judex) et nostra coram praesentia latam 
subscripsit. 
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Ausnahme Italiens, wo jedoch gleichfalls eine Umbildung er- 
folgte, vernichtet worden. In den altwestgothischen Theilen 
des Reichsgebiets ist seit der fränkischen Eroberung von dem 
westgothischen judex keine Spur mehr; nur der subalterne 
Gerichtsbtittel (sajo) ist übrig geblieben. Genau das Gleiche 
gilt von Burgund. In Alamannien und Baiern ist, wie schon 
früher bemerkt wurde, der judex in der karolingischen Zeit 
verschwunden. Wenn auch in Baiern und Oesterreich die 
Schöffeneinrichtung nicht festen Fuss fasste und bald wieder 
ihrerseits verschwand, so ist dennoch die ganze mittelalter- 
liche Gerichtsverfassung Baierns und Oesterreichs fränkisch 
gedacht und keine Spur von einer Rückkehr zu altbairischen 
Gewohnheiten nachzuweisen. Das zeigt die festgehaltene Unter- 
scheidung zwischen dem Richter und 4?^ urtheilfinidfnd^ji 
Gerichtsvolk , das zeigt namentlich das echte Ding, welches 
genau mit den Fei erlichk eiten , den Fristen, der Dauer , wie 
das fränkische Recht sie ausgebildet hatte, überall in Baiern 
und Oesterreich den Mittelpunkt der» Gerichtsverwaltung so- 
wohl in den öffentlichen Gerichten , wie in den zahllosen 
privaten Gerichten, den Bergtaidingen, den Pantaidingen 
darstellt. ^^) Es bedarf wohl kaum eines Wortes, dass die 
Gerichtsverfassung, welche der Sachsenspiegel und mit ihm 
die gesammten sächsischen Quellen des deutschen Mittelalters 
vor uns aufrollen, lediglich Copie und Weiterentwicklung der 
fränkischen Gerichtsverfassung ist. Die fränkische Gerichts- 
verfassung beherrschte das ganze mittelalterliche Deutschland 
ohne Ausnahme. 

Wir pflegen sie daher mit der deutschen Gerichtsverfassung 
zu identificiren. Sie war es, welche zur Zeit der Reception 
mit dem der fremden Rechte gelehrten Richter in Kampf ge- 
rieth, deren Untergang das 16. und 1 7. Jahrhundert sah, und 



'^) Vergl. für Baiern die zahlreichen Zeugnisse bei Maurer, Gesch. 
des altgermanischen, Gerichtsverfahrens (1824)8.102 ff., und für Oester- 
reich die neuerdings erschienene beachtenswerthe Arbeit von Luschin 
V. Ebengreuth, Gesch. des älteren Gerichtswesens in Oesterreich ob 
und unter der Enns, Weimar 1879. Dazu die Anzeige bei Grünhut, 
Zeitschrift für das öffentliche und Privatrecht der Gegenwart VII. 
S. 419 ff. 
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deren letzte Reste in einzelnen Theilen Deutschlands noch 
bis hart an die Grenze der Gegenwart sich erhielten. 

Zugleich dem öffentlichen Recht und dem Privatrecht 
gehört das Lehnwesen des Mittelalters an. Bedarf es eines 
Wortes darüber, dass das Lehnrecht 'fränkischen Ursprun_g s 
war und dass mit dem Lehnwesen das fränkische Recht Besitz von 
den öffentlichen Einrichtungen des ganzen Abendlandes nahm? 
Die Vassallität, d. h. die fränkische Form des Gesindewesens, 
und das Beneficium, d. h. die gleichfalls bei den Franken be- 
sonders ausgebildete Form der unentgeltlichen Leihe, machten 
einen Eroberungszug über das ganze westliche Europa, ja 
darüber hinaus. Sie gestalteten in Deutschland, Frankreich, 
Italien, England zugleich die Grundbesitzverhältnisse und die 
Staatsverfassung von Grund aus um, und erzeugten den öffent- 
lichen Rechts- und Besitzstand, aus dessen Vernichtung die 
moderne Gesellschaft hervorgegangen ist. Es ist, mit nur 
vereinzelten Abweichungen, das gfleiche Lehnrecht, welches in 
denLibri feudorum, welches im sächsischen und ^hwäbischen 
Lehnrecht, welches in den französischen und englischen Quellen 
aufgezeichnet wird, nemlich das fränkische Lehnrecht, und in- 
dem der moderne Staat sich ausbildete, waren es überall die 
Trümmer des fränkischen Feudalwesens, aus denen er sich 
herauszuarbeiten genöthigt war. 

Das Lehnrecht vermittelte die Zuständigkeit des Grund- 
besitzes für den liiedern Adel. So verstand sich von selbst, 
dass auch die Verkehrsverhältnisse des Grundbesitzes in den 
Kreisen des Adels überall von dem gleichen Recht, d. h. von 
dem fränkischen Recht beherrscht wurden. Die Investitur 
des Lehnrechts war nur ein Anwendungsfall einer von dem 
fränkischen Grundbesitzrecht ausgebildeten Rechtshandlung. 
Mit dem Lehnwesen hat zugleich die fränkische Investitur den 
gesammten adligen Grundbesitz ebenso wie die Herzogthümer, 
Bisthümer und Grafschaften im ganzen abendländischen Europa 
in ihre Kreise gezogen. 

Wir treten damit in die Grenzen des Privatrechts ein, 
und sehen auch hier das gleiche Schauspiel vor uns: das 
überall siegreiche Vordringen des fränkischen Rechts. Diese 
Thatsache soll an zwei besonders wichtigen Fällen, welche 
vorbildlich uns die ganze Privatrechtsentwicklung des Mittel- 
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alters zu veranschaulichen vermögen, erläutert werden: an der 
(landrechtlichen) Investitur und Auflassung und der damit 
zusammenhängenden rechten Gewere einerseits, und an dem 
ehelichen Güterrecht andrerseits. 

Schon Merkel hat bei Gelegenheit die Ansicht geäussert, 
dass die Investitur, und zwar gerade auch die ursprüngliche, 
landrechtliche, der Uebertragung des Eigenthums dienende 
Investitur, fränkischen Ursprungs und erst durch Einfluss 
fränkischer Sitte in die übrigen Stammesrechte aufgenommen 
sei.^^) Dagegen hat Heusler^^) mit Bestimmtheit Wider- 
spruch erhoben. Er hält die Investitur für gleich ursprüng- 
lich bei den verschiedenen deutschen Stämmen und ist der 
Ueberzeugung, dass der „innerste Kern derjenigen Handlung, 
welche die karolingische Periode mit dem Namen der in- 
vestitura bezeichnet, ganz gewiss urdeutsches Recht und bei 
allen Stämmen althergebracht war, hervorgerufen durch das 
Bedürfniss einer möglichst prägnanten Form der reellen Besitz- 
ergreifung." Als der „Kern," um welchen sich die Frage 
dreht, wird von Heus 1er zutreffend ein „formaler Act der 
Besitzeinweisung" bezeichnet. Gewiss kann es sich nicht um 
den Namen, noch um dies oder jenes Symbol, noch auch 
andrerseits um die Besitzeinweisung schlechtweg (welche selbst- 
versändlich nie und nirgends gefehlt hat), sondern nur darum 
handeln, ob die feierliche, rechtsförmliche Besitzein- 
weisung, welche bei den Franken Investitur heisst, eigen- 
thümlich fränkisch oder gemein-germanisch ist. 

Auf den ersten Blick scheint diese Frage schwer zu ent- 
scheiden, zum'äl wir über die fränkische Investitur erst durch 
karolingische Zeugnisse genauer unterrichtet werden, d. h. für 
eine Zeit, wo die Investitur wie bei den Franken, so auch bei 
Alamannen, Baiern, Burgunden, Gothenin voller Uebung war. 
So macht denn auch Heusler zu Gunsten seiner Ansicht 
geltend, dass die fränkischen Zeugnisse für Investitur nicht 
älter seien als z. B. die alamannischen und bairischen. Den- 
noch besitzen wir ganz bestimmte Anhaltspunkte, welche nach 
meiner Ansicht gegen Heusler den Ausschlag geben. 



") Zeitschr. für Rechtsgesch. II, S. 155. 
") Gewere S. 2-5. 
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Wir kennen das westgothischc Recht aus zahlreichen 
Zeugnissen genau genug. Nirgends begegnet hier eine rechts- 
förmliche Besitzeinweisung, welche mit der Investitur sich ver- 
gleichen liesse. Vielmehr ward nach westgothischem Recht 
das Eigenthum an Grundstücken durch formlose Besitzüber- 
gabe (traditio) oder (und dies bildete augenscheinlich die 
Regel) durch Uebergabe einer Urkunde, scriptura, veräussert. 
Die Uebergabe der Urkunde war nicht eine Form der Besitz- 
einweisung, denn sie erfolgte fern vom Grundstück (wenn quod 
donatur, longe sit positum), noch galt sie als symbolische Be- 
sitzübertragung, denn sie liess das Eigenthum übergehen, ob- 
gleich der Besitz noch nicht für erworben galt.^*) Mit anderen 
Worten: das westgothische Recht kennt keine Investitur. 
Nichtsdestoweniger sehen wir sofort in den Theilen des west- 
gothischen Rechtsgebiets, welche der fränkischen Herrschaft 
unterworfen worden, Namen und Sache der Investitur auf- 
treten ; die Investitur im Languedoc und der spanischen Mark 
ist nicht westgothischen, sondern fränkischen Ursprungs.^^) 

Genau das Gleiche gilt vom langobardischen Recht. Der 
formale Veräusserungsact des langobardischen Rechts war für 
den Grundbesitzverkehr, ebenso wie bei den Westgothen, die 
Uebergabe der Urkunde, und zwar scheint hier die traditio 
cartulae die einzige Rechtsform für den Grundbesitzverkehr 



'*) Lex Wisig. V, 2, 6: Die Schenkung wird durch Besitzübertragung 
oder durch Begebung der Urkunde voUzogen, aber unwiderruflich wird 
sie nur durch Besitzerwerb; die per scripturam vollzogene Schenkung 
ist in bestimmten Fällen widerruflich, d. h. der Besitz ist von Rechts- 
wegen noch nicht übergegangen. Daher der Gegensatz: sive per 
traditionem conditae scriptu rae, sive per consignationem vel traditionem 
rerum. Wenn trotzdem die Uebergabe der Urkunde als „vera traditio" 
bezeichnet wird, so ist hier traditio itn deutschrechtlichen Sinn für 
„Veräusserung** genommen und die „wahre Tradition" stellt, wie ähn- 
lich in anderen Fällen, in Wirklichkeit keine Tradition dar. Vergl. IV, 
5, 3: seu per traditionem rei, seu per scripturam sive donationem 
cujuslibet rei, vel coram testibus traditae, wo scriptura und donatio 
gleichbedeutend und die Zeugen Beweiszeugen sind. 

3*) Vergl. oben Note 12. Dass Heusler S. 4 aus den Urkunden bei 
Vaissette und Baluze nichts für den altwestgothischen Ursprung der 
Investitur beweisen kann, liegt auf der Hand; mit gleichem Recht 
würde mau die Schöffen Verfassung, welche dieselben Urkunden zeigen, 
für altwestgothisch erklären können. 
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(also mit Ausschluss der einfachen formlosen Tradition) ge- 
wesen zu sein. Durch Uebergabe der Urkunde wird das Rechts- 
verhältniss am Grundstück in rechtlich vollkommener Weise 
begründet. Es bedarf der Besitzübertragung nicht, und wenn 
auch die Urkunde, wie es häufig dej Fall ist, das Recht der 
formlosen eigenmächtigen Besitzergreifung einräumt, so ist doch 
die Uebergabe der Urkunde selbst noch nicht die Uebergabe 
des Besitzes.^®) Ja, selbst nach der Einverleibung Italiens in das 
fränkische Reich ist, wie schon früher hervorgehoben, die Inve- 
stitur vom langobardischen Landrecht nicht recipirt worden.**^) 



»•) Daher sagt die Expositio § 6 zu Otto I. 1. (Legg. IV) p. 569: — 
quislibet sola carta potest predium acquirere, licet non sit in 
possessione: et in hoc legem Romanam rumpit, que ostendit, rerum 
dominium non posse adquiri^ nisi usucapionibus et traditione, id est si 
fuerit missus in possessionem. — Ueber die einseitige Besitzer- 
greifung, welche auf Grund der durch carta vollzogenen Veräusserung 
erfolgte, konnte eine notitia aufgenommen werden, wie die Mailänder 
Zeugnisse Cod. dipl. Langobardiae Nr. 155. (a. 844) 161 (a. 847) u. s. w. 
zeigen, und ward diese Art der Besitzergreifung der fränkischen In- 
vestitur parallelisirt und, in Folge fränkischen Einflusses, revestitio ge- 
nannt. Der langobardische Erwerber meinte (und mit Recht) durch die 
carta noch nicht inveslirt zu sein. Die einseitige Besitzergreifung 
andrerseits war gleichfalls in Wirklichkeit nicht etwa Selbstinvestitur 
(was ein Widerspruch in sich selbst ist), sondern das Gegen th eil der 
Investitur, weil das Wesen der Investitur in einem zweiten, rechtlich 
erforderlichen Ver ausser ungsact, und darum in einer zweiten Hand- 
lung des bisherigen Eigen thümers besteht. Nach fränkischem Recht 
ist eigenmächtige Besitzergreifung daher erst nach vorausgegangener 
Investitur gestattet, während nach langobardischem Recht schon die 
traditio cartae zur einseitigen Besitzergreifung ermächtigen kann, denn 
es bedarf keiner Investitur; das Eigenthum wird durch ein einziges 
Veräusserungsgeschäft (die Uebergabe der Urkunde) übertragen. 

") Vergl. oben Note 8. 21. Wenn Heusler S. 5 der Ansicht ist, 
dass das Gartul. Langob. bei Hervorhebung der Verschiedenheiten der 
Uebertragungssolennitäten nach den einzelnen Stammesrechten „die in- 
vestitura mit keiner Silbe erwähnt," so widerlegt ihn der Augenschein. 
Die Mailänder Investiturbreven, auf welche Heusler S. 4 sich bezieht, 
sind vielmehr Zeugnisse für die eigenmächtige Besitzergreifung lango- 
bardischen Styls, vergl. die vorige Note. Nur die Urkunde Cod. dipl. 
Langob. No. 145 v. J. 842 handelt von einer echten Investitur durch 
solenne Besitzeinweisung seitens des Veräusserers — und diese Ur- 
kunde bezieht sich, wie sie ausdrücklich bemerkt, auf Investitur durch 
einen Alamannen, d. h. sie zeigt aufs Neue, dass die Investitur dem 

3 
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Einen dritten in die Augen springenden Beleg giebt das 
sächsische Recht. Bei den Angelsachsen finden wir vor der 
normannischen Eroberung keine Spur der Investitur; die Ver- 
äusserung des Grundstücks zu vollem Recht wird auch hier 
durch Uebergabe der Urkunde (böc) vollzogen; erst mit den 
Normannen, d. h. also mit dem fränkischen Recht ist die In- 
vestitur nach England gekommen.*®) Wenn dagegen bei den 
festländischen Sachsen die Investitur sofort nach der fränki- 
schen Eroberung auftritt, *•) so bleibt nur die eine Erklärung 
übrig, dass der Gegensatz des sächsischen und des angel- 
sächsischen Rechts durch die Einwirkung des fränkischen 
Rechts herbeigeführt ist. 

So sehen wir vom fränkischen Rechtsgebiet aus die In- 
vestitur sich strahlenförmig in das westgothische, burgundische, 
sächsische Rechtsgebiet, theilweise (für das Lehnrecht und 

fränkischen Recht (nach welchem der Alaroanne handelt) bekannt, 
dem langobardischen Recht aber unbekannt ist.^ Im Uebrigen be- 
merkt Heus 1er S. 4 selber: „Während die von Franken und Alamannen 
in Italien ausgestellten Veräusserungsurkunden immer von investitura 
reden, beobachtet der langobardische Veräusserer Stillschweigen darüber." 
— Dass auf dem Gebiet des Lehnrechts die fränkische Investitur recipirt 
wurde, ist schon bemerkt. Auf dem Gebiet des Leiherechts stand der 
contractus libellarius, d. h. die Leihe in langobardischer Form (durch 
Uebergabe der carta, des libellus) als die Regel neben der seltener vor- 
kommenden „investitura," der Leihe in fränkischer Form, vergl. zur 
Gesch. der Auflass. S. 113. 

'*) Vergl. Schmid, Gesetze der Angelsachsen, Glossar S. 537 s. 
V. böc. K. Maurer in der krit. Ueberschau I, S. 107 ff. 

•») Vergl. Heusler, S. 3. — Als altsächsisch erscheint der Gebrauch 
der Hand bei feierlichem Gelöbniss, welcher Ann. Lauriss. a. 777 (Pertz 
Script. I, p. 158) erwähnt wird: ibique multitudo Saxonum baptizati sunt 
et secundum morem illorum omnem ingenuitatem et alodem m a n i - 
bus dulgtum fecerunt si amplius immutassent. Dass der Gebrauch 
der Hand nach eigenthümlich sächsischem Ritus in dem Aufrichten 
oder Krümmen des Fingers bestand, und ursprünglich obligatori- 
sche Bedeutung hatte, erhellt aus den von Grimm R.-A. S. 141 zu- 
sammengestellten Urkunden, zugleich, dass dieser Ritus später mit der 
fränkischen Auflassung verbunden wurde. Besonders interessant ist 
die Urkunde aus dem 11. Jahrb. (Grimm, R.-A. S. 128): fecit abne- 
gationen praedii — primo incurvatis digitis secundum morem 
Saxonum — et deinde abnegationem fecit cum manu et festuca 
more Francorum. Ebendaselbst Zeugnisse für den Gebrauch der 
fränkischen exfestucatio in Westfalen. 
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für die deutschen Einwanderer) auch nach Italien, später, seit 
der normannischen Eroberung, nach England ausbreiten, üeber- 
all ist es in den genannten Fällen die Einwirkung des fränki- 
schen Rechts, welche die bis dahin unbekannte Investitur 
einbürgert. 

Nun müssen wir für das alamannische und bairische 
Rechtsgebiet, welche allein noch als zweifelhaft übrig bleiben, 
betonen, dass die Annahme Heusler's von der Gleichaltrig- 
keit der alamannischen und bairischen Investiturzeugnisse mit 
den fränkischen wegfällig wird, sobald wir in der Auflassung 
der merovingischen Urkunden die symbolische Investitur er- 
kennen. Seit der Mitte des 7. Jahrhunderts finden wir in 
den merovinger Königsdiplomen und den Urkunden der Haus- 
meyer die Auflassung (per festucam se exitum facere) des unter- 
liegenden Beklagten oder Scheinbeklagten.*®) Mit anderen 
Worten : das fränkische und zwar das salisch-fränkische Recht 
hat schon in der Mitte des 7. Jahrhunderts die symbolische 
Investitur (wenn auch zunächst nur für das Verfahren im 
Königsgericht) ausgebildet, ein um so sichrerer Beleg dafür, 
dass die reale Investitur nicht blos gleichzeitig, sondern noch 
erheblich älter ist. Wir können damit den urkundlichen Be- 
weis als erbracht ansehen, dass das salische Recht die reale 
Investitur jedenfalls seit Beginn der merovingischen Zeit ge- 
habt hat, während für Alamannien und Baiern die Investitur 
erst seit Mitte des 8. Jahrhunderts nachweisbar ist. Das 
alamannische und bairische Volksrecht gedenken nicht blos 
der Investitur mit keiner Silbe; *^) wir sehen vielmehr geradezu, 

**) Vergl. die merovingischen Processurkunden Pertz Dipl. I, M. 35 
(a. 658). 73 (a. 709. Scheinprocess). A. 16. 18. 21. 22 (a. 746—750). 
Recht der Eheschliessung S. 48. zur Gesch. der Auflassung S. 90. Das 
per vadium reddere oder revestire, welches A. 16. 21. 22 neben der ex- 
feslucatio genannt vtrird, habe ich Eheschliessung S. 45 Note. Auflassung 
S. 92 Note 21 von einem Strafversprechen verstanden. Obgleich diese 
Erklärung nicht ohne Gründe ist, so erscheint doch auch die (durch 
spätere Zeugnisse gestützte) Auffassung als möglich, dass in dem per 
vadium reddere oder revestire die Uebergabe des Apprehensionssymbols 
zu sehen ist, so dass auch nach diesen Zeugnissen (vergl. Auflassung 
S. 92) die symbolische Investitur, gleich der realen, die beiden Hand- 
lungen, den Auflassungsakt und den Apprehensionsakt ursprünglich für 
die Regel vereinigt, eine Thatsache, welche auch durch das Cartul. 
Langob. (oben Note 21) belegt wird. 
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dass hier, wie bei Westgothen, Langobarden, Angelsachsen, 
die Begebung der Urkunde als rechtlich vollkommener Ver- 
äusserungsact in Gebrauch war.**) Alles spricht dafür, dass 
die Investitur bei den Franken ursprünglich, bei Alamannen 
und Baiern aber nicht ursprünglich war.**) 

Nehmen wir hinzu, dass für die Investitur innerhalb des 
fränkischen Machtgebiets überall der gleiche Name, die gleiche 
Bechtswirkung , die gleiche Rechtsform, die gleiche geschicht- 
liche Entwicklung, der gleiche Uebergang von der realen zur 
symbolischen Investitur vor uns auftritt, dass nachweislich 
Westgothen, Burgunden, Sachsen, Angelsachsen von ihrem 
alten Recht zur Investitur übergegangen sind, dass mit der 
Verbreitung des fränkischen Lehnrechts die Verbreitung der 
feudalen Investitur gleichen Schritt hielt, so ergiebt sich als 
einzig mögliches Resultat, dass die Investitur von einem ein- 
heitlichen Mittelpunkt aus sich verbreitet, dass sie vom frän- 
kischen Recht ausgegangen und von den übrigen Stammes- 
rechten lediglich recipirt ist.**) Daher diese Uniformität 
der Rechtsgebräuche, daher diese Uniformität der Rechte 
spräche, soweit es sich um den Besitz an Grundstücken, um 

*^) Die Stelle der Lex Bajuv., welche die Wendung: yestita est 
illius manus, hat, erscheint als späterer Zusatz, vergl. die Ausgabe von 
Merkel bei Pertz, Legg. HL p. 337. 

**) Lex Alam. Hloth, I, 1. Lex. Baj. I, 1: Et tune ipsam epistolam 
ponat super altare et sie tradat ipsam pecuniam coram sacerdote. — 
Aus der bekannten Stelle Alam. 87, wo der ramus cum cespite nicht 
zum Zweck einer Besitzubertragung (an den Grafen), sondern nur zum 
Zweck des Gottesurtheils (tangant ipsa terra cum spatas suas) gebraucht 
wird, lässt sich schwerlich ein der fränkischen Investitur analoger alt- 
alam annischer Gebrauch für den Privatverkehr folgern. — Ueberhaupt 
darf nicht übersehen werden, dass das Privateigentbum an Grund und 
Boden verhältnissmässig jung ist und ein Grundbesitz verkehr erst seit 
der Reichsgründung, d. h. seit der Berührung mit römischem Recht und 
römischer Schrift eine Rolle spielt. 

*') Wie weit die skandinavische scotatio ein Analogon der frän- 
kischen Investitur darstellt, bedarf noch der Untersuchung. 

**) Es folgt aus dieser Thatsache zugleich ein Resultat für die 
zwischen Brunuer und mir verhandelte Frage, ob die traditio cartae 
als symbolische Investitur aufzufassen sei. Yergl. Brunner in Gold- 
schmidt's Zeitschr. für Handelsr. XXII, S. 529 ff. Garta und Notitia 
(Festgabe für Mommsen 1877) S. 9—12. Dagegen zur Gesch. der Auf- 
lassung (Festgabe für Thoel 1879) S. 101, Note 30. Es ist jetzt nemlich 
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investitura und Gewere handelt. Wie das fränkische Lehn- 
recht, so ist das fränkische Landrecht, voran die Investitur 
des Landrechts, vom Abendlande aufgenommen worden. 



klar, dass bei den Stämmen, welche die Begebung der Urkunde (traditio 
cartae) als rechtlich voUkommenen Veräusserungsact haben, die In- 
vestitur überhaupt, also auch die symbolische Investitur, unbekannt 
ist, folglich auch die traditio cartae keine Investitur sein kann, während 
umgekehrt bei den Franken, welche die Investitur haben, die Investitur, 
auch die symbolische, neben der traditio cartae steht, d. h. auch hier 
die traditio cartae als solche noch keine Investitur ist. Es genügt 
zur Yeranschaulichung, das Gartularium Langobardicum einzusehen. Der 
Langobarde überträgt das Eigenthum oder das sonstige Recht am Grund- 
stück durch blosse Uebergabe der carta, d. h. durch blosse solenne 
(nemlich urkundliche) Erklärung seines Veräussernngswillens: die 
traditio cartae, die urkundliche Erklärung des Verkaufs-, Schenkungs- 
Willens (der fränkischen Säle entsprechend), ist für ihn bereits das 
rechtlich vollkommene, für den Erwerb des Eigenthums u. s. w. einer 
Ergänzung nicht bedürftige Rechtsgeschäft ; es bedarf keiner Investitur; 
der Erwerb des Besitzes am Grundstück ist nur von possessorischer 
Bedeutung. Für den Franken dagegen ist die traditio cartae, welche 
eben nur Perfection der Säle ist und keine Gewere giebt, noch nicht 
genügend für den Eigenthumserwerb. Nach fränkischem Recht geht 
das Eigenthum erst in dem Moment des Besitzerwerbes, und zwar des 
solennen Besitzerwerbes, über. Daher bedarf es ausser der traditio 
cartae, d. h. ausser der Säle, der Investitur, welche, dem Recht des 
10. Jahrhunderts entsprechend, symbolisch, durch Uebergabe der Ap- 
prehensions^mbole und durch Auflassung geschieht. Wo die traditio 
cartae der rechtlich vollkommene Erwerbsact ist (wie bei Langobarden 
u. s. w.), da giebt es keine Investitur, und wo es eine Investitur giebt 
(wie bei den Franken), da ist die traditio cartae nicht der rechtlich voU- 
kommene, sondern vielmehr der durch Investitur zu ergänzende 
Erwerbsact. Kurz ausgedrückt: die carta dient der Säle, nicht aber der 
Gewer. Bei Langobarden u. s. w. wird das Grundeigenthum durch 
blosse Säle, bei den Franken aber nur durch Säle und Gewer er- 
worben. Wie die investitura selber, so ist auch der Gegensatz von 
traditio und investitura (hervorgegangen aus der Anschauung von der 
rechtlich unvollkommenen Kraft der blossen Schrift) dem fränkischen 
Recht eigenthümlich und erst vom fränkischen Recht auf die andern 
Rechte übertragen. — Es liegt überhaupt in der Natur der Sache, dass 
die symbolische Investitur nicht ursprünglich ist, sondern die reale 
Investitur zur geschichtlichen Voraussetzung hat, dass daher nothwendig 
die Symbole der symbolischen Investitur aus den Symbolen der realen 
Investitur hervorgehen. So ist es denn auch bei den Franken nach- 
weislich gewesen. Die carta aber erscheint aus leicht erklärlicher 
Gründen nirgends als Symbol der feierlichen realen Besitzeinweisung 
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Die Auflassung ist ein ebenfalls eigenthümlich frän- 
kischer Bestandtheil*^) dieser fränkischen Investitur. Sie ist 
der durch Halmwurf vollzogene feierliche Besitzverzicht des 
investirenden Veräusserers (per festucam se exitum dicere, ex- 
festucatio, warpitio), welcher den Moment des Besitzwechsels 
zugleich solennisirt und signalisirt. Sie wird ursprünglich mit 
der realen Investitur als Schlussact derselben auf dem Grund- 
stück selber (also stets aussergerichtlich) vorgenommen* Später 
wird sie Bestandtheil der S3rmbolischen Investitur , welche 
irgendwo ausserhalb des Grundstücks (z. B. im Gericht) zum 
Zwecke symbolischer Besitzübertragung geschieht. Indem sie 
auch bei der symbolischen Investitur zunächst mit einem 
(symbolischen) Apprehensionsact sich verbindet und demselben 
nachfolgt, bringt sie die Vollkommenheit des Veräusserungs- 
willens, für die Regel den Willen, das volle Eigen thum vor- 
behaltlos zu veräussern, zum rechtlichen Ausdruck. In Folge 
dessen wird sie das Kennzeichen der Veräusserung zu vollem 
Becht, während die Investitur durch blossen Apprehensionsact 
(ohne Auflassung) das Kennzeichen der üebertragung zu ab- 
hängigem Recht (z. B. Lehnrecht) darstellt. Das klassische 
Mittelalter lässt daher den Apprehensionsact neben der Auf- 
lassung fallen: die Auflassung allein bedeutet die symbolische 
Investitur zu vollem Recht, wie die (symbolische) Apprehension 
allein die Investitur zu unvollkommenem Recht. Die Auf- 
lassung wird die Investitur des Landrechts (zu Eigenthum), 
wie die Apprehension (jetzt im engeren Sinne Investitur ge- 
nannt) die Investitur des Lehnrechts.*®) In der Form der 
Auflassung hat die fränkische Investitur von dem landrecht- 
lichen Grundbesitzverkehr, wie in der Form der feudalen 



in das Grundstück. Daraus folgt, dass sie ausser Stande ist, der 
aUeinige Träger einer symbolischen Investitur zu sein, dass vielmehr, 
wo die traditio cartae von vornherein als der einzig relevante Act der 
Eigenthumsüb ertragung erscheint, der Gedanke der Investitur, der realen 
wie der symbolischen, überhaupt unbekannt ist. 

*•) Daher werden im C^rtularium Langobardicum nur der Salichus 
und die „caeteri" angewiesen, nach Uebergabe der Apprehensionssym- 
bole das se warpire, d. h. die Auflassung, vorzunehmen. 

*•) Für diese Resultate kann ich mich jetzt auf den Aufsatz zur 
Geschichte der Auflassung beziehen. 
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Investitur von den lehnrechtlichen Rechtsgeschäften des Mittel- 
alters Besitz ergriffen. 

Die vorherrschende Form, welche die Auflassung im 
spätem Mittelalter aufweist, ist die gerichtliche Auf- 
lassung. Da die gerichtliche Auflassung die deutschrecht- 
liche Wurzel unserer heutigen Grundbucheinrichtungen dar- 
stellt, so steht insofern noch heute der Grundbesitz verkehr 
im ganzen gebildeten Europa auf den Grundlagen, welche 
einst das fränkische Recht gelegt hatte. Zugleich vermögen 
wir an Wesen und Wirkung der gerichtlichen Auflassung für 
das deutsche Mittelalter am besten den allgewaltigen Einfluss 
des Frankenrechts zu veranschaulichen. 

Ursprung und Wesen der gerichtlichen Auflassung kann 
noch heute nicht als hinlänglich aufgeklärt gelten. Der Ver- 
such, die schwierige Frage zu lösen, kann nur von einem all- 
gemeineren Princip aus unternommen werden, welches gleich- 
falls gerade im fränkischen Recht eine besondere Rolle spielt. 
Dies Princip lautet dahin, dass die Vollziehung eines Rechts- 
geschäftes vor einem Dritten gleich ist der Vollziehung des 
Rechtsgeschäftes durch diesen Dritten. Die Rechtshandlung 
vor dem Dritten ist nur die abgekürzte Form für die Rechts- 
handlung durch diesen Dritten. So ist es nach fränkischem 
Recht gleich wirksam, ob die Freilassung per denarium durch 
den König, oder ob sie nur vor dem König vollzogen wird. 
Beide Formen wechseln als gleichwerthig mit einander ab,*') 
und in beiden Fällen ist die Wirkung die gleiche: der Frei- 
gelassene erwirbt die volle Freiheit eines Franken und die Auf- 
nahme in den exercitus Francorum, weil er seine Freiheit 
nicht durch blossen Privatact seines Herrn (die private Frei- 
lassung war nach ursprünglichem fränkischem Recht ungültig), 
sondern durch den König, den Herrn und Vertreter des fränki- 
schen Volkes und Staates, empfangen hat; auch die Frei- 
lassung vor dem König stellt rechtlich eine Freilassung durch 
den König dar. Ein andres Beispiel bietet die Aflfatomie. 
Sie wird nach der Lex Salica (tit. 46) im Echtending oder 
ante regem, nach der Lex Ribuaria (tit. 48) in praesentia regis, 
also vor dem König vollzogen. Zwei fränkische Formeln aus 



*'') Dies 2eigen die Formeln Rozidre 55—61. 
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dem siebenten Jahrhundert zeigen uns, dass die Affatomie 
„per manu" des Königs geschieht, dass durch laisoverpire zu- 
nächst das Eigenthum auf den König, und erst dann durch 
den König auf den dritten Bedachten übertragen wird.*®) Die 
Vergabung vor dem König ist mit der Vergabung du.rch den 
König gleichbedeutend. Der letzte Fall steht bereits mit der 
gerichtlichen Auflassung genau auf gleicher Linie. Es erhellt 
nach dem Vorigen, dass die Auflassung vor dem Richter 
juristisch eine Auflassung durch den Richter darstellt, eine 
Thatsache, welche zum Ueberfluss durch die Zeugnisse über 
die gerichtliche Auflassung direct bestätigt wird. Die 
Auflassung vor dem Richter und die Auflassung durch den 
Richter wechseln als gleichbedeutend mit einander ab.*®) Es 
ist bekannt, dass später im Gebiet des gemeinen Sachsen- 
rechts die gerichtliche Auflassung stehend in der Form der 
Auflassung zunächst an den Richter und dann erst durch 
den Richter an den eigentlichen Erwerber vollzogen wird. 5®) 
Die gerichtliche Auflassung bedeutet, dass der Erwerber sein 
Recht nicht unmittelbar aus der Hand des Veräusserers, 
sondern aus der Hand des Richters empfängt , und , wo die 
gerichtliche Auflassung obligatorisch, d. h. die einzig zulässige 
Form für die Immobiliarveräusserung ist, da ist die unmittel- 
bare Eigen thumsveräusserung verboten und nur die mittel- 



") Form. Marculfi 12. 13 (Roziöre 253. 216). 

") Codex diplomaticus Anhaltinus (Dessau 1867) II, No.83 (a.l226): 
vendiderit et titulo venditionis per manus nobilis viri B. comitis 
Norturingiae in forma judicii tradiderit, approbantibus venditionem et 
traditionem ipsam judicialibus scabinis et super ea dictantibus sententiam 
legum terre. Die Urkunde No. 201» (a. 1253) lässt den Vorsitzenden 
Grafen, dem das Gut früher gehört hatte, aber jetzt nicht mehr gehört, 
selber die Auflassung vornehmen mit Consens seiner Erben, auf Antrag 
des jetzigen Veräusserers (in provinciali placito secundum morem nostre 
provincie resignantes, heredes quoque nostri renunciantes omnes). Zahl- 
reiche andere Zeugnisse bei Grimm, R.-A. S. 201, und namentlich St obbe 
in Ihering's Jahrb. XII, S. 193 ff., jetzt auch R. Bewer, Sala, traditio, 
vestitura (Rostock 1880) S. 68—70. 

*®) Daher die Bezeichnung als gerichtliche Lehnsreichung (allodialis 
in vestitura), vergl. Haubold, Lehrbuch des kgl. sächsischen Privatrechts, 
Leipzig 1820, S. 190, 191. G. Schmidt, Vorlesungen über das im 
Königreich Sachsen geltende Privatrecht, Leipzig 1869, I, S. 209. St obbe, 
die Auflassung, in Ihering's' Jahrb. XII, S. 214. 
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bare , durch . die Hand der Obrigkeit hindurchgehende Ver- 
äusserung des Grund und Bodens verstattet. 

Die gerichtliche Auflassung bedeutet keineswegs, wie früher 
allgemein angenommen wurde, eine inhaltlich bedeutungslose 
Solennität. Sie ist ebensowenig, im Gegensatz zu der von La band 
scharfsinnig begründeten Ansicht,*^) eine Handlung von lediglich 
processualischem Inhalt und processualischen Folgen. Der 
Scheinprocess , welchen Laband und mit ihm die jetzt 
herrschende Meinung als das Wesen der gerichtlichen Auf- 
lassung denkt, ist für das spätere Mittelalter durchaus nicht 
als der normale Bestand derselben vorzustellen. Vielmehr be- 
schränkt der Thatbestand der gerichtlichen Auflassung nach 
dem gemeinen Landrecht des klassischen Mittelalters sich 
auf die Vollziehung der symbolischen Investitur (Auflassung) 
vor Gericht, ohne Klage und ohne Antwort und ohne 
Erbittung eines streitentscheidenden Urtheils, d. h. ohne 
(Schein-) Verurtheilung des Beklagten. Auf die Auflassung folgt 
lediglich die Urtheilsfrage, ob „recht" gegeben sei, so dass 
Niemand berechtigt sei, die Gabe anzufechten, und nach 
bejahendem ürtheil und sodann geschehener dreimaliger 
Umfrage, ob Jemand Widerspruch erhebe, die „Bestäti- 
gung" der Gabe durch das Friedewirken des Richters mit 
nachfolgender gerichtlicher Einweisung und dreitägigem 
Innesitzen des Erwerbers. ^2) Mit andern Worten: die 

**) Laband, die vermögensrechtlichen Klagen nach den sächsi- 
schen Rechtsquellen des Mittelalters, Königsberg 1869, S. 236 fT. 

»*) Ein genaues Bild von der landgerichtlichen Auflassung des 
sächsischen Rechts zur Zeit des Sachsenspiegels giebt die Urkunde des 
Cod. dipl. Anhaltinus II, No. 220 (a. 1256): 0. et H. comites de Regensten 
bekunden, quod d. H. miles de Hersleve quasdam proprietates — cenobio 
W. vendidit et, secundum quod jus et consuetudo terre exigit, tradidit 
coram nobis, cujus rei processum et ordinem — presentibus duximus 
exprimendum, Instaurato judicio et secundum jus et terre con- 
suetudinem sedente protribunaliprefecto nostro H. de BL, d.H. de Hersleve 
et sorores sue et alii heredes — dicte proprietati renunciantes in 
totum cenobium^H. — contulerunt, scrinio reliquiarum illius loci, 
quod nobiles matrone — secum deportaverant, suis manibus impo- 
nentes. Cumque secundum jura terre nostre fuisset ab hominibus 
illis qui liberi vocantur et qui secundum suam conditionem debent 
hujusmodi donationibus interesse, diligentius perquisitum (Urtheils- 
frage der Parthei), si donatio esset facta juste et ydonee, quod deberet 
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gerichtliche Auflassung des klassischen Mittelalters ist formell 
als eine Handlung der freiwilligen Gerichtsbarkeit 



inviolabiliter observari, fuit ab eis per sententias, ut consuevit fieri 
sie responsum, quod omnia rite processerintetnichilfueritdecon- 
tingentibus preteriuissum. Igitur prefectus requirens, si contra 
donationem hujusmodi aliquis haberet aliquid questionis, 
et trina inquisitione facta non appareret aliquis contradictor, sub 
banno regio cum sententiis, utmoris est, dicteproprietatifirmam 
pacem induximus, jamdictas matronas nomine cenobii prefati in 
possessionem bonorum cum personis ad hoc deputatis et nuncio 
p u b 1 i c o H. de Hersleve nomine inmittentes, que eandem proprietatem 
per triduum continuum corporaliter possederunt, et, sicut 
consuevit fieri, permanserunt in ipsa. Dass diese Urkunde wirklich, 
wie sie durch ihr unermüdliches ut consuevit, utmoris est, versichert, 
den gemeinen Gebrauch wiedergiebt, bestätigt sich durch zahllose Bei- 
spiele, 2. B. Cod. dipl. Anhalt. I, No. 168. 337. 354. 366. 399. 413. 419. 
474. 516. 547. 710. 712. 779. II, No. 11. 46. 47. 65. 68. 70. 83. 116. 201 
(a. 1107—1253) u. s. w. Cod. dipl. Quedlinburg. No. 36 (a. 1197). 
98 (a. 1246). Urkundenbuch der Stadt Halberstadt (Geschichtsquellen 
der Provinz Sachsen, Bd. 7) No. 140 (a. 1274). 268 (a. 1295) u. s. f. — 
Dass aber dieser Hergang der gerichtlichen Auflassung keineswegs eigen- 
thumlich sächsisch, sondern gemeines fränkisches Herkommen ist, 
bezeugen gleichfalls zahllose fränkische Urkunden, z. B. die besonders 
interessanten Aachener Urkunden, welche H. Lorsch in der Zeitschr. 
des Aachener Geschichtsvereins Bd. I. S. 120 ff. (auch besonders ab- 
gedruckt unter dem Titel: Aachener Urkunden aus dem 13., 14. und 
15. Jahrb., Aachen 1879) mitgetheilt hat, z.B. No. 6 (a. 1279): H.civis 
Aquensis — comparuit coram judicibus, scabinis et aliis civibus Aquen- 
sibus — et — omnia bona hereditaria — predicto contulit Godefrido, 
ad opus cujus et usus quoad predicta bona mortuum sese fecit, re- 
nunctians predictis bonis cum calamo — ita quod de hiis bonis 
posset suam iibere facere voluntatem. Quod cum predicto Godefrido 
sie factum esset, ipse fecit experiri in sententia, si predicta bona 
sibi taliter data essent, quod de eis suam bene posset facere voluntatem. 
Et lata est justa sententia per consensum, quod predicta bona 
eidem Godefrido tam rite ac legaliter data essent, quod de hiis 
suam bene posset facere voluntatem, dare quoque posset ea cui vellet, et cui 
eadem daret, illi deberent rata et stabilia permanere. Quo facto predictus 
Godefridus — supradicta bona — fratri H. de C. nomine — abbatis et 
conventus de C. ad opus et usus eorundem contulit liberaliter, re- 
nn ncians ad opus et usus ipsorum predictis bonis etse exuens 
ipsos de dictis bonis protinus in vestivit (die Auf lassung ist sym- 
bolische Investitur). Quibus rite — peractis, — frater H. pro se et — 
abbate et conventu suo petiit in sentencia experiri, si eis supra- 
dicta bona taliter essent data, quod eis hec deberent firma merito per- 
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gestaltet.*^) Allerdings aber folgt auf die vollzogene Auflas- 
sung, wie bemerkt, ein Verfahren mit Urtheil und Friedewirken, 
welches processualische Wirkung hat. Die gerichtliche Auf- 
lassung ist ein Vorgang von zunächst privatrechtlicher, sodann 
processrechtlicher Bedeutung. Diese doppelte Natur desselben 
wird aus dem Folgenden erhellen. 

Privatrechtlich bedeutet die gerichtliche Auflassung, wie 
aus dem Obigen hervorgeht, eine Veräusserung durch das 
Mittel des Richters. Daraus folgt, dass sie eine Veräusserung 
unter Zustimmung des Richters ist. Wo die gerichtliche 
Auflassung zwingende Rechtsvorschrift wird, da ist kraft /des- 
selben Rechtssatzes dem Richter ein Zustimmungs recht zur 
Grundbesitz veräusserung gegeben, ein Widerspruchsrecht, 
weil der Richter, wie aus dem Folgenden hervorgehen wird, 
keineswegs schlechtweg genöthigt ist, seine Mitwirkung zur 
gerichtlichen Auflassung, d. h. seine Zustimmung zu gewähren. 
Aus dieser privatrechtlichen Bedeutung der gerichtlichen 
Handlung ist die obligatorische gerichtliche Auflassung 
hervorgegangen. Ihre Quelle ist die Entstehung von Zustim- 
mungsrechten der Obrigkeit zur Grundbesitzveräusserung. 

Die erste Ausbildung der obligatorischen gerichtlichen 
Auflassung gehört den Kreisen des Lehn- und Leiherechts an. 

Das Lehnrecht des Vassalien und ebenso das Leiherecht 
des Bauern und Bürgersmannes ist kein frei veräusserliches 
Recht. Ja, es lässt sich noch deutlich der Gedanke erkennen, 
dass diese Rechte am fremden Grundstück überhaupt ursprüng- 
lich nicht als feste Rechte, sondern als von der Gnade des 



manere. Et est reddita justa sententia per consensum, quod sepe- 
dicta bona ipsi fratri H. et per eum — abbati et conventui de C. tarn 
rite ac racionabiliter donata essen t, quod eis debent rata et 
firma inviolabiliter' permanere. Ebenso No. 4. 5. 7 fif. (a. 1264 ff.). Die 
Aachener Urkunden zeigen, dass das Urtheil über die Rechtskraft der 
Vergabung von dem Erwerber erbeten wird. Darüber, dass hier das 
Friedewirken fehlt, s. weiter uiiten. 

**) Wenn die merovingischen Urkunden die Auflassung im könig- 
lichen Hofgericht im Wege des Scheinprocesses erfolgen lassen, eine 
Form, die noch m der von Lab and angezogenen Lüneburger Nieder- 
gerichtsordnung nachklingt, so wird dies damit zusammenhängen, dass 
das alte Recht im Gericht nur den Process kennt und daher für die 
freiwillige Gerichtsbarkeit den Scheinprocess fordert. 
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Herrn abhängige > prekäre« Befugnisse gedacht sind. Gleich 
dem altrömischen kennt auch das altdeutsche Sachenrecht nur 
ein einziges Recht an der Sache : das Eigenthum. Die Schwäche 
der lehnrechtlichen und leiherechtlichen Befugnisse am fremden 
Grundstück spricht sich darin aus, dass sie, wie zur Vererbung 
eine neue Verleihungshandlung seitens des Herrn, so zur 
Veräusserung die Zustimmung des Herrn nöthig haben. Ja, 
die^ Veräusserung ist hier von vornherein nur in der Weise 
möglich^ dass das Recht an den Herrn zurückgegeben (aufge- 
lassen) und dann erst durch den Herrn an den neuen Er- 
.werber wieder verliehen wird. Aus diesem Grunde ist hier 
die gerichtliche Auflassung, d. h. die Auflassung im Lehns- 
gericht, bezw. im grundherrlichen Gericht von vornherein obli- 
gatorisch: diese Handlung bringt zugleich den Consens der 
Beisitzer des Gerichts (der Lehnsgenossen, der Hofgenossen) 
und den Consens des Herrn zum juristischen Ausdruck. 5^) 
Es mag zugleich bemerkt werden, dass der Herr selber nur 
im Lehnsgericht, im grundherrlichen Gericht aber regelmässig 
sein Schultheiss oder Amtmann als Richter präsidirt : die Ver- 
äusserung vor dem Beamten des Herrn ist der Veräusserung 
vor dem Herrn selber gleichwerthig. 

Das altfränkische Land recht dagegen kennt die gericht- 
liche Auflassung überhaupt nicht. Nur eine einzige Rechts- 
handlung des Vdjrmögensrechts ist hier an gerichtliche Voll- 
ziehung gebunden: der adfatimus, und der adfatimus hat za 
der gerichtlichen Auflassung des Grundbesitzes deshalb keine 
geschichtliche Beziehung, weil er, allerdings entgegen der all- 
gemein benähenden Annahme, ursprünglich überhaupt kein 
Rechtsgeschäft über den Grundbesitz, sondern umgekehrt, ein 
Rechtsgeschäft über das bewegliche Vermögen darstellt.**) 



" •) Urkundliche BeJege x. B. Cod. dipl. Quedlinb. No. 36 (a. 1224). 
Urkundenbuch Ton Halberstadt No. 265. 266 (a. 1294). 

**) Die Lex Salica tit 46 nennt ausdrücklich als Gegenstand des 
adfatimus die ,Jortuna'S d. h. das bewegliche Vermögen, TergLProc 
der Lex. Sal. S. 173 Note 20. S. 176 Note 24. Frank. Reichs- und Ge- 
richtsTerf. S. 118. Der symbolische Act erfolgt daher in der „casa", 
weil dort der Mittelpunkt des beweglichen Yermfigens ist. Als der 
nächste Inhalt des adfatimus wird ein familienrechtlicher Vorgang 
(heredem appeUare) zu denken sein, dessen Reditsfolge durdi Ueber- 
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Die gerichtliche Auflassung des Grundstücks war nach altem 
Recht überhaupt unmöglich, weil die Auflassung nur mit der 
Investitur , und die Investitur nur als reale Investitur auf dem 
Grundstück selber zulässig war. Die gerichtliche Auflassung 
war daher in der merovingischen Zeit ein Privileg des Ver- 
fahrens im königlichen Hofgericht. Erst seit dem 9. Jahrhundert 
ist die symbolische Investitur in das Landrecht übergegangen, 
und war damit die landgerichtliche Auflassung überhaupt erst 
möglich geworden. Aber, wie in der Natur der Dinge liegt, 
sie war zunächst lediglich facultativ. Der freie Grundeigenthümer 
konnte zur gerichtlichen Auflassung schreiten, um ihrer pro- 
cessualischen Vorzüge, der Beweisbarkeit u. s. w. willen. Aber 
privatrechtlich war seine Auflassung genau ebenso wirksam 
und zulässig, wenn sie ausserhalb des Gerichts irgendwo und 
irgendwie erfolgte. Das Cartularium Langobardicum zeigt uns 
noch, wie damals, also an der Scheide des 10. und 11. Jahr- 
hunderts, die aussergerichtliche Auflassung durchaus die Regel 
bildete. Der iSalichus« und seine Rechtsverwandten nehmen 
die Auflassung (se warpire) mit der symbolischen Investitur 
lediglich unter Beisein von Zeugen und unter Hülfe des Notars 
vor, welcher den ganzen Veräusserungsact leitet. 

Erst seit dem 11. Jahrhundert hat die obligatorische Auf- 
lassung im Landgericht sich ausgebildet. 

Da die Thatsache selbst, ob überhaupt das Landrecht des 
Mittelalters zur obligatorischen gerichtlichen Auflassung über- 
gegangen sei, neuerdings durch die Gegenbemerkungen La- 
ban d's und durch die unter Laband's Auspicien entstandene 
Schrift von Bülowius, sowie durch die Zugeständnisse 
Stob be 's zweifelhaft geworden ist, s^) so muss hier zunächst 
das Resultat der geschichtlichen Entwickelung selbst in der 
Hauptsache festgestellt werden. Vor allem gilt es, den alten 



gäbe des gesammten „Vermögens" (zu welchem in der alten Zeit nur 
Mobilien gehören) ausgedrückt wird. 

*•) Laban d, Vermögensrecht!. Klagen S. 235. Bülowius, utrum 
ad dominium rerum immobilium transferendum secundum jus Saxo- 
nicum medii aevi resignatione solemni in judicio facta opus fuerit nee 
ne. Regim. 1870. Stobbe, die Auflassung, in Iherings Jahrb. XII, 
S. 167 fiF. Deutsches Privatr. II. S. 169. Noch neuerdings ebenso La- 
band in der Krit. Viertel jahrsschr. XXII, S. 125. 
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Satz za retten, dass der SachseDspiegel die obligatorische 
gerichtliche Aaflassang hat. Da das unzweideutige Zeugniss, 
welches der Sachsenspi^el in der klassischen Stelle I, 52, 1 
für unsere Ansicht ablegt, heute keinen Glauben mehr findet, 
so miissen wir uns nach anderen Beweisgründen umsehen. 
Es sind zwei Stellen, welche allen Zweifel beseitigen. Die 
eine Stelle findet sich Sachsensp. I, 34: 

Ane des richteres orlof mut en man sin ^en wol ver- 
geven in ervengelof, deste he's behalde ene halve hüve unde 
ene word, dar man enen wagen uppe wenden möge; dar 
af sal he deme richtere sines rechten plegen. — Irret 
de richtere mit unrechte, dat de man sin egen nicht 
geven ne mut, svenne de Koning uppe sessische art kumt, 
yor ime mut he't wol geven, alse he vor deme richtere 
solde, deste man des getuch hebbe, dat it de richtere to 
unrechte geerret hebbe. 
Die Stelle zeigt trotz der missverständlichen Ausdrucks- 
weise ihres Anfangs, dass die Zustimmung des Richters zur 
Yeräusserung des Grundeigenthums keineswegs nur in den 
Fällen der unerlaubten Yeräusserung (wo der Mann weniger 
als eine halbe Hufe oder nichts zurückbehält), sondern gerade 
auch in den Fällen der erlaubten Yeräusserung, d. h. dass 
sie zu jeder Yeräusserung noth wendig ist. Daher ist as mög- 
lich, dass der Richter die Yeräusserung mit Unrecht hindert. 
Der Mann behält seine halbe Hufe und seine >word<, und doch 
kann er nicht veräussern, weil der Richter die Yeräusserung 
nicht will, weil die Rechtsvoraussetzung einer jeden Ueber- 
tragung des Grundeigenthums, die Zustimmung des Richters 
fehlt. Die Stelle bewegt sich mit ihrem Rechtssatz in dem 
Gebiet des Landrechts: der Richter ist der Landrichter, der 
Graf mit Königsbann ; als der unmittelbar Yorgesetzte desselben 
tritt der König auf. Es erhellt ferner, dass die gerichtliche 
Auflassung die Form für die Erwirkung richterlicher Zustim- 
mung ist. Denn wenn der Richter die Yeräusserung mit Un- 
recht weigert, so soll der Mann das Gut vor dem König 
geben, wie er es sonst vor dem Richter gegeben hätte. Die 
Auflassung im Königsgericht (aber nur, wenn der König auf 
>sächsische Erde« kommt, weil nur dann das Königsgericbt 
für sächsischen Grundbesitz competent ist) ersetzt in solchem 
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Ausnahmsfall 5ö) die Auflassung im Landgericht. Die Zustim- 
mung des Königs ersetzt die Zustimmung des Richters. Der 
Mann veräussert unmittelbar durch die Hand des Königs, wie 
er sonst durch die Hand des königlichen Grafen veräussert 
hätte. Aber er ist nicht etwa befugt, die Auflassung, wenn 
sie rechtlich zulässig wäre, aussergerichtlich vorzunehmen. 
Er muss vielmehr warten, bis der König in das sächsische 
Land kommt; er muss die oft weite und beschwerliche Reise 
wagen, den unsteten Königshof aufzusuchen, um sein Anliegen 
vor der Majestät selber anzubringen; er muss es darauf an- 
kommen lassen, dass bei seinem Eintreffen der König schon 
wieder von dannen und die sächsische Erde verlassen hat. 
Genug, die Auskunft, welche der Sachsenspiegel bietet, kann 
nur in äusserst seltenen Fällen wirklich benutzt werden. Aber 
doch ist sie die einzige Auskunft. Die Zustimmung des 
Landrichters ist obligatorisch, und dieser Satz bedeutet, dass 
die gerichtliche Auflassung im Landgericht obligatorisch 
ist. Der geneigte Leser wird schon aus dieser einen Stelle 
des Sachsenspiegels die ganze Geschichte der obligatorischen 
gerichtlichen Auflassung heraus hören. 

Die zweite Stelle ist Sachsenspiegel I, 44: 
Klaget ok maget oder wedewe to lantrechte over iren 
rechten Vormunden, dat he ir ire gut neme, to der klage 
sal se dat gerichte Vormunden, unde dar ir ire man 
gift egen in ursale oder to irme live. 

Jungfrau oder Wittwe bedarf eines Gerichtsvormundes, um 
gegen ihren rechten Vormund zu klagen; ebenso hat die ver- 
heirathete Frau einen Gerichtsvormund gegen ihren Mann, d. h. 
ihren rechten Vormund, nöthig, wenn ihr Mann ihr Ei gen 
oder Leibzucht giebt. Die Leibzucht kann der Frau nur mit 
Hülfe eines Gerichtsvormunds gegeben werden, weil die Leib- 
zucht, wie bekannt ist (z. B. Ssp. I, 21, 1), nur gerichtlich 
gegeben werden kann; genau dasselbe gilt aber auch von 



*•) Aber nicht schlechtweg, sondern nur, wenn der Richter die 
Auflassung „mit Unrecht geirrt*' hat. Für diese Handlung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit hat der König keine unbeschränkt concurrirende Juris- 
diction mehr, augenscheinlich im Interesse der fürstlichen (landesherr- 
lichen) Gewalt, zugleich auch vielleicht im Hinblick auf die für die 
Auflassung zu zahlenden Gebühren. 
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dem Eigen, das „in Ursale ^'5') gegeben wird. Auch das 
Eigen kann ohne Gerichtsvorraund nicht gegeben werden, weil 
für die Uebertragung von Eigen die gerichtliche Auflassung 
obligatorisch ist. 

Es braucht im Uebrigen nur daran erinnert zu werden, 
dass Leibzucht und Satzung (die landrechtliche, d. h. die so- 
genannte „ältere" Satzung ist gemeint) an Grundstücken 
zweifellos nach dem Sachsenspiegel nur durch gerichtliche 
Auflassung bestellt werden können, und dass ebenso zweifellos 
dieser Rechtssatz über die eigenthumsähnlichen Rechte am 
Grundstück nur eine Anwendung des Rechtssatzes über das 
Eigenthum selber ist. 

Nach dem sächsischen Landrecht des 13. Jahrhunderts 
(und das magdeburger Stadtrecht hat bekanntlich genau den- 
selben Rechtssatz) war die Veräusserung von Eigen nur im 
Wege der gerichtlichen Auflassung zulässig. 

Wir wenden unsere Blicke- nach Süddeutschland. Hier 
hat eine bekannte Stelle des Schwabenspiegels, welche auf 
den Deutschenspiegel zurückgeht, ein vermeintlich unanfecht- 
bares Argument dafür abgegeben, dass wenigstens das süd- 
deutsche Recht von der Rechtsnothwendigkeit der gerichtlichen 
Auflassung nichts wisse.*^) 
Die Stelle lautet: 
Schwabensp. (Lassb.) 22: Ist daz ein man sinem fnunde 
guot schaffen wil nach sinem tode, wil er im daz sicher 
machen, er sol im srift darüber geben mit endehaften 
isigeln, oder er sol für sinen rihter varn oder für 
sinen herren und sol sine geziuge ziehen und ander die 
da bi sint gewesen, und wil aber er imz gar stete machen, 
so setze im einen zins daruz, da mit hat er die gewer 

und mac daz guot mit rehte nit Verliesen. Diu 

gäbe heizet stete diu vor dem rihter geschit. Diu heizet 
och stete diu mit der srift geschit. Diu ist aller stetest 
diu mit der wer geschit.^**) 



»') Vergl. Schröder, ehel. Güterrecht II. 3. S. 356—359. 

*8) Man vergl. z. B. v. Meibom, deutsch. Pfandrecht S. 319 ff. 
Stobbe in der Krit. Vierteljahrsschrift IX, S. 311, bei Ihering XII, 
S. 178. 

") Vergl. Deutschsp. 25. 
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Für die Vergabung von Todes wegen wird dreierlei Ver- 
äusserung unterschieden: durch Schrift, durch den Richter 
(oder Herrn) und durch Zinsbestellung. Die drei Handlungen 
schliessen sich nicht gegenseitig aus, sondern können alle drei 
mit einander cumulirt werden. Vor allem aber: die drei 
Handlungen haben keineswegs den gleichen, sondern einen 
verschiedenen Inhalt, und deshalb auch verschiedene 
„Stetigkeit." Die Vergabung durch blosse Schrift ist die Ver- 
gabung durch blosse Erklärung des Willens, d. h. durch 
blosse Säle, ohne Investitur, und darum auch ohne jegliche 
„Gewer." Sie bedeutet den Abschluss des Veräusserungs- 
geschäfts und damit, die rechtliche Gebundenheit des Ver- 
äusserers und den Titel für den Eigenthumserwerb, aber, ge- 
mäss den jetzt allgemein gültigen fränkischen Rechtssätzen 
über das Verhältniss traditio und investitura,'®) noch nicht 
den Eigenthumserwerb selbst. Sie bedarf noch der Voll- 
Streckung, welche bei der Vergabung von Todfes wegen bis 
nach dem Tode aufgeschoben sein, aber auch von dem Ver- 
äusserer sofort vorgenommen werden kann, und zwar, wiederum 
dem fränkischen Recht entsprechend, in zweifacher Form: 
entweder durch blosse symbolische Investitur (Auflassung), oder 
durch hinzukommende präsente reale Investitur (Constituirung 
eines Zinses). •^) Darum nennt unser Zeugniss an zweiter Stelle 
die Handlung vor dem Richter. Dass damit die Auflassung, 
genauer die symbolische Investitur, gemeint ist, erhellt deut- 
lich daraus, dass (für hintersässigen Grundbesitz oder für den 
Grundbesitz der Ministerialen) neben dem Richter der „Herr" 
genannt ist. Die Handlung „vor dem Herrn" kann nur die 
Zustimmung des Herrn zur Vergabung in der Form der Auf- 
lassung an den Herrn und Beleihung des Erwerbers durch den 
Herrn zum Zweck haben. Dann ist für die Vergabung die 
Vollziehung gesichert, weil die (symbolische) Vollstreckung 



«®) Vergl. jetzt den Aufsatz zur Gesch. der Auflassung (1879). 

•*) Dass der Zins die Gewere giebt, ist ein zuerst vom fränkischen 
Recht entwickelter Rechtssatz. Urkunden aus dem 9. Jahrhundert bei 
Heus 1er, Gewere S. 52. 
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bereits erfolgt/^) und zugleich schon jetzt die Handlung vor- 
genommen ist, welche sonst, bei blosser Schrift, nach dem Tode 
des Veräusserers jedenfalls noch hätte nachgeholt werden 
müssen. Die Auflassung vor dem Herrn ist für das Zinsgut 
obligatorisch, und facultativ für den Veräusserer nur, ob 
sie sofort oder erst nach seinem Tode vollzogen wird. Was 
für das Zinsgut die Handlung vor dem Herrn, das ist für Eigen, 
wie die Stelle ausdrücklich ausspricht, die Handlung vor dem 
Richter. Mit anderen Worten: soll auf die Veräusserung 
des Eigens (Schrift) die Vollziehung der Veräusserung durch 
Auflassung folgen, so muss der Veräusserer „vor den Richter" 
fahren. Deutschenspiegel und Schwabenspiegel kennen, gleich 
dem Sachsenspiegel, die Auflassung auch des Landrechts nur 
als gerichtliche Auflassung. Es giebt keine ausserge- 
richtliche Auflassung, überhaupt keine aussergerichtliche sym- 
bolische Investitur mehr. Auflassen (investiren) und vor den 
Richter fahren, sind mit einander identisch geworden. Die 
Stelle, welche man bisher dafür geltend gemacht hat, dass die 
Auflassung in Süddeutschland auch als aussergerichtliche gültig 
sei, beweist vielmehr umgekehrt aufs Unzweideutigste, dass 
die Auflassung nur noch als gerichtliche Auflassung existirt. 
Und ohne solche gerichtliche Auflassung ist jeder Ver- 
äusserungsact unvollkommen (wegen noch mangelnder Investitur). 
Wie bei Zinsgut die Auflassung vor dem Herrn, so musste bei 
Eigen die Auflassung vor dem Richter noch nachfolgen, 
wenn sie bei Lebzeiten des Veräusserers nicht geschehen wäre. 
Darum sagt der Deutschenspiegel: Dev stift haizzet staet dev 
vor dem richtaer geschieht. Er unterscheidet dadurch die 
Gabe vor dem Richter als die nunmehr (auch seitens der 
Erben) vollkommen unwiderruflich gewordene Vergabung von 
der Vergabung durch blosse Schrift. Erst der Schwabenspiegel 
fügt, den Gedanken der Stelle verwischend, die Worte hinzu: 
diu heizet och stete, diu mit der srift geschit, weil die Schrift 
gleichfalls nicht ohne Rechtskraft ist. Aber rlie Schrift hat 
nur die Rechtskraft der Säle, nicht auch die Rechtskraft der 



•*) In solchem Fall kann von der „Schrift" Abstand genommen 
werden, weil dann durch das Dingzeugniss mit der Vollstreckung auch 
die Erklärung des Veräusserungswillens bewiesen wird. 
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Gewere. Die Gabe des Eigens durch blosse Schrift ist noch 
ebenso unvollkommen, wie die Gabe des Zinsgutes ohne Con- 
sens und Investitur des Herrn ; sie ist blosse traditio mit noch 
mangelnder Investitur. Und die Investitur mit dem Eigen 
ist jetzt Investitur durch den Richter (gerichtliche Auflassung). 
Sie giebt symbolische Gewere (relativ), aber noch nicht wirk- 
liche Gewere. Daher kann die Bestellung des Zinses hinzu- 
kommen, um durch reale Gewere (jedem Dritten gegenüber) 
die Gabe „allerstetest" zu machen. Aber die blosse Bestellung 
des Zinses, ja auch die volle thatsächliche Einweisung in den 
unmittelbaren Besitz würde ihrerseits keineswegs das vor den 
Richter (oder den Herrn) fahren überflüssig machen. Nach 
deutschem (fränkischem) Recht kann der Besitz am Grundstück 
nicht durch nudum corpus und animus,. sondern nur durch 
solenne Verwirklichung von corpus und animus, d. h. durch 
Investitur, erworben werden. Die Investitur ist Voraussetzung 
wie für den Eigenthumserwerb, so für die Gewere im Rechts- 
sinn. ®3) Und die Investitur (die feierliche Besitzeinweisung) 
ist nach mittelalterlichem Landrecht des 13. Jahrhunderts nur 
in der Form der gerichtlichen Auflassung rechtsgültig. Der 
altfränkische Gegensatz von traditio und investitura hat im 
Lauf des Mittelalters durchaus nicht aufgehört zu existiren. 
Aber der Rechtssatz, dass für den Erwerb von Eigen die 
Investitur obligatorisch ist, erscheint nunmehr in der anderen 
Form, dass er die obligatorische gerichtliche Auf- 
lassung bedeutet.®*) 

Wir gelangen also genau zu dem Resultat, welches der 
Deutschenspiegel selber an anderer Stelle so formulirt: 
Deutschensp. 71: An eleich dinch mag nieman sein eigen 
hin gegeben daz ez craft müge haben. Geit einer 

«') Jetzt vergl. man die vielbesprochene Stelle Ssp. I, 9 §. 5: Sve ok 
dem anderen gut in siner were let, ir he't ime uplate, he sal ine in der 
gewere vorstan, dewile he't ime nicht upgelaten ne hevet, um sich 
(gegen Lab and, Klagen S. 305) davon zu überzeugen, dass sie von der 
älteren Literatur wenigstens in Bezug auf das praktische Resultat ganz 
richtig erklärt wurde. 

•*) Der Irrthum der gesammten früheren Literatur bestand darin, 
dass sie die Auflassung mit der Säle (traditio) identificirte. Die Ge- 
schichte der Auflassung erschliesst sich erst von der Erkenntniss aus, 
dass die Auflassung nicht Säle, sondern Investitur ist. 

4* 
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sein aigen wider seiner erben willen und an vogtes dinge, 
si schüUen für den richter varn und schüllen ez versprechen, 
und der richter sol ez antwurten den erben; etwa ertailt 
man ez sull der richter in seiner gewalt han.*^) 

Die selbständige Formulirung des Rechtssatzes zeigt, dass 
nicht etwa Ssp. I, 52, 1 mechanisch wiederholt, sondern ein 
aus eigener Kenntniss des süddeutschen Rechtslebens ge- 
schöpfter Rechtsbestand wiedergegeben wird. . 

Wenn wir so die Rechtsbücher im Süden und im Norden 
Deutschlands über unsere Frage mit einander in Einklang 
finden, und hinzunehmen, dass wir für das fränkische Rechts- 
gebiet durch unzählige Urkunden zu gleichem Ergebniss ge- 
führt werden,**) so mag wenigstens ein starker Wahrschein- 
lichkeitsbeweis zu Gunsten des oben behaupteten Resultats für 
erbracht gelten. Die weitere Bestätigung ergiebt sich aus dem 
Folgenden von selbst. 

Wie ist aber diese Thatsache zur Ausbildung gelangt? 
Welche Motive haben die facultative gerichtliche Auflassung 
im Lauf des 11. und' 12. Jahrhunderts in eine obligatorische 
verwandelt? 

Wir müssen unsern Ausgangspunkt von den Rechtsver- 
hältnissen des dritten Standes im Mittelalter, von den Ver- 
hältnissen der gemeinfreien kleinen Grundeigenthümer 
nehmen.®*) 

Zunächst ist zu erinnern, dass in den Städten das kleine 
Grundeigenthum in weitaus den meisten Fällen aus ursprüng- 



•») Vergl. Schwabensp. (Lassb.) 22, I. 

••) Man vergl. z. B. die Aachener Urkunden oben Note 52, die 
Urkunden des Codex diplomaticus Moenofrancofurtanus (ed. J. F. Böhmer 
1836) I, p. 57 (a. 1232) fif. und die Regesien der in dem Archiv des 
Vereins für Nassauische Alterthumskunde und Geschichtsforschung auf- 
bewahrten Urkunden aus den Jahren 1145 — 1807 von K. Menzel, in 
den Annalen des Vereins für nassauische Alterthumskunde, Bd. 15 
(1879) S. 143 ff. Menzel S. 145: „Die am häufigsten vor dem Ge- 
richt behandelten Gegenstände sind Güterauf lassungen und Pfandver- 
schreibungen. — In den Grafschaften Dietz und Runkel wird der 
symbolische Brauch hervorgehoben, die Güter dem Käufer vor dem 
Schöffengericht mit Halm und Mund aufzulassen und zu übergeben." 

••) Das Folgende habe ich schon angedeutet zur Gesch. der Auf- 
lassung, S. 117, Note 55. 
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lieh hintersässigen Verhältnissen hervorging.®*^) Aus der 
Häuserleihe entstand das mit dem Grund- oder Wortzins be- 
lastete „pfleghafte" Eigenthum des Bürgers an seinem Hause. 
,Weil die Verwandlung des Leiherechts in Hauseigenthum eine 
unmerkliche, dem Bewusstsein der Zeitgenossen sich entziehende 
war, so verstand es sich hier von selbst, dass für das Eigen- 
thum des Bürgers an seinem Hause die Ueberlieferungen des 
Leiherechts in Kraft blieben, dass nach wie vor die Ver- 
äusserung des Hauses nicht durch einfaches privates Rechts- 
geschäft, sondern nur unter Mitwirkung der Obrigkeit, d. h. 
des früheren Grundherrn, erfolgen konnte. So entstand die 
in süddeutschen Bischofsstädten begegnende Auflassung im 
Gericht des bischöflichen Officials, welcher mit der geistlichen 
auch die grundherrliche Gerichtsbarkeit des Bischofs ausübte. •*) 
In gleicher Weise ist die in norddeutschen Städten häufige 
obligatorische Auflassung vor dem Rath (mit Eintragung in 
das Stadtbuch) zu erklären: der Rath ist als Nachfolger der 
Stadt- und Grundherrschaft auch in ihre Rechte bezüglich 
der Auflassung, d. h. in ihre Consensrechte, eingetreten.**') 
In Städten, wo königliche und grundherrliche Jurisdiction zu- 
sammenfielen, also in allen Städten auf Jcöniglichem Domanium 
entstand aus denselben Motiven die obligatorische Auflassung 
des bürgerlichen Eigens im öffentlichen Gericht: so in 
Aachen und Frankfurt die Auflassung im Schultheissengericht. 
Aber diese stadtrechtlichen Verhältnisse können die land- 
gerichtliche obligatorische Auf lassung nicht erklären . Für 
das Landrecht waren die Verhältnisse der bäuerlichen 
kleinen Grundeigenthümer entscheidend. Das kleine Eigen auf 
dem platten Lande ist im 13. Jahrhundert, wie der Sachsen- 



•■') Dies hat bekanntlich Arnold in seiner hervorragenden Schrift 
zur Geschichte des Eigent;hums in d?n deutschen Städten (Basel 1861) 
gezeigt. Für W^ürzburg giebt interessante weitere Belege die sorgfältige 
Arbeit von E. Rosenthal, zur Geschichte des Eigenthums in der 
Stadt Würzburg (Würzburg 1878). 

•«) Vergl. z. B. für Würzburg Rosenthal a. a 0. S. 60. In 
Strassburg bestätigen zahllose Urkunden den gleichen Gebrauch. 

69) Wo das Privileg Friedrichs 11. für Goslar den König nennt, setzen 
die späteren Goslarer Statuten den Stadtrath, Bewer, Sala S. 12. — 
lieber die Thatsache selbst vergl. die Zusammenstellung bei Stobbe, 
Auflassung S. 186. 187. 
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Spiegel uns bezeugt, gleichfalls „pfleghaft", zinsbar geworden. 
Die Lasten des öffentlichen Rechts haben hier die „Pflege" 
hervorgebracht. Einmal die Abgabe für den Heerbann.'®) 
Sodann aber auch die Gerichtsdienste und Gerichtsabgaben. ''^) 
Die Erheblichkeit dieses „Grafenschatzes" '^^) können wir daraus 
erkennen, dass zum Erlass desselben seitens des Grafen Zu- 
stimmung seiner Erben erforderlich war, '^) sowie aus der 
nicht unbeträchtlichen Summe, welche für Ablösung desselben 
gezahlt wurde.'*) Da das Mittelalter ausser Stande ist, auf 

7«) Darauf hat Stobbe in der Zeitschr. f. deutsch. R. XV, S. 354, 
355 mit Recht hingewiesen. 

''^) Darauf weist Ssp. I, 34 §. l hin: dar af sal he deme richtere 
sines rechten plegen. Diese Stelle bezieht sich, wie v. Zailinger in der 
unten Note 77 genannten Schrift zeigen wird, auf die pfleg haften 
Leute. In der entsprechenden Stelle des Deutschensp. 39 heisst es: da 
von sal man dem richter dienen. Seh offen bare dagegen unterlagen 
den Gerichtsfrohnden und Gerichtsabgaben nicht, sondern ledigten 
ihr Eigen durch blosse Erfüllung der Dingpflicht von allen Rechten des 
Richters, Ssp. I, 2 §. 2. Wie die Rittersleute von der Heersteuer frei 
sind, weil sie die volle Wehrpflicht leisten, so sind Schöffen von den 
Gerichtssleuern frei, weil sie die volle Gerichtspflicht (zu allen Dingen 
zu kommen) erfüllen. 

") Vergl. Stobbe a. a. 0. S. 355. 356. 

'«) Urkundenbuch der Stadt Halberstadt I, No. 140 (a. 1274): Die 
Grafen von Regenslein bekunden, dass Heinrich ßruning, Bürger von 
Halberstadt, mit Gonsens seiner Frau und seiner Erben mansum unum 
et tria jugera et dimidium situm in campis parvi Hersleue et Wirstede 
an die Kirche des heil. Bonifacius in Halberstadt verkaufen, qui man- 
sus ipsorum proprietas fuit. Eundem mansum — de nostro 
consensu etheredum nostrorum coram nostro schulteto 
in judicio quod schultetending vulgariter appellatur, — prefate 
ecclesie — liberaliter contulerunt perpetuo possidendum, a 
jugo advocatie penitus absolutum. Nos quoque, quicquid juris 
ratione cometie in hoc manso et agris attinentibus — nobis vel 
nostris heredibus poterit pertinere, memorate ecclesie de pleno con- 
sensu eorundem heredum cum omni utilitate ac jure pure et sim- 
pliciter contulimus possidendum. 

''*) Codex diplom. Anhalt. H, No. 46 (a. 1220): Otto deGlinde und 
seine Erben verkaufen an das Kloster Marienthal Gut: coram nobis 
(Graf von Mühlingen) sub testimonio scabinorum contradidit possi- 

denda. Et ut nos huic emptioni nostram confirmationem 

adhiberemus, dederunt nobis 12 marcas. In der Urkunde 
No, 47 (a. 1221) heisst Otto v. Glinde ein über homo; ein Verwandter 
von ihm, Burchard v. Glinde, ist scultetus comicie (der Grafschaft von 
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die Dauer zwischen Abgaben aus privatrechtlichem und öffent- 
lichrechtlichem Titel zu unterscheiden, so lässt die Pflege das 
Verhältniss der pfleg'haften Leute zu ihrem Grafen schon im 
13. Jahrhundert als ein Analogon des Hintersassenverbältnisses 
erscheinen. Die Grafschaft wird gegenüber den Pfleghaften 
zur Vogtei. ''^) Der Landrichter (Graf) ist um seiner Ab- 
gabeurechte willen an der Erhaltung der Leistungsfähigkeit 
des kleinen Grundeigenthums interessirt. Darum ist in seinem 
Interesse die übermässige Parcellirung des pfleghaften Grund- 
eigenthums verboten. Darum ist die Veräusserung des pfleg- 
haften Grundeigens an seine Zustimmung geknüpft. Darum 
kann wie der Zinsmann nur durch die Hand seines Herrn, so 
der Pfleghafte nur durch die Hand des Richters veräussern. 
Mit anderen Worten: darjim ist für das pfleghafte Eigen 
die landgerichtliche Auflassung obligatorisch. ''ö) 

Nun müssen wir uns vergegenwärtigen, dass nicht die 
Hochfreien, noch auch, wie bisher angenommen wird, die 
Schöffenbarfreien , sondern gerade diese geringen pfleghaften 
Freien im Mittelalter die Träger des Landrechts und des 
Landgerichtes sind. Ihr Gericht ist, und zwar gerade in 
Sachen ihres Grundeigenthums, das echte Grafending unter 
Königsbann.'''') Ihr Recht ist das Landrecht, ihre Ueber- 
lieferungen beherrschen das Landgericht. Aus ihren Rechts- 
verhältnissen ist das Landrecht des t3. Jahrhunderts hervor- 
gegangen. Die obligatorische gerichtliche Auflassung des 
Landrechts ist entstanden weil die Masse der freien Grund- 
eigenthümer pfleg haft geworden ist. Sie stellt einen der 
Bausteine für die werdende Landeshoheit, einen der Vorgänge 



Mühlingen). Glinde selbst scheint schöffenbar frei zu sein, doch in dem 
obigen Fall über pfleghaftes Eigen zu verfügen. Deshalb die beträcht- 
liche Zahlung an den Grafen, welche ich daraus erkläre, dass das Gut 
an ein Kloster veräussert wird. 

''*) Was „ratione cometie" zu zahlen ist, wird in der Urkunde oben 
Note 73 auch als ,jugum advocatiae" bezeichnet. 

^•) Sachsensp. I, 34, oben S. 42. 

''^) Diese wichtigen Resultate werden sich aus der Arbeit ergeben, 
welche Otto v. Zallinger (der Verfasser der Schrift: Minisleriales 
und Milites, Innsbruck 1878) demnächst über die Standesverhältnisse des 
Mittelalters veröffentlichen wird. Seine Untersuchung wird auf Grund der 
Urkunden über die Stellung der Pfleghaften völlig neue Aufschlüsse geben. 
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dar, durch welche die Grafschaft in Vogtei, der öffentliche 
Beamte in einen Herrn seiner freien Leute sich verwandelte. 
Die bis dahin freie Veräusserung des Grund und Bodens ist 
aufgehoben und dem Consensrecht eines Herrn auch die Ver- 
äusserung des Eigenthümers unterworfen. Die obligatorische 
Auflassung im Landgericht bedefutet die Minderung der 
gemeinen Freiheit und des gemeinfreien Eigenthums, die 
U e b e r m a c h t der feudalen und hof rechtlichen Ideen im Mittel- 
alter über das einst „echte" Eigenthüm. Die Ueberlieferungen 
des Hintersassenverhältnisses haben nunmehr auch den kleinen 
freien Grundbesitz ergriffen. 

Es bedarf noch einer näheren Untersuchung, in wieweit 
die gerichtliche Auflassung auch in den Kreisen des aristo- 
kratischen Grossgrundeigenthums, d. h. des allein noch voll- 
freien Grundeigenthums verbreitet war. Gewiss ist, dass der 
deutsche König ohne gerichtliche Auflassung, ja überhaupt ohne 
Auflassung veräusserte: es war ein Privileg des Königs, dass 
bei seinen Veräusserungen , welche überhaupt den normalen 
Formen des Privatrechts sich entzogen, die Uebergabe des 
praeceptum regis (des königlichen Befehls über den Eigen- 
thumsübergang) zugleich Investitur war. Ebenso gewiss ist, dass 
dieser königliche Gebrauch beim hohen Adel Nachahmung ge- 
funden hat.''^) Aber der hohe Adel des deutschen Reichs hat 
in zahllosen Fällen die normale Investitur und Auflassung, 
und gerade auch die gerichtliche Auflassung im Landgericht 
gebraucht. Es versteht sich von selbst, dass die Entwickelung 
des Landrechts nicht ohne Einfluss auf den gesämmten 
Grundbesitz war. Aber in diesen Kreisen erscheint die ge- 
richtliche Auflassung als ein Bestärkungsmittel neben anderen 
BeStärkungsmitteln des Rechtsgeschäfts, d. h. als facultative 
gerichtliche Auflassung, als eine Handlung, welche um pro- 
cessualischer Vortheile willen vorgenommen wird.'^^) Die 



'«) Vergl. zur Gesch. der Auflassung S. 103 Note 30, S. 116 Note 50, 
und die Zeugnisse bei Stobbe, Auflassung S. 170 Note 82 a. E. Note 83. 
Wie z. B. die Monumenta ZoUerana zeigen, verfügten die Grafen von 
Zollern regelmässig in dieser Form. 

^»•) Vergl. z. B. Cod. dipl. Anhalt. I, No. 366 (a. 1151): jure poU 
et jure fori sepe iterari, sepe firmari fecimus: ausser der landgericht- 
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Urkundenforschung wird sich hier zweierlei Gesetze geben 
müssen: sie wird nicht mehr, wie bisher, die Fälle urkund- 
licher aussergerichtlicher Säle („Schrift"), die zahllosen ausser- 
gerichtlichen Verkaufs-, Schenkungsurkunden des Mittelalters 
für ebensoviele Fälle aussergerichtlicher Auflassung nehmen 
dürfen;''^) sie wird zum Andern die urkundlichen Zeugnisse 
über Auflassung nicht mehr unterschiedslos als eine Masse? 
sondern nur mit Unterscheidung des Standes des Veräusserers 
gebrauchen dürfen. 

Wie aus der privatrechtlichen Bedeutung der gericht- 
lichen Auflassung die obligatorische Auflassung im Landgericht, 
so ist aus der processualischen Wirkung dieser Handlung 
die rechte Gewer e hervorgegangen. Und zwar sind es 
auch hier die Rechtssätze des fränkischen Rechts, denen 
die entscheidende Rolle zugefallen ist. 

Die rechte Gewere ist dem alten Volksrecht unbekannt. 
Aber ein Anwendungsfall ist schon im altfränkischen Recht 
entwickelt. Die rechte Gewere stellt ein Privileg des fränki- 
schen Königs dar. Wenn ein gemeiner Freier ein Gut er- 
worben hat, so gilt für den dritten Anfechtungsberechtigten 
keine Verschweigungsfrist ; aber wenn der König das Gut 
erworben und der Bann des Königs auf das Gut gelegt ist, 
so gilt für jeden Dritten die Verschweigungsfrist von Jahr 
und Tag.®<^) Die Einziehung des Grundstücks für den König 
(missio in bannum) ist schon im 9. Jahrhundert durch die 
karolingische Capitulariengesetzgebung eine Form für die 
ordentliche Execution in Immobilien geworden. Das Mittel- 
alter kennt nur diese fränkische Immobiliarexecution, Die 



liehen zweimalige Auflassung im Bischofssend mit Bischofsbann. 
Aehnlich No. 168 (a. 1107). 

'») Hier hat schon AI brecht Gewere S,69 Note 139 in der Haupt- 
sache das Richtige getroffen, und Bülowius 1. c. p. 13 ist seiner- 
seits im Unrecht, wenn er aus dem Ausdruck „tradere" folgern zu 
müssen glaubt, dass die Urkunden über die Säle („traditio") ausser- 
gerichtliche Auflassung bezeugten. 

®®) Dies ergiebt sich aus den Wirkungen der missio in bannum, 
Cap. Aquisgran. a. 817 legib. add. c. 11 (Pertz I, p. 212). Dass alles 
Königsgut unter Königsbann stand, zeigt z. 6. Lex Rib. 60, 3. 
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Vollstreckung in Grundbesitz ist mit der „Frohnung" desselben, 
d. h. mit der Einziehung desselben für den „Herrn", 
den König, gleichbedeutend.*^) Erst aus der Hand des 
Königs empfängt der Gläubiger das Gut. Diese processualische 
Form benutzt die gerichtliche Auflassung. Nach Vollziehung 
der Auflassung (des privatrechtlichen Actes) ergeht, wie oben 
schon bemerkt, auf Bitte des Erwerbers, ein Urtheil zu seinen 
Gunsten, dass recht gegeben sei. Das Gericht bekräftigt die 
Rechtmässigkeit der Vergabung und Investitur (Auflassung). 
Das deutsche Recht unterscheidet nicht zwischen formeller und 
materieller Rechtsgiltigkeit. Ist das Rechtsgeschäft als form- 
richtig durch die Obrigkeit gut geheissen worden, so ist zu- 
gleich damit seine materielle Rechtskraft festgestellt.®^*) Das 
Urtheil des Gerichts besagt nicht blos, dass die Auflassung 
formell, sondern ebenso, dass sie materiell rechtmässig, rite 
^ac legitime, geschehen ist; daher die Frage des Richters, ob 
Jemand Widerspruch erhebe. Das Urtheil spricht mit dem 
„ri^etjegitimes*'.aus, dass Niemand widerspruchsberechtigt 
§£1. An dies Urtheil ist Jeder, der es finden hört und nicEt 
sofort widerspricht, sofort gebunden. Aber das Urtheil soll 
verbindlich werden nicht blos für die Anwesenden, sondern 
für Jedermann. Darum werden nach ergangenem Urtheil von 
dem Richter die Formen des Verfahrens gegen Abwesende 
beobachtet. Es wird die dreimalige Frag e, ob Jemand 
Widerspruch erheben wolle, gestellt, und erst dann erfolgt die 
Vollstreckung des gef undenen Urtheils, die Frohnung des 
Gutes mit missio in bannum, um das Gut als nicht blos durch 
Rechtsgeschäft, sondern durch rechtliches Urtheil erworben 
dem Empfänger zu überantworten. 



") Vergl. Frank. Reichs- und Gerichtsverf. S. 119 ff. — Dass jede 
Einziehung des Guts für den König mit Anwendung des Königsbannes 
erfolgte, also Gonfiscation und missio in bannum rechtlich identisch 
waren, zeigt z. B. die Urkunde v. J. 878 bei Bouquet, recueil IX, 
p. 399 No. 2: quam etiam villam legitime auctorari non potuit (der 
Schenker), quia fuit in fisco per bannum domini Caroli Im- 
peratoris. 

***) Ein besonders eclatantes Beispiel Lex Sal. tit. 26: die Frei- 
lassung durch den König (per denarium) ist gültjg, auch wenn der 
Nichteigenthümer manumiltirt. 
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In diesem Theil des Verfahrens \ 
Recht ein Processverfahren gefunden. At 
Scheinprocess gegen den Veräusserer, ♦ 
delt. Der Veräusserer ist gar nicht verü 
nicht zum Schein, wie aus dem Obigen i 
zieht sich vielmehr ein wirklicher, ernsthj 
all e dritten etwa A nfechtungsberechtigten,; 
im vollen Ernste das Gut durch die dreiriiaiige r rage dreimal 
aufgeboten, um sie zur Geltendmachung ihrer Widerspruchs- 
rechte zu nöthigen, und sie werden in allem Ernste, wenn sie 
sich nicht melden, zum ewigen Schweigen verurtheilt (dem 
Friedewirken des Richters geht dies zweite ürtheil vorauf). ^^^) 
Das^GanzR ist ein wirklicher nnd^ völliger Contumacialprocess^ 
>ie sich nicht meldenden Abwesenden werden in contumaciam 
mit ihren Ansprüchen sofort abgewiesen. Sie sind geladen, 
wenn auch nur edictaliter (durch die >trina inquisitioc), sie 
sind dreimal geladen , wenngleich in demselben einen Ter- 
min, — eine Abkürzung des Ungehorsainsprocesses,' welche "in 
solchen Fällen der freiwilligen Gerichtsbarkeit erklärlich ist. 
Die Formen des Ungehorsamsverfahrens sind eingehalten. 
Darum erfolgt denn nun die ernsthafte Vollstreckung des Ur- 
theils durch missio in bannum. Sie hat dieselben Wirkungen 
wie im Ungehorsamsprocess. , Sie ist in unserem Fall nur da- 
durch ausgezeichnet, dass zu der Frohnung die t riduana sessio, 
das >dreitägige Innesitzenc des Erwerbers, gewissermassen 
eine nochmalige Ladung zum Widerspruch durch die solenne 
Besitzhandlung, hinzukommen muss, um die volle Rechtswir- 
kung der missio in bannum herbeizuführen. 

Die missio in bannum ^ die formelle Verwandlung des 
Gutes in Königsgut hat hier die gleiche Wirkung wie sonst. Es 
gilt die Verschweigung sfrist von Jahr und. Tag, die könig- 
liche Verjährung. Der in seiner Abwesenheit und ohne sein 
Wissen Verurtheilte hat Jahr und Tag Frist, um das Gut aus 
der königlichen Gewalt > auszuziehen« — länger nicht, es be- 

") Vermögensrecht!. Klagen. S. 238. 

"■) Daher heisst es in der oben Note 52 angeführten Urkunde; sub 
banno regio cum sententiis firmam pacem induximus. Vergl. Qued- 
linb. No. 98 (a. 1246): per sententias quesitas rite ac dictatas atqiie 
inventas äppropriata sunt bona illa ecclesieW., nuUo contradicente. 
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nehme ihn denn echte Noth, Königsdienst, Seuche, Gefängniss, 
Unmündigkeit. Nach Ablauf von Jahr und Tag wird die Con- 
fiscation (missio in bannum) definitiv. ^^) 

Jetzt braucht nur bemerkt zu werden, dass das »Friede- 
wirken« , mit welchem die gerichtliche Auflassung schliesst, 
nichts anderes als diese missio in bannum ist. Zahllose Ur- 
kunden nennen direct den Königsbann, bannus regalis, der 
mit dem > Friede wirken« auf das Gut gelegt wird.®*) Es ist 
klar, dass aus dem Friedewirken die rechte Gewere des Auf- 
lassungsempfängers hervorgegangen ist, dass die gerichtliche 
Auflassung mit ihrem Friedewirken ein Mittel war, um das 
ursprünglich dem König vorbehaltene Privileg in das gemeine 
Landrecht einzuführen und dem Grundeigenthum schlechtweg 
zugänglich zu machen. Auch an dieser Stelle ist im Mittel- 
alter aus ursprünglichem königlichen Amtsrecht des Franken- 
reichs gemeines Laudrecht des deutschen Mittelalters geworden. 

Wie früh die gerichtliche Auflassung in die gemeine 
Uebung des Landrechts eingetreten ist, können wir am besten 
daraus entnehmen, dass der Gebrauch des dreimaligen Aufge- 
bots und des Friedewirkens innerhalb des eigentlich fränkischen 
Rechtsgebiets schon im 13. Jahrhundert in der Mehrzahl der 
Fälle verschwunden, d. h. durch schon unvordenkliche Uebung 
abgeschliffen ist, ®*) dass gleichzeitig auch im Sachsenland, wo 



«3) Wer die rechte Gewere hat, wehrt sich daher der Antwort. 
Er braucht keinen Geweren mehr zu stellen. 

**) Vergl. z. B. die Urkunden oben Note 52. 

**) Dies zeigen die Aachener, Frankfurter, Nassauer Urkunden oben 
Note 52. 66. Dass nichtsdestoweniger auch hier (wie sich übrigens von 
selbst verstehen würde) die missio in bannum ursprünglich zu dem Act 
gehörte, zeigt das vereinzelte Vorkommen derselben, z. B. Böhmer, 
Cod. dipl. Moeno-Francof. p. 65 (a. 1238): Schenkung im Schultheissen- 
gericht. Acta sunt hec coram nobis Frankenford in mallo, quodbuweding 
vocatur,supradictabonasub bannum et protectionem domini Impera- 
toris comprehendendo. — Auch die Zusammenziehung der drei La- 
dungen (trina inquisitio) in einen einzigen Termin, wie sie im 13. Jahr- 
hundert üblich war, deutet auf die vereinfachende Wirkung langwierigen 
Rechtsgebrauchs. Ebenso die Ertheilung des Friedewirkens im Gerichts- 
termin selbst, während nach altem Recht der Friede nur auf dem 
Grundstück, also bei der Einweisung, gewirkt werden konnte, wie noch 
in späteren Zeugnissen erkennbar ist, vergl. Stobbe, Auf lassung S. 202. 
Laband, Klagen S. 239, Note 9. 
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man einen kräftigeren Sinn für den Formalismus des Rechts 
und in Folge dessen conservativere Gebräuche hatte, trotz der 
Beibehaltung des Friedewirk^ns doch der Zusammenhang 
zwischen demselben und der rechten Gewere dem allgemeinen 
ßechtsbewusstsein verloren gegangen war. ^®) In Folge dessen 
wird die Frist von Jahr und Tag auch in Verhältnissen an- 
gewandt, wo von Königsbann keine Rede ist, so im Gebiet 
des Lehnrechts (z. B. als Frist für die Lehnserneuerung) und 
des Stadtrechts (das Sitzen in der Stadt von Jahr und Tag). 
Doch für die rechte Gewere an Eigen erhält sich trotzdem der 
Rechtssatz, dass die gerichtliche Auflassung Voraussetzung für 
den Lauf der Frist ist.®') 

*•) Nur ausnahmsweise wird noch ausdrücklich der Ablauf der Frist 
von Jahr und Tag von dem Augenblick des Friedewirkens datirt, z. B. 
die Braunschweiger Jura et libertates Indaginis (um 1227 , Braun- 
schweiger Urkundenbuch No. 1) § 9: Rechte Gewere für den, wer 
domum aut aream — . in civitate emerit et annum et diem pacifice 
possederit et pax ei secundum jus civitatis facta fuerit. In dem 
deutschen Stadtrecht (um 1250) § 41 : Sw^s eneme vrede wert gewarcht 
unde he darmete beseth jar unde dach, dat nemach neman gebreken. 
Ueber das Zeitverhältniss dieser beiden Braunschweiger Rechtsauf- 
zeichnungen Frensdorff in den Hansischen Geschichtsblättern Bd. 6 
(1877) S. 117 flf. Ebenso die Rechtsaufzeichnung von Burg (wo magde- 
burgisches Recht galt) La band, Klagen S. 317. 

®^) Rechtsbuch nach Distinct. I, 43, 5. 46, 4. Sachsensp. I, 9, 5. 
Andere Zeugnisse bei Lab and, Klagen S. 314 ff. Bewer, Sala 
S. 99. Wenn La band diesen Rechtssatz für eine partikuläre Eigen- 
thümlichkeit insbesondere des magdeburger Rechts erklärt und aus 
anderen Zeugnissen S. 308 ff. den Beweis zu erbringen sucht, dass das 
gemeine Sachsenrecht die rechte Gewere auch ohne gerichtliche Auf- 
lassung eintreten lasse, so ist zu bemerken, dass viele dieser anderen 
Stellen neben dem Besitz von Jahr und Tag ausdrücklich das Requisit 
des Titels anführten (kofft, comparaverit, acquisierit), und dass in dem 
Requisit des Titels die gerichtliche Auflassung nach damals geltendem 
Recht enthalten ist. Wie gefährlich es ist, aus einzelnen unbestimmt 
gefassten Stellen ein negatives Resultat zu ziehen, zeigt das Stadtrecht 
von Verden, welches Laban d S. 312, Note 51 für die rechte Gewere 
ohne Auflassung, S.319, Note 70 aber unter den Rechten citirt, welche 
die rechte Gewere nur auf Grund der Auflassung entstehen lassen, 
vergl. Stobbe, Auflassung S. 179 Note 104. Aus dem Rechtssatz, 
dass gerichtliche Auflassung und nur diese, rechte Gewere an Eigen 
erzeugt, folgt, dass der Erbe von Eigen zwar von Rechts wegen sich 
erst in 31 Jahren, 6 Wochen und 3 Tagen verschweigt, (Ssp. I, 29, 
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Das Friedewirken ist nicht überall mehr mit der ge- 
richtlichen Auflassung verbunden, aber diese Rechtshandlung 
schliesst als solche jetzt die Wirkung des Friedewirkens 
in sich. **) 

Auch die Art der Fristbestimmung , welche -die rechte 
Gewere auszeichnet, geht auf eigenthümlich fränkischen 
Brauch zurück. Die Zeit von Jahr und Tag w erden wir ur- 
sprünglich genau als ^n Jah r und e inen Ta g (eine Zugabe 
zur Frist wie in anderen Fällen eine Zugabe zur Zahlung) zu 
verstehen haben. Der eine Tag hat sich im späteren Mittel- 
alter, insbesondere im Gebiet des gemeinen Sachsenrechts, in 
(\ Wnrhftn und 3 Tage verwandelt. Ich finde darin nicht, wie 
die jetzt herrschende gemeine Meinung, die Fris t von dre i 
gebotenen Dingen (dreimal 14 Tage), sondern die Frist von 
von einem echten Ding. Die echte Dingfrist ist nach frän- 
kischem Recht die Frist von 6 Wo chen und d ie echte Daue r 
des Gerichts die Dauer von 3 Tagen. So bedeutet die Frist 



welche Stelle aUein genügt, um Laban d^s Ansicht zu widerlegen), dass 
aber, wenn das Gut „gewandelt", d. h. gerichtlich aufgelassen ist, auch 
gegen ihn die Verjährung von Jahr und Tag Platz greift, Laban d 
S. 316. Planck, Gerichtsverfahren I, S. 639. 640. C. Schilling, die 
lehn- und erbrechtlichen Satzungen des Waldemar - Erichschen Rechts, 
Mi tau 1876, S. 353. 354. Sowenig die obligatorische gerichtliche Auf- 
lassung, sowenig ist diese Wirkung derselben, dass sie die Verschweigung 
in Jahr und Tag herbeiführt, magdeburgische Eigenthümlichkeit, wie 
sich (gegen Lab and) schon aus der Entwicklung dieses Rechtssatzes 
auf Grund fränkischen Capitularien rechts ergiebt. Vielmehr zeigt Ssp. I, 
29, dass die Voraussetzung jener magdeburger Rechtszeugnisse: ohne 
Auflassung keine Verschweigung des Erben in Jahr und Tag, im ge- 
meinen sächsischen Landrecht gegeben war. 

**) Dass die ursprüngliche Natur des Friedewirkens als missio in ban- 
num regis schon im 12. Jahrhundert in Vergessenheit gerathen ist, zeigt 
derFriedeschilling (Zeugnisse beiStobbe, Auflassung S. 192), welcher 
an Richter und Beisitzer gezahlt, und, soweit er an die Beisitzer fällt, 
vertrunken (Friedewein, Wissebier, Weinkauf, Glosse zu Ssp. I, 34) wird. 
Schwerlich wird man diese Gabe mit Stobbe daraus erklären dürfen, 
dass „man einen guten Eindruck bei der Gemeinde hinterlassen will, 
um künftig des Beweises sicher zu sein". Ich glaube vielmehr, dass 
hier der Rechtssatz von der Unverbindlichkeit der unentgeltlichen Gabe 
(Eheschliessung S. 29, Note 16) in Anwendung gebracht wurde. Man 
fasste das Friedewirken als ein Oeben des Friedens auf, und damit die 
Gabe rechtsbeständig und unwiderruflich sei, musstemansie bezahlen. 
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von Jahr und Tag nunmehr die Frist von einem Jahr und 
e inem Gerichtsta g. Aus der Zugabe von einem Tag ist 
nicht, wie man' nach der bisherigen Ansicht annehmen müsste, 
die Zugabe von drei Tagen (gebotenen Gerichtstagen), son- 
dern die, sich weit leichter erklärende Zugabe von einem echten 
Dingtag geworden. ®®) Wir können daraus aufs Neue erkennen, 
dass das gemeine Sachsen recht bis- auf unsere Tage durch 
die Ueberlieferungen der fränkischen Gerichtsverfassung be- 
stimmt ist. 

Das Resultat des Vorigen können wir dahin zusammen- 
fassen: die Eigen thümlichkeit des fränkischen Immobiliar- 
sachenrechts im Gegensatz zu den übrigen Stammesrechten 
liegt darin, dass es für die Veräusserung von Eigen einen 
zweifachen Veräusserungsact fordert, die feierliche Erklärung 
des Veräusserungswillens (traditio, Säle) und die, gleichfalls 
feierliche, Vollziehung dieses Veräusserungswillens (investitura, 
Gewere). Das fränkische Recht ist im Mittelalter im Norden 
wie im Süden Deutschlands, in Sachsen wie in Schwaben und 
Baiern gemeines Landrecht geworden. Die traditio (Säle) 
fordert keine Gerichtlichkeit ; die investitura (Gewere) ist aber 
in die gerichtliche Auflassung übergegangen und nur noch in 
der Form der gerichtlichen Auflassung rechtswirksam: der 
Erwerber kann nur durch den Richter investirt werden. ®®) 
Aus der gerichtlichen Auflassung ist die rechte Gewere an 
Eigen hervorgegangen. Die rechte Gewere ist seit dem 



®») In gleicher Weise erkläre ich das dreitägige Innesitzen nach 
geschehener gerichtlicher Auflassung. Es ist nicht nöthig anzunehmen, 
dass "gerade wäTlrend dfeser drei Tage Gericht gehalten, dass also die 
Auflassung immer am ersten Tage des Echtendings erfolgt sei. Es 
genügt für die Erklärung des Rechtssatzes, dass dje drei Tage in 
der fränkischen Gerichtsverfassung einen Tag (Termin) ausmachen. 
TAe triduana sessio bedeutet das Innesitzen eines Tages, aber eines 
civiliter berechneten Tages, eines echten J)i»g tage ajifimlich,. der nach 
fränkischem Recht drei Tage (Jauert. 

•®) Es ist schon früher bemerkt, dass die Feierlichkeit der Säle 
auch durch die nachfolgende Feierlichkeit der gerichtlichen Auflassung 
ersetzt werden kann, weil hier mit der Vollstreckung die nochmalige 
Erklärung des Veräusserungswillens sich verbindet; doch zeigen die 
zahllosen Verkaufs- und Schenkungsurkunden, dass sich der Dualismus 
auch äusserlich behauptete. 
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11. Jahrhundert nachweisbar. Sie gilt wie in Frankreich, 
so in ganz Deutschland und den Provinzen des deutschen 
Rechts, in Siebenbürgen, Ungarn, Böhmen, Polen, Esthland, 
Livland, ja, wie es scheint, ist sie selbst nach Schweden hin- 
übergedrungen. •^) Wir mögen aus diesen Thatsachen das 
Machtgebiet* zugleich des fränkischen Imniobiliarsachenrechts 
und des fränkischen Processrechts erkennen. Das gesammte 
Immobiliarsachenrecht von ganz Deutschland, Landrecht, Lehn- 
recht, Hofrecht, das Recht, welches über Eigen, Satzung, Leib- 
zucht, Lehn und Leihe entscheidet, ist im Mittelalter fran- 
konisirt. 

Ueber das deutsche eheliche Güterrecht können wir 
uns kürzer fassen. Hier haben die Arbeiten von Roth, 
Schröder, Martitz, Agricola®^) den Sachverhalt bereits hin- 
länglich klargestellt. Die Geschichte des ehelichen Güterrechts 
ist eine Geschichte der Ueberwältigung der deutschen Stammes- 
rechte durch das Frankenrecht. Das eheliche Güterrecht in 
Schwaben und Baiern, wie es uns in dem 12. Jahrhundert 
entgegentritt, ist weder dort schwäbischen noch hier bairischen 
Ursprungs. Jeder Zusammenhang mit den altalamannischen 
und altbairischen Ueberlieferungen des ehelichen Güterrechts 
ist aufgehoben. An Stelle des altschwäbischen und altbairischen 
Gütertrennungsrechts ist die aus den fränkischen Morgengabs- 
verträgen erwachsene fränkische Gütergemeinschaft eingetreten. 
Die Vorgeschichte des in ' dem Schwabenspiegel und in den 
bairischen Rechtsbüchern vorausgesetzten Güterrechts spielt 
nicht in Schwaben und Baiern, sondern im fränkischen Rechts- 
gebiet. Einen zäheren Widerstand hat das sächsische Güter- 
recht dem fränkischen entgegengesetzt. Die westfälische be- 
dingte Gütergemeinschaft (nur bei beerbter Ehe) und die ost- 
fälische Gütertrennung sind noch während des ganzen Mittel- 
alters in Geltung. Aber auch hier besteht die Rechtsent- 
wickelung in einem unausgesetzten Eindringen fränkischen 
Gütergemeinschaftsrechts, und wenn nicht die Reception des 

»^) Vergl.W. Sickel, de possessione legitim a, diss. inaug., Berolini 
1871, p. 13. 

") Ein vorzügliche Zusammenfassung der Resultate giebt v. Roth, 
das deutsche eheliche Güterrecht, in der Zeitschrift für vergleichende 
Rechtswissenschaft von Bernhöft und Cohn. Bd. 1 (1878). 
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römischen Rechts mit den römischen Gütertrennungsgedanken 
noch gerade in letzter Stunde dem sächsischen Recht zu Hülfe 
gekommen wäre, so würde auch das Sachsenland ebenso wie 
Schwaben und Baiem in eine Provinz fränkischen Güterge- 
meinschaftsrechts verwandelt worden sein.*^) Die Geschichte 
des deutschen ehelichen Güterrechts ist die Reception des 
fränkischen Güterrechts in allen Theilen des deutsch-mittel- 
alterlichen Rechtsgebiets. 

Dass Process- und Strafrecht des deutschen Mittelalters 
auf Grundlage des fränkischen Rechts entwickelt worden sind, 
ergiebt sich schon aus dem früher Gesagten. Auf dem Gebiet 
des Strafrechts ist die Landfriedensgesetzgebung eine relativ 
selbständige Hervorbringung des deutschen Mittelalters und 
der einzige Punkt, wo die königliche Gewalt auch in Deutsch- 
land die Führung der Rechtsentwickelung in die Hand nahm. 
Aber gerade hier tritt der Zusammenhang mit dem altfränki- 
schen Königsfrieden®*) und zugleich mit dem in Frankreich 
aufgekommenen Gottesfrieden deutlich hervor. Wie in Deutsch- 
land das deutschfränkische Recht die führende Rolle spielte, so 
war dieses wiederum seinei'seits auch nach der Auflösung des 
karolingischen Reichs unausgesetzt dem vorbildlichen Einfluss 
des französisch-fränkischen, d. h. des salisch-fränkischen Rechts 
unterworfen. Was den Process angeht, so genügt es, die 
Resultate, welche Siegel in seinen Schriften über Erholung 
und Wandelung ^^) und über die Gefahr im Rechtsgang ®®) aus 
deutschen Quellen gewonnen hat, mit den Rechtssätzen zu 
vergleichen, welche Brunn er für den altfranzösischen Process 
festgestellt hat.®') Wir sehen in Deutschland wie in Frank- 
reich das gleiche Verfahren mit Urtheilen, die gleichen 
Stadien des Rechtsganges, den gleichen Formalismus, kurz, ge- 
nau den gleichen Styl, in welchem hier wie dort das Gebäude 
des Processrechts gedacht und ausgeführt ist. Wie sich so- 



•*) Diese Thatsache wird namentlich durch den angeführten Aufsatz 
von Roth klargestellt. 

»*) Vergl. Udo Egger t, Studien zur Gesch. d. Landfrieden (1876) S.23. 

•*) Wiener Akademie der Wissenschaften 1863. 

»•) Ebendaseihst 1866. 

•^) Brunner, Wort und Form im altfranzösischen Process. Wiener 

Sitzungsher. 1868. 
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eben noch an der rechten Gewere gezeigt hat, es ist der 
Process des fränkischen Amtsrechts, welcher in Deutsch- 
land wie in Frankreich, in Sachsen wie in der Normandie 
gleichermassen seine Fortentwickelung gefunden hat. Die 
partikularen Processrechte sind untergegangen und das 
fränkische Processrecht an ihre Stelle eingetreten. 

Ist es noch nöthig, das Ergebniss, welches aus der ganzen 
obigen Darstellung hervorgeht, ausdrücklich in Worte zu fassen? 
Roth hat bereits den Gedanken ausgesprochen, dass ganz 
Deutschland in der Hauptsache nur in zwei Rechtsgebiete, in 
die Länder des fränkischen und des sächsischen Rechts, zu 
theilen sei, da Schwaben und Baiern sich als Provinzen des 
fränkischen Rechts herausstellen. ®^j Wir müssen noch weiter i 

gehen als Roth es gethan hat. ^^) Roth hat seine Auffassung \ 

zunächst in Hinblick auf das öffentliche Recht einerseits und ■ 

auf die Geschichte des deutschen ehelichen Güterrechts anderer- 
seits formulirt, und wir haben oben gesehen, dass für das 
Güterrecht allerdings das sächsische Recht eine Sonderstellung 
einnimmt. Umfassen wir aber mit einem Blick die gesammte 
Entwickelung des deutschen öffentlichen Rechts, der deutschen 
Gerichtsverfassung, des deutschen Lehnrechts, des deutschen 
Privatrechts, des deutschen Straf- und Processrechts im Mittel- 
alter, so gelangen wir zu dem Ergebniss, dass das ganze 
mittelalterliche Deutschland ein einziges Rechtsgebiet, 
ein Gebiet nämlich des fränkischen Rechtes darstellt. 
Es giebt in Deutschland nur terrae juris Franconici. Zwar 
giebt es in Sachsen einige Abweichungen vom fränkischen 



»«) Vergl. besonders Roth, Feudalität und Untertban verband (1863) 
S. 7 ff. und neuerdings den in Note 92 angeführten Aufsatz. 

®®) Roth selber hat in dem zuletzt citirten Aufsatz sich dieser 
weitergehenden Idee bereits genähert. Er sagt (§ I. i. A.); „Wie im 
politischen Leben, theilt sich auch in der Rechtsentwickelung Deutsch- 
land im Mittelalter in Franken und Sachsen, terra juris Franconici und 
Saxonici. Das Ueberwiegen des Frankenstammes als des leitenden in 
Deutschland tritt auch in der Rechtsentwickelung hervor. Seine Rechts- 
bildungen durchdringen nicht nur die Institutionen der anderen süd- 
deutschen Stämme, der Schwaben , Baiern und Thüringer, sondern 
ergiessen sich auch in breitem Strom über das ganze Sachsenland. 
Das Princip der Halbtheilung ist in vielen Gegenden Sachsens zweifellos 
auf fränkische Rechtsbildung zurückzuführen" u. s. w. 
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Recht, welche wenigstens zum Theil auf altsächsische Gewohn- 
heit zurückgehen, so auf dem Gebiet des ehelichen Güterrechts, 
auch des Erbrechts und des Processrechts (man denke an den 
Ausschluss des Zeugenbeweises gegenüber dem Reinigungseid, 
an die besondere sächsische Form ^des Gerichtszeugnisses, ^®®) 
an die Art der Stellung des Gewehren bei der Mobilienvindi- 
cation). Aber trotzdem giebt es kein Sachsenrecht als ge- 
schlossenes Stammesrecht mehr. Gleiche, wenn schon nicht so 
zahlreiche Eigenthümlichkeiten finden wir auch im schwäbischen 
und insbesondere im bairischen Rechtsgebiet, wo z. B. die 
Rolle, welche der Hausbrief bei Veräusserungen und Verpfän- 
dungen spielt, auf altbairische Ueberlieferungen zurückzugehen 
scheint. ^^^) Aber trotzdem ist im Grossen und Ganzen in 
Schwaben kein Schwabenrecht und in Baiern kein Baiemrecht 
mehr zu finden. Die Stammesrechte der Sachsen, Schwaben 
und Baiern sind alle durch denselben Gegner aufgehoben 
worden, sie sind verschwunden vor dem Frankenrecht. Es 
giebt im deutschen Mittelalter kein sächsisches, kein schwä- 
.bisches, kein bairisches Stammesrecht mehr. Es giebt nur 
ein einziges Recht : das fränkische Recht. Was wir sächsisches 
Recht des dreizehnten Jahrhunderts nennen, ist vielmehr der 
sächsische Dialekt des Frankenrechts, gerade wie das schwä- 
bische und bairische Recht derselben Periode gleichfalls nur 
andere Dialekte des gleichen fränkischen Rechts bedeuten. 
Die deutsche Rechtsgeschichte zeigt einen gewaltigen Uni- 
formirungsprocess. Mit einer reichen Zahl individueller Stam- 
mesrechte macht sie ihren Anfang. Aber von all den Rechten, 
welche noch im Beginn der Karolingerzeit auf dem Boden 
von Deutschland und Frankreich neben einander blühten, war 
nur ein einziges bestimmt, zur vollen Reife und Manneskraft 
sich zu entfalten, das fränkische Recht. Alle übrigen sind 
noch in ihren Anfängen von dem Sturm der Geschichte ver- 
weht worden. Auch hier hat der Kampf ums Dasein von 



looj Vergl. Brunner, das Gerichtszeugniss und die fränkische 
Königsurkunde in der Festgabe für Heffter, Berlin 1873. 

101) Vergl. darüber Roth, die Hausbriefe des Augsburger und 
Regensburger Rechts, in der Zeitschr. für Rechtsgeschichte. Bd. 10 
S. 354 ff. 

5* 
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einer Reihe entwickelungsfähiger Individualitäten nur eine 
einzige, die am stärksten angelegte und von dem Sonnenschein 
der Geschichte meist begünstigte, übrig gelassen. Dem 
fränkischen Recht sind die übrigen germanischen Stammes- 
rechte Deutschlands und Frankreichs zum Opfer gefallen. Sie 
mussten verschwinden, damit die volle Bildungsfähigkeit 
deutschen Rechts in dem Wachsthum, in dem mächtigen 
Gliederbau, in der stylvollen Plastik des fränkischen Rechts 
sich offenbare. Die fränkische Reichseinheit hat die Rechts- 
einheit Deutschlands zur Folge gehabt. Deutschland und 
Frankreich sind im Mittelalter die grossen Provinzen im 
Wesentlichen des gleichen Rechts, und auf weitem Raum, unter 
verschiedenartigen Verhältnissen hat hier das gleiche Franken- 
recht sich in allen seinen Dimensionen entfalten und ausleben 
können. Das fränkische Recht ist der geborene König unter den 
deutschen Stammesrechten, und die deutsche Rechtsgeschichte 
besteht darin, dass es die sämmtlichen Länder Deutschlands 
unter seinem Scepter vereinigt hat. So hat es seine Herr- 
schaft gegründet, eine Herrschaft, welche es in den Stand 
setzte, in der Weltrechtsgeschichte mit dem kaiserlichen Recht 
des römischen Weltreichs zu rivalisiren. 

Von dem gewonnenen Gesichtspunkt aus ergiebt sich 
zunächst, dass die Idee, von welcher der Deutschenspiegel, 
der Schwabenspiegel, das kleine Kaiserrecht ausgingen, die 
Idee nemlich von einem einzigen in ganz Deutschland gleicher- 
massen geltenden, in der Hauptsache einheitlichen Recht, keines- 
wegs in dem Masse ein Hirngespinst war, wie heute angenommen 
zu werden pflegt. Es ergiebt sich zugleich, dass die An- 
schauung von dem Gegensatz der Stammesrechte im Mittel- 
alter in der Weise, wie sie gegenwärtig verbreitet ist, weit 
über das Mass des Richtigen hinausgeht. Gewiss war die 
Reaction gegen die ältere Methode, welche in dem Sachsen- 
spiegel ein Corpus juris germanici zu besitzen und sich darum 
von der Pflicht, auch die süd- und westdeutschen Rechtsquellen 
zu benutzen, entbunden wähnte, eine im hohen Grade be- 
rechtigte. Gewiss sind Nord- und Süddeutschland in manchen 
Dingen des öffentlichen und des Privatrechts ihre besonderen 
Wege gegangen, und nur die Forschung kann Anspruch auf 
Berücksichtigung machen, welche den gesammten Kreis der 
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deutschen Quellen in ihr Gebiet zieht. Aber trotzdem darf 
nicht vergessen werden, dass der Gegensatz von sächsischem, 
schwäbischem, bairischem, fränkischem Recht im deutschen 
Mittelalter nicht mehr den Gegensatz verschiedener Stammes- 
rechte, sondern nur den Unterschied lokal gefärbter Erscheinungs- 
formen eines und desselben Stammesrechts, des fränkischen 
Rechts bedeutet. Ganz Deutschland ist vom fränkischen Recht 
in Besitz genommen worden, und nur vereinzelte Trümmerreste 
weisen in Norddeutschland auf das alte Sachsenrecht, in Süd- 
deutschland auf das Schwaben- und Baiernrecht, welches einst 
hier geherrscht hat, zurück. Die Burgen der alten Stammes- 
rechte sind gebrochen. Das Stammesrecht ist weniger wider- 
standsfähig gewesen als die Stammessprache, und die Einheit 
der Monarchie hat schon seit etwa dem zehnten Jahrhundert 
die Einheit des Rechtes in ganz Deutschland herbeigeführt ; nicht 
eine absolute üniformität modernen Styls, aber eine Uniformität 
mittelalterlichen Styls, welche trotz der Arabesken und lokalen 
Schnörkeleien, welche über das Ganze ausgegossen sind, doch 
deutlich überall denselben strengen Bau und denselben einen 
Grundgedanken erkennen lässt. Deutschland führt auch nach 
seiner Ablösung vom Karolingerreich den Namen eines regnum 
Francorum, d. h. den Namen Frankreich. Das deutsche Reich 
des Mittelalters ist in allen seinen Theilen wie ein Reich der 
Franken, so ein Reich des Frankenrechts. 

Wir müssen noch eine andere Thatsache hervorheben. Es 
ist schon oben bemerkt worden, dass das fränkische Recht, 
welches den Sieg über die anderen deutschen Rechte feierte, 
das Recht der salischen Franken war, dass das ribuarische 
Recht schon früh seine wesentlichen Eigenthümlichkeiten durch 
Reception des salischen Rechtes aufgegeben hat. Daraus folgt, 
dass es nicht etwa das ribuarische, d. h. das deutsch-fränkische, 
sondern das salische, d. h. das westfränkische, modern aus- 
gedrückt das französisch-fränkische Recht war, welches 
über die deutschen Stammesrechte triumphirte. Deutschland 
ist im Mittelalter eine Provinz genau des gleichen Rechts, 
welches in den Coutumes von Nordfrankreich verzeichnet wird. 
Aus diesem Grunde vermag der Sachsenspiegel in den Coutumes 
der Normandie oder in den Gewohnheitsrechten von Paris 
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einen Commentar zu finden und umgekehrt. ^^2) Es ist das 
gleiche Recht, welches hier und dort lebendig ist. Was ent- 
hält der Sachsenspiegel? Wenn wir uns etwas scharf 
ausdrücken wollen — und die vorige Ausführung wird uns 
gegen Missverständnisse sichern — so müssen wir sagen: 
der Sachsenspiegel enthält nicht etwa sächsisches (in 
Sachsen einheimisches), noch auch eigentlich deutsches 
(in Deutschland einheimisches), sondern westfränkisches, von aus- 
wärts gekommenes, in Frankreich einheimisches Recht. 
Das Gleiche gilt von dem Schwabenspiegel und den übrigen deut- 
schen Rechtsquellen. Es giebt überhaupt in Deutschland während 
des klassischen Mittelalters, von vereinzelten Rechtssätzen abge- 
sehen, zwar germanisches (fränkisches), aber kein im engeren 
Sinne eigentlich und ursprünglich deutsches, d. h. kein in 
Deutschland einheimisches Recht mehr. Das ribuarische, 
sächsische, schwäbische, bairische Recht, sie alle sind vor dem 
salischen, d. h. vor dem westfränkischen Recht verschwunden. 
Das gesammte Recht des deutschen Mittelalters stammt im 
Grossen und Ganzen angesehen, von jenseit des Rheins. Wir 
haben damit im Mittelalter die erste grosse Receptionsepoche 
vor uns. Die mittelalterliche Rechtsgeschichte ist die Ge- 
schichte der Reception des westfränkischen Rechts 
in Deutschland. 

Die soeben hervorgehobene Thatsache gehört in einen 
noch weiteren Rahmen. Frankreich, und gerade das nördliche 
Frankreich erscheint als das Hauptland der mittelalterlichen 
abendländischen Geschichte überhaupt. Obgleich die Kaiser- 
krone durch Otto den Grossen an das deutsche Reich gebracht 
war, blieb doch die deutsche Nation ausser Stande, die Führerin 
der geistigen Entwickelung zu sein ; vielmehr war es Frankreich, 
welches an der Spitze der mittelalterlichen Civilisation marschirte. 
Von Frankreich aus empfing das kirchliche Leben gerade 
in der ersten Hälfte des Mittelalters bis zum Ausgang des 
12. Jahrhunderts seine entscheidenden Impulse. Hier trat das 



^®*) Wie ergiebig die Erforschung des französischen Rechts für die 
deutsche Rechtsgeschichte ist, haben bekanntlich die Arbeiten Brunner's 
gezeigt, denen sich jüngst die dankenswerthe Arbeit von Franken, das 
französische Pfandrecht im Mittelalter, Berlin 1879, angeschlossen hat. 
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cluniacensische Mönchsthum auf, um zuerst das Mönchswesen 
Frankreichs, dann Deutschlands utid des ganzen Abendlandes 
zu reformiren. Hier ward die Idee des gregorianischen Papst- 
thums, welches durch die Herrschaft über die Welt die Kirche 
von der Welt befreien sollte, zuerst gedacht, und Gregor der. 
Vn. war nur der geniale Vollstrecker der cluniacensischen 
Ideale. In Frankreich war der Sitz der mittelalterlichen 
Philosophie und Theologie, und der Kampf zwischen den beiden 
Franzosen, Abälard, dem gewaltigen Rationalisten, und Bernhard 
von Clairvaux, dem gleichgewaltigen Mystiker, war der Ent- 
scheidungskampf, welcher die ganze fernere Richtung der 
mittelalterlichen lateinischen Kirche bestimmte. Wenn im 
16. und 17. Jahrhundert der spanische Katholicismus 
durch den Jesuitenorden den Geist der katholischen Kirche 
bestimmte, so war es der französische Katholicismus, welcher 
der mittelalterlichen Kirche seine Farbe und sein 
Leben gab. W^ie die erste Hälfte des Mittelalters auf 
geistlichem, so wird die zweite Hälfte auf weltlichem Ge- 
biet von dem Geist beherrscht, welcher von Frankreich her 
über den Rhein drang. Es war das französische Ritterthum 
mit seinen Gebräuchen, seinen Leidenschaften, seinem Kunst- 
geschmack, welches Deutschland seit dem 12. Jahrhundert 
eroberte. Die Kreuzzüge waren eine Unternehmung des 
französischen Adels, und das ganze Abendland ward von 
seinem Beispiel hingerissen. Die ritterlichen Tourniere, der 
höfische Ton, der Frauencultus , die ritterliche Minne- und 
Heldendichtung, sie alle haben den gleichen Ursprung im 
französischen Wesen und sind in Deutschland, wenngleich, wie 
auf dem Gebiet der Dichtung, originell erfasst und vertieft, 
doch in der Hauptsache recipirt worden. Nehmen wir die 
gothischen Dome und die gesammte vom gothischen Styl be- 
heri:schte Kunstrichtung hinzu, welche seit dem 12. Jahr- 
hundert auf Deutschlands Boden emporwuchs, so haben wir 
die ganze Reihe der grossartigen Trophäen vor uns, welche 
den Einfluss nordfranzösischen Lebens und nordfranzösischen 
Geistes in Deutschland zum Ausdruck bringen. Wir können 
sagen, dass die Kirche des Mittelalters, dass Leben und 
Dichtung des Mittelalters gothischen, d. h. nordfranzösischen 
Styl hat. Auf dem Gebiet des Rechts ist die gleiche Um- 
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bildung und Entwickelung zuerst, erfolgt: es ist ein Recht 
gothi sehen Styls, welches Sachsenspiegel und Schwaben- 
spiegel verzeichnen. Die Geschichte des Mittelalters ist die 
Geschichte der Sättigung des deutschen Geistes mit franzö- 
sischem Geist. 

IL 
Das römische Recht. 

Als die Normannen nach England übersetzten, zog mit 
ihnen noch ein zweiter Eroberer, das normannische, d. h. das 
nordfranzösische Recht. Auch in England war die einheimische 
Sprache widerstandsfähiger als das einheimische Recht. Wäh- 
rend die englische Sprache noch heute trotz der Aufnahme 
zahlreicher romanischer Elemente in ihrem ganzen Gliederbau 
und Wesen als eine echte Tochter des Angelsächsischen sich 
darstellt, hat das englische Recht von heute allen Zusammen- 
hang mit dem altangelsächsischen Recht eingebüsst. Durch 
die Normannen ward das angelsächsische Recht mit Stumpf 
und Stiel ausgerottet. Nicht durch einen plötzlichen Gewalt- 
act. Im Gegentheil bewegen die gesetzgeberischen Erlasse der 
Normannenkönige sich zunächst ganz in den Bahnen des 
angelsächsischen Rechts, und konnte es fast scheinen, dass 
die hohe Ausbildung, welche das angelsächsische Recht bereits 
gewonnen und welche zunächst selbst dem Eroberer imponirte, 
das einheimische altenglische Recht vor dem Untergange retten 
würde. Das Werkzeug, welches das angelsächsische Recht 
vernichtete und das normannische an seine Stelle setzte, war 
überhaupt an erster Stelle nicht die Gesetzgebung, sondern 
die Rechtsprechung, nemlich die Rechtsprechung des nor- 
mannischen Königsgerichts. ^®*) Hier im Königsgericht waren 
die normannischen Traditionen^ übermächtig und, von dem 
Königsgericht ausgehend, waren es die reisenden Richter, die 
Sendboten des Königs, welche durch ihre Rechtsprechung die 
nemlichen Traditionen über das ganze Land verbreiteten. 
Der Versuch, welcher von den Karolingern in Italien und 
Baiern, aber mit unvollkommenem Erfolge, unternommen 



103) Für das Obige vergl. Brunner, Entstehung der Schwurgerichte 
1872, S. 132. 
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worden war, die Rechtsentwicklung durch die Rechtsprechung 
ausserordentlicher missi dominici zu 'beherrschen und zu uni- 
formiren, ward von den Normannenkönigen mit dem grösstien 
Erfolge durchgesetzt. Sehr bald concentrirte sich in den 
Gerichten der Gewaltboten des Königs, der reisenden Richter, 
die Hauptsumme aller Rechtspflege. Die ordentlichen Graf- 
schaftsgerichte verschwanden so gut wie völlig und das nor- 
mannische Königsgericht beherrschte durch das Netz der 
von ihm ausgehenden Missalgerichte mit seiner normannischen 
Rechtsprechung das ganze Land. So ward das angelsächsische 
Recht fast unmerklich aufgehoben. Nur in einigen Theilen 
des öffentlichen Rechts, insbesondere in der Stellung der hohen 
Aristokratie des Landes, auch in dör Stellung des vicecomes, 
des heutigen Sherif (scirgerßfa), auch in der Gemeindever- 
fassung sind Reste des angelsächsischen Rechts erhalten. Im 
üebrigen aber sind Privatrecht, Processrecht, Strafrecht voll- 
ständig normannisirt. Die Normannisirung war mit der 
Frankonisirung gleichbedeutend. Das fränkische Lehnwesen, 
das fränkische Privatrecht, überhaupt das fränkische Rechts- 
wesen nahm nunmehr auch von Britannien Besitz, auch 
England in die Kreise der fränkischen Reichs- und Rechts- 
geschichte hineinziehend. Die Vorgeschichte des englischen 
Rechts von heute hat nicht in England, sondern in Nord- 
frankreich ihre Heimath. Ja, das englische Recht stellt noch 
heute im Wesentlichen relativ wenig modernisirtes altfranzösi- 
sches Recht dar. Von England ist das englische Recht in 
die weiten Colonien des britischen Reiches, nach Ostindien, 
Afrika, Australien, Nordamerika übertragen. Alle diese uner- 
messlichen Ländergebiete stellen Provinzen altfranzösischen 
Rechts dar. Stolz kann die Lex Salica auf die zahlreichen 
und mächtigen Rechte blicken, welche sie erzeugt hat. Von 
dem altsalischen Gewohnheitsrecht ist das Recht Frankreichs, 
ist das Recht des mittelalterlichen Deutschlands, ist das Recht 
Englands, ist das Recht der neuentdeckten Welten ausgegangen. 
Eine ganze Welt war und ist ihm unterthänig. Aus dem 
Recht eines einzelnen Stammes ist ein üniversalrecht ent- 
sprungen, welches siegreich den in jeder Rechtsentwicklung 
unentbehrlichen Civilisirungs- und Uniformirungsprocess durch- 
gekämpft und einen Gegner nach dem andern zu Boden ge- 
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worfen und innerlich überwältigt hat. Das salisch-fränkische 
Recht ist das Weltrecht des Mittelalters, und noch heute ge- 
hört ihm die grössere Hälfte des weiten Gebietes abendländischer 
Cultur. 

Nur ein einziges Recht war im Stande, dem fränkischen 
Recht gefährlich zu werden und seine Weltherrschaft zu er- 
schüttern: das römische Recht. 

Das röm ische Recht war bekanntlich mit de m römischen 
Reich nicht untergegangen. Aber in den Provinzen der 
Germanenreiche, insbesondere des Frankenreichs trat schnell 
eine Degeneration des römischen Rechtes ein. In Südfrank- 

^^^^^__, ^^aliiliMi iiii.iMiii jui ■Ulli« ■ II lim» III « i,|.«i>iiiiMl> IT ' •— •'"'""^*"'''*"'** "^ ' " ^' ^-., „'.A. 

reich, in Churräthien, wo eine compacte römische Bevölkerung 
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sich erhalten hatte, erlitt das römische Recht trotzdem starke 
Einbusse durch eindringende germanische und zwar fränkische 
Rechtsideen. ^® 5) Wir brauchen nur die Lex Romana Curiensis 
aufzuschlagen, um uns von der Barba risirun g des römisc^j ien 
Rechts zu überzeugen. Das römische Recht war in Frank- 
reich und Sücldeülschland dem deutschen Recht nicht ge- 
wachsen. ^®^') Im Mittelalter ist in Frankreich und Deutsch- 
land das fränkische Recht lebenskräftiger, mächtiger als das 
römische Recht. Die südfranzösischen Coutumes zeigen uns 
späterhin, wie das geschriebene Recht Südfran k,r.eic hs keines- 
wegs reines römisches, sondern frankorömisches Recht war. 
Wir dürfen über der glänzenden Darstellung, welche Sa- 
vigny von der Forterhaltung des römischen Rechts gegeben 



105J ^rje fr(ijj ^[q fränkische Investitur von den Romanen acceplirt 
wurde, zeigt z. B. die Vita S. Pardulfi (starb 737, die Lebensbeschrei- 
bung gehört der nächstfolgenden Generation, also noch dem 8. Jahr- 
hundert an) c. 4 MabiUon Acta Sanct. III, 1, p. 575: Lantarius, Graf 
von Limoges, ein vornehmer Römer (ex nobilibus Senatorum) erbaut 
an einem der Stadt benachbarten Ort Waractus ein Kloster. Der heil. 
Pardulf soll Abt desselben sein, supradictus Lantarius per ostium 
cellulae ipsius viro Dei tradidit ad regendum. 

105 aj Auch in OberitsiJien ging das römische Recht untej und blieb 
dem langobardischen gegenüber nur nomineH erhalten. Das cartularium 
Langobardicum nennt stehend das römische Recht neben dem lango- 
bardischen, aber nur, um ebenso stehend die Uebereinstimmung des- 
selben mit dem langobardischen Recht zu bemerken. Vergl. Ficker, 
Forschungen III, S. 460. 
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hat, nicht vergessen, dass die Forterhaltung des römischen 
Rechts keine andere als die der römischen Sprache war. Wie 
aus dem Lateinischen durch Aufnahme germanischer Elemente 
das Provengalische, so ist das römische Recht durch die Reiche 
Aufn ahme barbarischer Rechtsgedanken gleichfalls zu proven- 
calischem Recht geworden. Die lebendige , volksthümliche 
Forterhaltung des römischen Rechts geschah durch einen fort- 
gesetzten Processjder Umbildung und Aufnahme fremder Ele- 
mente. Es giebt in Süddeütscffland unJ^SüHTrankreich nicht 
mehr römisches, sondern nur noch romanisches Recht, ein 
Recht , welches zwar eine entfernte Verwandschaft mit dem 
alten Römerrecht, aber nichts mehr von dem klassischen Styl 
aufweist, welcher diesem einst unvergängliche Schönheit ge- 
geben hatte. Es versteht sich von selbst, dass d ieses germa- 
nisirte romanische Recht der welterobernden Kraft entbehrte 
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und lediglich ein Provinzialr echt neben anderen Provinzial- 
rechten war. Dem fränkischen Recht schien die Weltherr- 
schaft auf immer gesichert, selbst das stolze Römerrecht 
war ihm zinspflichtig und unterthan und damit ungefährlich 
geworden. 

Nur ein einziges Land gab es, in welchem die einstige 
Herrlichkeit des römischen Rechts niemals völlig erlosch: 
Italien. In Italien erhielt sich neben der volksthümlichen eine 
gelehrte üeberlieferung des römischen Rechts und dadurch ein 
Zusammenhang mit der klassischen altrömischen Literatur. 
Hier ging, wie überhaupt die antike Bildung, so auch die 
juristische Bildung niemals völlig unter. ^^^) Eine Reihe von 
Rechtsschulen erhielt die Continuität mit dem Rechtsunterricht 
der einstigen römischen Kaiserzeit und zugleich die Erhaltung 
eines nicht verächtlichen Restes von dem Geiste römischer 
Jurisprudenz. Aber die gelehrte Literatur des römischen 
Rechts vom 6. bis ins 11. Jahrhundert stand ausser Zu- 



\ 106^ YixY das Obige vergl. Fitting, Ueber die sogenannte Turiner 
Institutionenglosse und den sogenannten Brachylogus. Halle 1870. Zur 
Geschichte der Rechtswissenschaft am Anfang des Mittelalters, Rectorats- 
rede, Halle 1875. Dazu namentlich Ficker, Forschungen zur Rechts- 
gesch. Italiens III, S. 110 flf. 125ff. 299 und in den Wiener Sitzungsber. 
Bd. 67, S. 581 ff. Rivier in der Nouv. Revue historique de droit 
franqais et etranger I (Paris 1877) p. 1 suiv. 
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sammenhang mit der Rechtsanwendung, und wenn auch die 
Schriften jener Zeit immer noch klassisch angehaucht waren, 
so versank doch die Rechtsanwendung unaufhaltsam in eine 
von germanischem Geist getränkte Barbarei. Es kam hinzu, 
dass diese italienische juristische Literatur der Uebergangszeit 
selber an dem gesammten Verfall des römischen Wesens theil- 
nahm. Sie war in Folge dessen ihrem grossen Stoffe nur unvoll- 
kommen gewachsen. Sie beschränkte sich darauf, das römische 
Recht aus den leichter verständlichen aber darum auch minder 

• 

inhaltreichen Theilen der römischen Rechtsquellen zu ent- 
nehmen. Sie bevorzugte die Institutionen einerseits und die 
Novellen andrerseits und liess es sich genug sein, aus diesen 
Quellen ein ungefähres Bild des römischen Rechts zu ent- 
werfen. Sie war dem Pandektenrecht, d. h. dem eigentlich 
klassischen Recht römischer Jurisprudenz nicht gewachsen. 
Und gerade hier, auf dem Gebiet des Pandektenrechts, lag die 
grosse That der Zukunft, welche auf die Schule von Bologna 
wartete. 

So war auch in Italien die Sonne des klassischen römischen 
Rechts stark im Niedergang gewesen, wengleich sie allerdings 
niemals hier völlig unter den Horizont sank. Auch in Italien 
galt es eine Wiedergeburt, ja in gewissem Sinne eine Wieder- 
entdeckung des fast untergegahgenen römischen Rechts. Diese 
Wiedergeburt ward durch die Glossatoren von Bologna ins 
Werk gesetzt. Es war das reine römische Recht, welches 
im 12. Jahrhundert wiedergeboren wurde. Mit Papinian 
und Paulus stieg der ganze Glanz klassischen römischen 
Rechts vor den Augen der erstaunten Zeitgenossen aus dem 
Schutt der Jahrhunderte siegreich empor. Nicht blos wie bis- 
her einzelne Gliedmassen des römischen Rechts, sondern der 
ganze gewaltige Leib selber trat auf einmal wieder an das 
TagesUcht. Die Wiederentdeckung der Pandekten, d. h. die 
Wiedergewinnung ihres Verständnisses und zugleich die un- 
verlierbare Sicherstellung dieses Verständnisses für die ganze 
Zukunft durch einen grossartigen exegetischen Apparat, das 
ist das mächtige Denkmal, ewiger als Erz, welches die 
Glossatoren sich selber gesetzt haben, das ist zugleich die 
That, welche sie für alle folgenden Jahrhunderte voll- 
brachten. 
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Aber die Wiederentdeckung des reinen römischen Rechts 
war nicht genug, um demselben eine Wirkung auf die Praxis 
zu gewähren. Wir würden uns täuschen, wenn wir für die 
Glossatorenzeit eine plötzliche Umwandlung der Rechtsan- 
wendung annehmen wollten. Die letztere blieb zunächst in 
dem alten Geleise, und die That der Glossatoren war für's 
Erste mehr eine wissenschaftliche als eine praktische That.^®^') 
Es verstand sich auch von selbst, dass das reine, Pandekten- 
recht nicht ohne Weiteres auf die Verhältnisse der damaligen 
Gegenwart anwendbar war. Wie wäre es denn auch möglich 
gewesen, dass das Recht, wie es in der Hauptsache im dritten 
Jahrhundert abgeschlossen war, ohne Weiteres auf die Ein- 
richtungen einer um ein Jahrtausend späteren Zeit hätte über- 
tragen werden können? Bevor das Recht des Corpus Juris 
wirklich anwendbar und einer neuen Weltherrschaft fähig 
werden konnte, bedurfte es einer umarbeitenden Assimilirung, 
einer Uebersetzung des ehemaligen römischen Rechts in das 
Mittelalterliche. 

Diese Arbeit der Anpassung des römischen Rechts an 
die gegebenen Verhältnisse ist durch zwei Factoren vollbracht 
worden. Der eine war die mittelalterliche Kirche. Die 
klassische päpstliche Gesetzgebung des 12. Jahrhunderts 
hatte die grosse Aufgabe, das römische Recht zugleich für 
die Kirche und für die Welt geschickt zu machen. Hier ist 
die erste Umarbeitung des römischen Rechts erfolgt, die Ueber- 
setzung des römischen Rechts in das kanonische. Zwar hat 
das kanonische Recht auf dem Gebiet des Privatrechts nur 
einzelne, wenngleich nicht unwichtige Rechtssätze dem römischen 
Recht hinzugefügt. Aber auf dem Gebiet des Process- und 
Strafrechts ging eine völlige Umwälzung vor sich. Aus dem 
römischen Process ging der kanonische Process und aus dem 
römischen Strafrecht ging das kanonische Strafrecht hervor. 
Die ganze moderne Welt hat Process- und Straf recht des 



106 äj Erst gegen Ende des zwölften Jahrhunderts beginnen die 
Wirkungen der Schule von Bologna in den Gerichtsurkunden sich zu 
zeigen, und auch diese Wirkungen sind nur sehr beschränkter Natur 
vergl. Ficker Forsch. III, S. 299 ff. Grösser war der Einfluss, den die 
Glossatoren durch die Wiedererweckung der römischen Kaiseridee auf 
die allgemeinen Vorstellungen ihrer Zeitgenossen übten. 
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Qorpus Juris Civilis nur in der Umarbeitung aufgenommen, 
welche das Corpus Juris Canonici ihm gegeben hatte. Das 
Gesetzbuch der Päpste war die zweite Auflage des alten kaiser- 
lichen Gesetzbuchs, die. Auflage, in welcher das Kaiserrecht 
dem Mittelalter verständlich und anwendbar wurde. 

Der zweite Factor, welcher das Recht des Corpus Juris 
einer Umbildung unterzog, war das lombardische, d. h. das in 
den zahlreichen Stadtrechten Oberitaliens zum Ausdruck ge- 
langende, auf altlangobardische Ueberlieferungen zurückgehende 
Gewohnheitsrecht. Hier liegt die Bedeutung der sogenannten 
Commentatorenschule des 13. und 14. Jahrhunderts. So 
wenig Bartolus und Baldus und ihre Nachfolger sich 
an eigentlich wissenschaftlicher Kraft mit Irnerius und 
seiner Schule vergleichen können, so sehr sind sie ihren Vor- 
gängern an praktischem Einfluss überlegen. Bartolus und 
seine Zeitgenossen haben durch ihre Commentare kein neues 
wissenschaftliches Verständniss erschlossen, wohl aber die Ver- 
bindung des reinen römischen Rechts mit der Praxis, d. h. 
mit dem wirklich geltenden italienischen Recht herbeigeführt. 
Ihre Schriften sind voll von der Berücksichtigung der Statuten, 
d. h. der oberitalischen Lokalrechte. Sie bewirken zugleich 
die Aufnahme lombardischer Gewohnheiten in das römische 
Recht und umgekehrt die Aufnahme des römischen Rechts in 
die lombardischen Gewohnheiten. Sie bewirkten die Italiani- 
sirung des römischen Rechts. Indem die Commentatoren neben 
dem lombardischen zugleich das kanonische Recht berück- 
sichtigten und den Uebergang desselben in die weltlichen Ge- 
richte Italiens vermittelten, waren sie es, welche durch Ver- 
.bindung des römischen Rechts mit kanonischem und germani- 
schem Recht zum ersten Mal einen modernen Gebrauch des 
Pandektenrechts schufen, ein Recht, welches mit der klassi- 
schen römischen Jurisprudenz Fühlung behielt, aber doch zu- 
gleich modernisirt genug war , um in die Gerichte Eingang 
finden zu können. Mit dem 16. Jahrhundert endigt die 
schöpferische Kraft des italienischen Geistes und der Geist 
der Alten zog nach Frankreich und Deutschland, um nunmehr 
jenseits der Berge ein neues Leben zu beginnen. Mit der 
italienischen Kunst und Wissenschaft war auch das italienische 
Recht nach dem Norden gewandert. Sein Schicksal war in 
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Frankreich und Deutschland ein verschiedenes. In Frankreich 
sehen wir unter der Führung von Cujacius und Donellus eine 
Renaissance des reinen römischen Rechts vor uns. Cujacius 
'knüpfte nicht an Bartolus, sondern an die Glossatoren an und 
fügte der exegetischen Arbeit derselben zum ersten Mal eine 
im grossen Styl gehaltene historische Bearbeitung des klassischen 
römischen Rechts hinzu. Gleichzeitig entwarf Donellus mit 
kühner Hand die Grundzüge einer systematischen Behandlung 
des römischen Privatrechts. Deutschland hat, trotz der Ver- 
dienste des Ulrich Zasius, in derselben Zeit keinen einzigen 
Juristen, welcher an dauernder wissenschaftlicher Bedeutung 
mit Cujacius oder Donellus sich vergleichen könnte. Die Arbeit, 
welche die Glossatoren begonnen und die grossen französischen 
Juristen fortgeführt hatten, ist in Deutschland erst im 
19. Jahrhundert durch Savigny und seine Schule auf- 
genommen worden. Während der Receptionsperiode im 16. 
und 17. Jahrhundert blieb die deutsche Rechtswissen- 
schaft ohne eigene schöpferische Kraft. Sie lehnte sich 
in sklavischer Unterordnung an die Commentare des Bartolus 
und Baldus an, und die grossen historischen Arbeiten der 
gleichzeitigen Franzosen waren für die grosse Masse der 
Juristen Deutschlands nicht vorhanden. Es überwog in 
Deutschland ein juristisches Halbgelehrtenthum, wie Stintzing 
es treffend genannt hat, welches lediglich an der Popularisirung 
der aus Italien entlehnten Rechtslehre, nicht aber in eigent- 
lich wissenschaftlicher Weise arbeitete.^®'') Man kann den 
Gegensatz so ausdrücken, dass in Frankreich eine humanistische, 
in Deutschland aber eine scholastische Methode der Rechts- 
Wissenschaft überwog. Mitten in dem Humanismus des 
16. Jahrhunderts steht die deutsche Jurisprudenz dieser 
Zeit gewissermassen wie ein Anachronismus da: sie ist zwar 
auch eine Art von Renaissance, aber sie knüpft nicht wie die 
echte Renaissance unmittelbar an das Alterthum, sondern an 
die scholastische Form an, welche das römische Recht in 
Italien angenommen hatte. 

^^'^) Zu dem Obigen vergl. Stintzing, Ulrich Zasius, Basel 1857, 
und d es sei b en Verfassers Gesch. der populären Literatur des römisch- 
kanonischen Rechts in Deutschland, Leipzig 1867. 
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In gleicher Weise war der praktische Erfolg in beiden 
Ländern verschieden. In Frankreich, dem Land des Cujacius 
und Doneil, blieb das römische Recht ohne tiefgreifende 
Wirkung, während in Deutschland, dem Land der Halb- 
gelehrten und handwerksmässigen Juristen, das römische Recht 
recipirt wurde. Die praktische Macht der Wissenschaft 
stand auch hier, wie sonst, im umgekehrten Verhältniss zu 
ihrer innern Vollendung. Zwar haben in Frankreich die 
homologirten Coutumes des 16. und 17. Jahrhunderts dem 
römischen Recht ihren Tribut gezahlt. Namentlich auf dem 
Gebiet des Obligationenrechts that das römische Recht einen 
Schritt weiter voran als bisher. Aber das System des fran- 
zösischen Rechts blieb trotzdem als Ganzes unberührt. Der 
historische Zusammenhang mit dem Mittelalter ist hier bis 
zur Revolution niemals zerrissen worden, und noch die Ge- 
setzbücher Napoleons I. zeigen, dass noch heute wenigstens 
das Privatrecht und Processrecht Frankreichs ein Abkömmling 
nicht des römischen, noch des italienischen, sondern des fränki- 
schen Rechtes ist. Ganz anders in Deutschland. In Deutsch- 
land selber ging das deutsche Recht zu Grunde. Hier ward 
umgekehrt das System des römischen Rechts recipirt, und 
nur einzelne in den Rahmen desselben gefügte Zusätze ent- 
stammen dem einheimischen mittelalterlichen Recht. Hier 
ward der Zusammenhang mit dem Mittelalter, d. h. mit der 
eignen Vergangenheit, schon im 16. Jahrhundert durch- 
brochen und an die Stelle des deutschen Rechts trat das 
italienische. Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass der 
Zustand der deutschen Gerichtsverfassung und des deutschen 
Processrechts der eigentliche Grund dieses Vorganges war. 
Die Reception war ein grossartiges Misstrau ensvotum, welches 
die deutsche Nation den bestehenden Gerichten und ihrem 
Rechtsgang ausstellte. Die Reception erfolgte, auf der einen 
Seite durch die wissenschaftliche Bewegung, welche mit dem 
Geist Italiens auch das italienische Recht aufnahm, auf der 
andern Seite aber, wie bekanntlich durch Stölzel festge- 
stellt ist, durch die populäre Bewegung, welche vermittelst 
der Schiedsverträge der Parteien den Rechtsstreit anstatt an 
das nach deutschem Recht erkennende Gericht, an die 
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nach fremdem Recht procedirende Verwaltungsbehörde 
brachte, ^o«) 

Ueberall in Deutschland entstand der Conflict zwischen 
dem eindringenden fremden und deni einheimischen fränkischen 
Recht. Auf dem Gebiet des Processes und des Straf rechts 
war die Niederlage des einheimischen Rechts eine vollkommene; 
auf dem Gebiet des Privatrechts gelang es ihm dagegen, 
einzelne Positionen zu behaupten: das Immobiliarsachenrecht 
und das eheliche Güterredit. Aber auch diese Reste des mittel- 
alterlichen fränkischen Rechts blieben nur in einer Reihe von 
Partikularrechten erhalten; das recipirte italienische Recht 
ward auch auf dem Gebiet des Privatrechts für alle Theile 
desselben als gemeines Recht Deutschlands* rccipirt. 

Die Receptionsperiode , die Zeit des 16. und 17. Jahr- 
hunderts ist für das ganze Abendland die Zeit des Kampfes 
zwischen dem fränkischen Recht und dem römischen Recht. 
Aber während in Frankreich und England dem einheimi- 
schen Recht eine Rechtswissenschaft, eine selbstbewusste 
Praxis und ein Königthum zur Seite standen, welche das 
aus dem Mittelalter ererbte Frankenrecht gegen den römi- 
schen Eindringling vertheidigten , — Thatsachen in Folge 
deren die Renaissance an dem englischen Rechtsleben so gut 
wie spurlos vorüberging, — fand sich in Deutschland keins 
jener Bollwerke, um hier das mittelalterliche fränkische Recht 
gegen den Sturm der Renaissancebewegung zu vertheidigen. 
In Deutschland gab es keine Praxis mit so festen Mittel- 
punkten, wie sie das englische Recht am königl. Hofgericht, 
das französische Recht an den Parlamenten Frankreichs be- 
sass. Das Reichshofgericht Deutschlands hatte im Lauf des 
Mittelalters aufgehört, eine irgendwie nennenswerthe Macht 
für das Rechtsleben der Nation zu bedeuten. »Die Reorgani- 
sation des höchsten Reichsgerichts, welche das Reichskammer- 
gericht hervorbrachte, fiel grade in die Zeit der andringenden 
Renaissance, und in Folge dessen ward das Reichskammer- 
gericht nicht ein Halt für die ererbte mittelalterliche, sondern 
für die moderne Rechtsprechung nach italienischem Muster. 



^®«) A. Stölzel, die Entwicklung des gelehrten Richterthums in 
deutschen Territorien, 2 Bde., Stuttgart 1872. 
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Das mittelalterliche Recht fand in Deutschland an derReichs- 
centralgewalt keine Stütze. Seine Verthoidigung blieb den 
Localgewalten , den Landesherrn und vor Allem den Städten 
überlassen. In den deutschen Städten war die Degeneration 
des Gerichtswesens und des Processrechts nie soweit voran- 
geschritten, wie auf dem platten Lande. Hier hatte schon 
im Mittelalter eine Reform des materiellen Rechts und des 
Processrechts stattgefunden, welche das Stadtrecht dem frem- 
den Recht gegenüber widerstandsfähiger machte. Es war 
zugleich die städtische Intelligenz und Bildung, welche, in den 
städtischen Schöffengerichten vertreten, die Erhaltung dieser 
Gerichte und damit ihren Uebergang in die neue Zeit ermög- 
lichten. Während . die bäuerlichen Schöffengerichte auf dem 
platten Lande keiner Umbildung durch Aufnahme neuer Ideen 
fähig waren und in Folge dessen seit dem dreissigjährigen 
Krieg theils verschwanden, theils in eine blosse Reminiscenz 
sich verwandelten, blieb in den Städten eine Reihe von 
Schöffenstühlen noch lange hinaus in voller Wirksamkeit 
und erlitt überhaupt die städtische Gerichtsverfassung eine 
weit geringere Umwälzung, als die ländliche. Damit hängt 
zusammen, dass das Stadtrecht weit conservativer war in 
der Erhaltung des einheimischen Rechts als das Landrecht, 
und Qehen wir z. B. am Ostseestrande die Städte jübischen 
Rechts als Inseln deutschen Rechts hervorragen, während das 
platte Land vom römischen Recht überschwemmt ist. Für 
die Landrechte war es nur dem Einschreiten des Landesherrn 
zu danken, dass durch das Mittel der Landesgesetzgebung 
Bruchstücke deutschen Rechts aus dem allgemeinen Schiff- 
bruch gerettet wurden. So entstanden im 16. und 17. Jahr- 
hundert die Landrechte in den Territorien und die Refor- 
mationen in den deutschen Städten, welche wir als die homo- 
logirten Coutumes des deutschen Land- und Stadtrechts be- 
zeichnen können. Sie vermittelten den Compromiss, welchen 
die deutschen Partikularrechte zwischen dem deutschen mittel- 
alterlichen Recht und dem fremden Recht zu Wege brachten. 
Zugleich war damit der Gegensatz des gemeinen Rechts und 
des Partikularrechts in die deutsche Rechtsgeschichte ein- 
geführt. Das gemeine Recht ist das recipirte fremde, und das 
Partikularrecht in der Hauptsache das noch gerettete mittel- 
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alterliche Recht. Wir sehen zugleich, dass der Gegensatz des 
gemeinen und des partikulären Rechts im 16. und 17. Jahr- 
hundert mit dem Gegensatz des italienischen und des conser- 
virten fränkischen Rechts zusammenfällt. 

Das Machtverhältniss zwischen dem gemeinen italienischen 
Recht und den deutschen Partikularrechten ist zu verschiedenen 
Zeiten ein verschiedenes gewesen. In der Receptionsperiode, 
d. h. im 16. und 17. Jahrhundert, ist das gemeine Recht ent- 
schieden in der Oberhand. Es ist der einzige Gegenstand der 
deutschen Rechtswissenschaft und die Grundlage, von welcher 
die Praxis aller deutschen Gerichte geistig beherrscht wird. 
Das recipirte italienische Recht ist in unaufhaltsamem Vor- 
dringen begriffen. Erst im 18. Jahrhundert beginnt die sieg- 
reiche Reaction der Partikularrechte gegen das fremde Recht. 
Die Kritik, welche das Naturrecht an dem überkommenen ge- 
meinen Recht übte, zugleich der Glaube an ein durch die 
Vernunft des Gesetzgebers neu zu entdeckendes und durch 
seinen einfachen Befehl in Wirklichkeit zu setzendes, ideales 
Recht erzeugte die Emancipationsbewegung , die Revolution 
gegen den usus modernus Pandectarum. Die aufgeklärte 
Gesetzgebung der absoluten Monarchie eröffnete gegen das 
gemeine Recht den Krieg, und das preussische Landrecht, 
sowie das österreichische bürgerliche Gesetzbuch leiteten die 
moderne Gesetzgebung ein, deren Aufgabe ist, „durch das 
römische Recht über das römische Recht hinaus" zu gelangen. 
Die Erschütterung, welche die Herrschaft des römischen Rechts 
durch Friedrich den Grossen und Maria Theresia erfuhr, ward 
vollendet durch die römische Rechtswissenschaft unseres Jahr- 
hunderts. Indem Savigny und seine Schule das über- 
kommene, mit italienischen und deutschen Gewohnheiten ver- 
setzte römische Recht beseitigten und an die Stelle des usus 
modernus Pandectarum das reine römische Recht des Corpus 
Juris setzten, ward dem römischen Recht, was ihm an wissen- 
schaftlicher Ausbildung gewonnen wurde, zugleich an prak- 
tischer Anwendbarkeit genommen. Es verstand sich von selber, 
dass das reine römische Recht in Deutschland auf die Dauer 
unmöglich war, und dass die Rückkehr der Theorie zur An- 
tike als Gegenwirkung die um so entschiedenere Loslösung 
der Gesetzgebung von den positiven römischen Rechtssätzen 



80 

und die freie Entfaltung moderner Principien zur Folge haben 
niusste. 

Indem die historische Schule die volle Herrlichkeit des 
klassischen römischen Rechts restaurirte, war sie zugleich für 
unser Jahrhundert der wichtigste Factor, um uns von der 
praktischen Geltung desselben zu befreien. Die geschichtliche 
Schule hat den Bruch mit der Geschichte fördern helfen. Vor 
unseren Augen fällt jetzt die HeiTschaft des alten gemeinen 
und zugleich die formelle Geltung des römischen Rechts 
zusammen. Das 19. Jahrhundert zieht auch an dieser 
Stelle die Consequenzen der Principien, welche die Auf- 
klärung des 18. Jahrhunderts in die Welt gesetzt hat. Die 
Idee des 18. Jahrhunderts ist die Befreiung des Einzelnen 
und ebenso des Gesetzgebers von der Tradition. Gerade 
dies ist das Lebensprincip auch unserer gegenwärtigen Rechts- 
entwickelung. In der Wissenschaft sind wir historisch, in der 
praktischen Gesetzgebung aber revolutionär. Die Alleinherr- 
schaft der gesetzgeberischen Intelligenz auf dem ganzen Rechts- 
gebiet, mit all ihrer Raschheit, Kühnheit, Energie, ihrem Alles 
überwältigenden Selbstbewusstsein, aber auch mit all ihren 
Schwächen, ihrer Kurzsichtigkeit, ihren fehlgeschlagenen Ver- 
suchen, doch immer aufs Neue mit ungebrochenem Muth auf 
schwankem Gesetzesschiff in den Sturm des Lebens hinaus- 
fahrend, sie ist das Kennzeichen unserer Zeit, und offenbart 
zugleich, dass die Rechtsgeschichte des 19. Jahrhunderts 
nicht durch die Ideen der deutschen historischen Schule, son- 
dern ununterbrochen durch die übermächtige Philosophie der 
Aufklärung, durch die mit elementarer Kraft noch heute die 
Gemüther beherrschenden Gedanken des Naturrechts bestimmt 
wird. Das Recht von heute ruht nicht im Corpus Juris, noch 
in der Wissenschaft, noch in den Gewohnheiten der Nation, 
sondern in den Falten des Mantels unserer Gesetzgeber. 

Die Zeit des fränkischen und die Zeit des römischen 

Rechts ist vorüber, und die Zeit des modernen Rechts ist 

herbeigekommen. 

III. 
S c h 1 n s s« 

Suchen wir aus dem Vorigen einige Schlussfolgerungen 
zu gewinnen. 
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Wir haben in Deutschland gemeines Recht und Partiku- 
larrecht. Die Vorgeschichte des gemeinen Rechts spielt, wie 
sich gezeigt hat, in Italien. Vom 16. Jahrhundert rück- 
wärtsgehend, müssen wir die Alpen übersteigen, um in das 
Vaterland unseres gemeinen deutschen Rechtes zu ge- 
langen. Seine Quellen sind das römische und kanonische 
Corpus Juris, der Liber Papiensis, die italienischen Statuten 
und die italienische Doctrin. ^®^) 

Die Wurzeln unserer Partikularrechte liegen dagegen im 
deutschen Mittelalter, diesseits der Alpen, und die Geschichte 
unserer deutschen Partikularrechte pflegen wir daher insbe- 
sondere deutsche Rechtsgeschichte zu nennen. Es hat sich 
ergeben, dass diese deutsche Reehtsgeschichte einen Zweig der 
fränkischen und zwar der salisch-fränkischen Rechtsgeschichte 
darstellt. Darum nimmt die Erforschung des fränkischen 
Rechts die grundlegende Stellung für die ganze deutsche 
Rechtsgeschichte ein. Das fränkische Recht allein giebt den 
Schlüssel für das Verständniss des Sachsenspiegels wie des 
Schwabenspiegels, für das Verständniss des mittelalterlichen 
Rechts überhaupt. Wir können den Sachsenspiegel nicht aus 
sich selber, auch nicht aus altsächsischem Recht, sondern nur 
aus dem altfränkischen Recht erklären. Es erhellt zugleich 
die hervorragende Bedeutung, welche die französischen und' 
die englischen Rechtsquellen für die deutsche Rechtsgeschichte 
haben. Wenn wir französisches und englisches mittelalter- 
liches Recht heranziehen, so vergleichen wir nicht deutsches 
Recht mit fremdem Recht, sondern nur verschiedene Erschei- 
nungsformen desselben einen Rechts. Das deutsche, franzö- 
sische, englische Recht des Mittelalters sind auf demselben 
einen Stamm des salischen Frankenrechts gewachsen. Die 
Coutumes von Nordfrankreich sind dem Sachsenspiegel näher 
verwandt, als die alte Lex Saxonum, und der Schwabenspiegel 
kann mehr Licht durch englische Rechtsquellen als durch die 



109) Wetze II ist daher, wie ich gegen Lab and (Krit. Vierteljahrs- 
schrift XXII S. 119) bemerken muss, vollkommen im Recht, wenn er 
für die Geschichte des gemeinen Givilprocesses nicht die deutsch-mittel- 
alterlichen, sondern die italienischen Quellen zum Ausgangspunkt nimmt. 
Was im gemeinen Process als germanisch erscheint, knüpft an die 
Lombarda und an das kanonische Recht an. 



#^ ... . •'■^.. -r. !- ^-::,. *>i l-TTf^ iii'Sis: *sitsxbar das 

- .. . -', l'- .: t^ ' 1- *j-*.::-L «Lr^jii*: l.e'irr tdiijewirkt 

tJ :. .-..-fi » -' ..-- i.^-j - >-lr^ ? >''jfn>:.r.:'di!dii im Zweifel 

1 H' 'j-.r. --..* 2*r_.". j.-;-:^_n* >er ueiL ^ J^lirhiiiidert 

/ ••-- ->^ u-r.. l-Li-ü-^.-.-^a i4-r:ir -•--l^ *'^b*: Orzi-yt von 
1.1 .ii-'i " Lr-r:.r.''i t.- .•:irt iLnm'^i-JL a^^ EiLfiiisen zu- 

••:: ^ Vit fi:* :kl l*---:in^L^^.rIi.='' zl ^-iittiiL-^KTTi*r I^tncfatong- 
l't.:: i ::^Li'*"^ cii* i: r..--^:r:^ l»t^^*t ii«n ZiL^'jiZ::» des bur- 
j'ui.^-i j'^-L Lriui.. :;Lt i.r.i..L jiiixLjr-- iti Tnii ^t^iins^rbe Recht, 
u:.- 5.vvr vr -tr ii> 1 ri *ri.^!LittT. ^tmiTc^^L. iss altiLüringi- 
H'/ir: U1.1 f.-L -.:.-:.-•-::»* I-rv..' TiT^/r.-ri'jLr -ictr mittelbar 
z-t.'HT. inT L>."i>l Lir lut^i 'a^ ""'■ v:>^ ''*r^- Ecitbs Und der 
r. ii-aiitt^ Z-^"/::ic- :".i-:.i j-rrs ±"L: r.-HÜirO. LijLii eicgewirkt. 
Ii-r/: <-jjtT- iF^ tu: ii^n I».oia ^rr ^LL^-^iiv-i-a BeächshaUte 
u^t L.'"^L r. r'i>rrrtui.i:i - rij^ n -t!r L-filirf:!.; Wicklung der 
:;:^-Li.i':'.!i ^üzliu*: i^^Lljt^z ^^li ijr rJaiLe gewaltige Auf- 
zt'j^, ^•^.ni.Lil-'il^ tulI iL:^-z_ii.Lii?i ^esei n verschmelzen 
^^i lJ ir^ Zr,T-r!rL '^^ rZ-rj^rr^iil^ eii. neaes Weltreich 
z* *:r.:iir:t-. I*i*: i-:f-t:=»:!:ir Ea:l:^^e>iliil:e hat für die Be- 
Läi:*i:-Z -rrr P^T:>it: i^ frL-.'tr.v.Vn Etiiis die Betrachtang 
d>:^T S:A::.:r.-e^r^:^:e nh Itr BÄrLi:::i.z des fränkischen 
li^rCL'ji zu vertii.:^:;: iie Lit ürK: Gejer.^tz zum fränkischen 
liittrht cl4 den ÜLterzM-z dersellen im Umkreis des fran- 
kLKihes BeicLei darzmh^uL 

Eine dritte Gruppe germanischer Bechte steht ausserhalb 
der Geschichte des fränkirichen Bechts. Das sind die nord- 
gennanL<'ben Bechte und das ihnen nahe verwandte friesische 
Becht Das friesische Becht war in Deutschland das einzige, 
welches der Umbildung durch das fränkische Becht widerstand 
und zugleich damit sich von der Theilnahme an der deutschen 
Becbtsgeschichte aus<chloss. Als drittes Becht dieser Art ist 
das angelsächsische Becht zu nennen, welches zwar im Umkreis 
des alten römischen Beichs entstand, aber doch vom römi- 
schen Becht und ebenso vom Frankenrecht bis zur norman- 
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nischen Eroberung unberührt blieb. Die soeben genannten 
Rechte nehmen nicht für die eigentlich deutsche ßechts- 
geschichte, sondern nur für die germanische Rechtsgeschichte 
ein unmittelbares Interesse in Anspruch. Sic vermögen unsern 
Horizont über den der fränkischen Rechtsideen hinaus zu 
erweitern. Sie sind ein Mittel der vergleichenden Rechts- 
geschichte, um aus den gemeinsamen Grundzügen, welche sie 
mit den übrigen germanischen Rechten aufweisen, auf das 
gemeinsame Urrecht älterer Zeiten zurückzuschliessen. Siegeben 
uns neben den Rechten des fränkischen Rechtskreises ein 
Hülfsmittel ersten Ranges, und zwar um so mehr, weil sie vom 
römischen Recht nicht beeinflusst worden sind, um die alt- 
germanischen Zustände, welche Cäsar und Tacitus uns schildern, 
zu reconstruiren. 

So werden wir für die Methode unserer Rechtsgeschichte 
drei verschiedene Perioden unterscheiden müssen. Die erste 
Periode ist die des altgermanischen Rechts. Hier liegt der 
Schwerpunkt, soweit es sich darum handelt, die Nachrichten 
des Cäsar und Tacitus zu ergänzen, in den nordgermanischen 
Rechten, dem friesischen und angelsächsichen Recht mit 
ihren jungfräulich bewahrten urgermanischen Traditionen. Die 
zweite Periode ist die des fränkischen Rechts, ein Jahr- 
tausend deutscher Rechtsgeschichte vom 6. bis zum 16. Jahr- 
hundert umfassend. Hier liegt das geschichtliche Interesse 
umgekehrt im Frankenrecht und in seinem Verhältniss zu 
den Stammesrechten, welche innerhalb seines Machtbereiches 
sich befinden. Die dritte Periode nimmt mit der Reccption 
des fremden Rechts im 16. Jahrhundert ihren Anfang. 
Hier münden die Quellen des italienischen Rechts in die 
deutsche Rechtsgeschichte ein, und die Geschichte dieser Zeit 
handelt von dem Kampf auf Tod und Leben, welcher dem 
fränkischen .Recht von einem übermächtigen Gegner auf- 
genöthigt wurde. 

Noch ein anderes Resultat können wir für die Gesammt- 
auflfassung der deutschen Rechtsgcschichte gewinnen. Deutsch- 
land ist seit dem 6. Jahrhundert das Land der Reception 
gewesen. Es hat im Mittelalter das fränkische Recht, in der 
Zeit der Renaissance das italienische Recht recipirt. Ab- 
wechselnd sind Frankreich und Italien die dominirenden Gross- 
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mächte für die deutsche Rechtsgeschichte gewesen. Die neueste 
Zeit giebt nur einer neuen WandUing derselben Thatsache Aus- 
druck. Indem wir uns von dem italienischen Recht befreien, 
beginnen wir aufs Neue, dem französischen Recht unsere 
Huldigungen darzubringen. Es war einst im 6. Jahr- 
hundert das salisch - fränkische Recht gewesen , welches das 
römische Recht aus seiner Weltherrschaft verdrängte. Heute 
sehen wir einen ähnlichen Vorgang sich wiederholen, und zwar 
nicht blos in Deutschland. Mit den Ideen von 1789 macht 
auch das neufranzösische Recht eine Reise um die Welt. Das 
moderne Recht, welches in Deutschland heute an die Stelle 
des römischen tritt, hat seine Geburtsstätte wiederum in 
Frankreich. Wir haben französische Staatsverfassung, fran- 
zösische Gerichtsverfassung, französisches Strafrecht, französi- 
schen Process, wenn auch mit theilweiser Umbildung, durch 
unsere Gesetzgebung recipirt, und das bevorstehende bürger- 
liche Gesetzbuch des deutschen Reichs wird vermuthlich 
in mancher Hinsicht die Spuren des code civil an sich 
tragen. Von dem fränkischen Recht des Mittelalters sind 
wir einst zum italienischen Recht übergegangen. Heute kehren 
wir aufs Neue zu dem Recht von jenseits des Rheins zu- 
rück, aber während das altfränkische Recht des Mittelalters 
den Geist der Gothik und des Feudalismus in sich trug, hat 
das neufränkische Recht, welches wir heute recipiren, in Licht- 
und Schattenseiten den Stempel seines Wesens von der 
französischen Revolution empfangen. 

Trotzdem ist die Reception von heute zugleich eine Rück- 
kehr zu uns selbst. Wie die französische Revolution, so ist 
auch das neufranzösische Recht aus dem gemeinsamen Geistes- 
leben der abendländischen Völker hervorgegangen. Es ist 
nicht blos fremdes, sondern auch von uns und unseren Vor- 
fahren miterarbeitetes Recht, welches wir in Folge französi- 
scher Anregung bei uns einführen. Indem wir, aus der Schule 
des antiken Rechts hervorgehend, den modernen Rechtsstofif 
zu bewältigen streben, vollziehen wir auch auf dem Gebiet des 
Rechtslebens die grosse Aufgabe der Neuzeit, die reinen Formen, 
welche uns das klassische Alterthum überlieferte, mit dem 
lebendigen Inhalt der Gegenwart zu erfüllen. 




